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MoNnIKA ABRAHAM 


Im Frühjahr 1995 fand im Rahmen der Sozial- 
pädagogischen Fortbildung eine Vortragsreihe 
mit dem Thema "Umbau statt Ausbau?" statt. 


Mit dieser Vortragsreihe wollten wir den Ver- 
such wagen, auch in Zeiten knapper werdender 
öffentlicher Finanzmittel eine fachlich notwen- 
dige, Bestehendes problematisierende und Neu- 
es fordernde Diskussion zu führen. Unter dem 
0.g. Motto stellten ExpertInnen fachliche Wei- 
terentwicklungen und Möglichkeiten zur Dis- 
kussion, wie trotz veränderter wirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen die fachlich notwendigen 
Standards und rechtlich verbindlichen Aufga- 
ben der Jugendhilfe aufrechterhalten und wei- 
‚terentwickelt werden können. 


Diese Diskussion anzustoßen schien uns not- 
wendig zu sein. Um es mit C. Wolfgang Müller 
zu sagen: "Es scheint mir deshalb an der Zeit 
zu sein, ergänzend zu der Frage "Wie wir uns 
befinden", die zusätzliche Frage zu stellen 
. "Was wir bewirken". Und weiter sagt er: "Das 
hängt nicht nur mit dem Infragestellen des An- 
spruchscharakters sozialstaatlicher Leistungen 
zusammen, sondern auch mit der Erkenntnis, 
daß diese Leistung möglicherweise wirksamer 
und haushälterischer erbracht werden könnte, 
als es uns Tradition und Routine nahezulegen 
scheinen." (In: H. von Spiegel "Aus Erfahrun- 
gen lernen"). 


Wie kommt Prof. Müller zu solch einer Ein- 
schätzung? Stehen wir in der BRD heute vor 
oder schon in einer besonderen Situation? Sieht 
sich die soziale Arbeit besonderen Anforderun- 
gen gegenüber (oder können wir die heutige Si- 
tuation mit "früheren" vergleichen)? 


Soziale Arbeit ist seit jeher mit Problemen kon- 
frontiert, deren komplexe Ursachen gesamtge- 
sellschaftlicher Art sind und die in dem Sozial- 
wesen eher ferner liegende Bereiche von Poli- 
tik und Verwaltung zu suchen sind. 


Massenarbeitslosigkeit, dauerhaft hohe Sozial- 
hilfeempfänger-Zahlen, steigende Armut bei 
zahlreichen Bevölkerungsgruppen, Defizite im 
ambulanten und stationären Bereich bei der 
Versorgung pflegebedürftiger alter Menschen, 
fehlender Wohnraum und steigende Mieten, 
Verdrängungsprozesse auf dem Wohnungs- 
markt und die kleinräumige Konzentration von 
Armutsbevölkerung sind insbesondere die Fol- 
ge einer die Gesellschaft spaltenden Politik auf 
Bundesebene. 


Zitat: "Keinem wird es schlechter gehen, aber 
vielen besser" sagte Helmut Kohl am Anfang 
des deutschen Einigungsprozesses. Wie wir 
heute alle wissen, ist diese eine Fehleinschät- 
zung. Die objektiv enorme Belastung aus der 
deutschen Einigung und eine weltweit konjunk- 
turelle Abschwächung gepaart mit Versäumnis- 
sen, Fehleinschätzungen und falschen Verspre- 
chungen der Bundesregierung führten in eine 
Wirtschafts- und Finanzkrise, wie es sie in der. 
Bundesrepublik Deutschland seit der Grün- 
dungsjahre nicht gegeben hat. 


Sehen wir uns kurz an, wem es in Hamburg 
schlechter geht und wem besser. 


e Jedes 11. Kind in Hamburg wächst in einer 
verarmten Familie auf. 


e Gemessen an ihrer Einwohnerzahl leben in 
Hamburg und in Bremen die meisten mittello-. 


sen Menschen im Vergleich zu anderen Groß- 
städten 


«9,4 % der Hamburger Bevölkerung bezieht 
Hilfe zum Lebensunterhalt. Ihr Anteil hat sich 
von 1980 bis 1989 verdreifacht. 


Diesen Menschen, und das sind nicht wenige 
und tatsächliche oder potentielle KlientInnen 
der Sozialarbeit, geht es deutlich schlechter. 


Deutlich besser hingegen geht es denjenigen, 
denen es schon vor der Wende sehr gut gegan- 
gen ist: 


e In der Zeit von 1980 - 1989 hat sich die Zahl 
der Einkommensmillionäre knapp verdoppelt. 


e Ihr Nettoeinkommen nach dem Steuerabzug 
hat sich fast verfünffacht, so daß im Schnitt je- 
der Einkommensmillionär in Hamburg im Jahr 
netto 3,7 Mio DM bezieht. 


e 0,28 % der Hamburger Bevölkerung besitzen 
rd. 70 % des Privatvermögens. 


(zitiert nach Ulrich Podszuweit aus einem un- 
veröffentlichten Manuskript) 


Dies zeigt m. M.n., daß wir in der Tat vor einer 
neuen Herausforderung stehen, die sich insbe- 
sondere durch folgendes auszeichnet: 


e Immer mehr Menschen werden von der Ar- 
mutsentwicklung erfaßt und nicht mehr nur die 
sog. gesellschaftlichen "Randgruppen". 


e Ganze Stadtgebiete verslumen mit den be- 
kannten psycho-sozialen Folgen und 


e scheinbar gibt es einen breiten gesellschaftli- 
chen Konsens, sich dies "leisten" zu wollen, 
sich mit rund 1/3 ausgegrenzter Bevölkerung 
abfinden zu wollen. 


Anders ist dies m. E. nach nicht zu erklären. 


"Angesichts dieses Befundes sind auf seiten der 
im sozialen Bereich professionell tätige relativ 
klar beschreibbare Kompetenzen klar gefordert: 
Wer zur Integration in einer sich immer stärker 
ausdifferenzierten Gesellschaft beitragen will, 
muß in vielen verschiedenen Lebenswelten 
kommunikationsfähig sein und wer sich für so- 
ziale Gerechtigkeit einsetzt, muß in der Lage 
sein, flexibel und erfinderisch Ressourcen aus 


dem vermögenden Teil der Gesellschaft für das 
untere Drittel zu erschließen." (Wolfgang Hin- 
te, in: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit 
9/94). 


Und für Hamburg formuliert Frau Dr. Trauer- 
nicht, Leiterin des Amtes für Jugend, Ähnli- 
ches: "Hier in Hamburg liegen die größten An- 
forderungen der Jugendhilfe seit der Einfüh- 
rung des KJHG in dem veränderten fachpoliti- 
schen Selbstverständnis, das es zu entwickeln 
gilt. Dieses meint "Nichthoheitliche Hilfen von 
Professionellen für ihr Klientel, sondern 
Dienstleistung für Leistungsberechtigte, Parti- 
zipation und Hilfe zur Selbsthilfe, Professionel- 
le als Moderatoren von Hilfeprozessen" (zitiert 
nach Standpunkt Sozial 2/94, Interview). 


Deutliche Hinweise, Leistungsangebote, aber 
auch sozialarbeiterisches Selbstverständnis und 
den Einsatz von sozialpädagogischen Fachkräf- 
ten neu zu überprüfen. Und dies nicht allein, 
weil die Ressourcen in einigen Bereichen mög- 
licherweise enger werden, sondern vielmehr, 
weil die gesellschaftspolitische Entwicklung 
neue Antworten herausfordert. 


In den folgenden hier dokumentierten Vorträ- 
gen werden die verschiedenen Themenbereiche 
unter dem Aspekt einer fachlichen Weiterent- 
wicklung und/oder Neu-Ordnung bisheriger 
Standards aufgegriffen. Dadurch einer fachöf- 
fentlichen Diskussion Impulse zu geben, war 
eine der Intentionen dieser Vortragsreihe. 


Wir hoffen, daß es uns gelungen ist und wün- 
schen Ihnen viele neue Anregungen auch beim 
Nachlesen dieser Beiträge von Timm Kunst- 
reich, C.W. Müller, Detlef Horn-Wagner und 
Marianne Meinhold. Bei allen ReferentInnen 
möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal 
dafür bedanken, daß sie zu uns nach Hamburg 
gekommen sind. Mein Dank gilt auch Herrn 
Christian Schrapper, dessen spannender Vor- 
trag "Das KJHG im Spannungsfeld zwischen 
Leistungs- und Gewährleistungsanspruch und 
kommunaler Sparhaushalte" leider in diesem 
Heft nicht veröffentlicht werden kann. 


. 


Auf die Frage "Ausbau oder Umbau?" werden 
viele spontan antworten: "... weder-noch: Von 
Abbau müßte die Rede sein"; oder: "... von 
Neubau sollte die Rede sein." Mein Versuch ei- 
ner Antwort gliedert sich in vier Abschnitte, die 
zugleich theoretische Vorüberlegungen für die 
abschließende "konkrete Utopie" sind. 


_1 Ausbau oder Umbau - 
Welche Zukunft meinen 
wir?" - Anmerkungen zu 


den Thesen von 1987/88' 


In meinen damaligen Überlegungen entwickel- 
te ich zwei Zukunftsmodelle: Das Modell 
"Ausbau" und das Modell "Umbau". Das Mo- 
dell "Ausbau" charakterisierte ich mit folgen- 
der These: "Zwar muß es durch qualitative Ver- 
besserungen eventuell auch Umschichtungen 
geben, insgesamt aber ist das Instrumentarium 
geeignet, mit den gegebenen Problemen fertig 
zu werden, d.h. mehr Personal, mehr Mittel 
sind erforderlich." In Kontrast dazu das Modell 
"Umbau": "Die bisherige Ausdifferenzierung 
sozialpädagogischer Institutionen trifft nicht 
(mehr) die gesellschaftlichen Problemlagen. Es 
besteht sogar die Gefahr, daß Einrichtungen 
selbst die Probleme produzieren, die sie vorge- 
ben, zu bearbeiten. In einigen Bereichen geht es 
zwar auch um Personalvermehrung, hauptsäch- 


wachsender Verarmung 
den Arbeitsfeldern sozia 


Pror. Dr. TımM KUNSTREICH 


lich geht es jedoch um neue Arbeitsformen und 


n2 


-inhalte. 


In den Erläuterungen zu den Thesen verband 
ich das Modell "Ausbau" mit einer sozialtech- 
nologischen Sichtweise, die auf die Beseitigung 
individueller Defizite vor dem Hintergrund un- 
strittig herrschender Normen orientiert ist und 
das Modell "Umbau" mit einem sozialpartizi- 
pativen Ansatz, der eine Pluralität von Leben- 
sentwürfen und eine entsprechende Vielfalt von 
dazugehörigen normativen Orientierungen un- 
terstellt. 


Beide Modelle geben unterschiedliche Antwor- 
ten auf gesellschaftliche Spaltungen und Aus- 
grenzungen, die nur sehr unvollkommen, aber 
dafür plakativ mit der Zwei - Drittel - bzw. Ein 
- Drittel - Gesellschaft umschrieben werden. 
"In unterschiedlichen Bereichen und mit unter- 
schiedlichen Mechanismen finden biographi- 
sche und geschlechtsspezifische Ausgrenzungs- 
prozesse (Jugend und Alter), gruppenspezifi- 
sche (Rationalisierungsopfer), regional-spezifi- 
sche (Ruhrgebiet), saisonale- und branchenspe- 
zifische Ausgrenzungen (Baugewerbe, Werftin- 


Timm Kunstreich: Ausbau oder Umbau? in: Sozial-extra, Heft 2, 1988, S. 4-12 (überarbeitet in: WIDER- 


SPRÜCHE, Heft 28, 1988, S. 7-13 
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dustrie) statt. Zwar lassen sich sicherlich Grup- 
pen ausmachen, in denen diese Prozesse kumu- 
lieren (z.B. junge Frauen mit Kindern in einem 
von hoher Arbeitslosigkeit betroffenem Ge- 
biet), das qualitativ Neue an den seit ca. der 
70er Jahre verstärkt auftretenden Ausgren- 
zungsprozessen ist jedoch deren individualisie- 
rende Wirkung." Diese gesellschaftliche 
Grundströmung vorausgesetzt und weiterhin 
vorausgesetzt, daß diese Prozesse der Ausgren- 
zung und der Spaltungen nicht weniger, son- 
dern häufiger und schwerwiegender werden, ist 
zu fragen, welche Optionen in den beiden vor- 
gestellten Modellen enthalten sind - welche 
"Zukünfte". 


"Betrachten wir zunächst wiederum das Modell 
Ausbau. Es liegt in der linearen Logik dieses 
Modelles, gesellschaftliche Konflikte und Wi- 
dersprüche zu individualisieren und damit den 
schon kurz apostrophierten Individualisie- 
rungstrend der Spaltungen zu verstärken, zum 
Teil mit zu produzieren. ... Allerdings trifft die- 
se kontrollierende und disziplinierende Wir- 
kung sozialer Kontrolle eher das 'ausgegrenzte 
Drittel’. Während in der 'Kerngesellschaft' (die 
anderen zwei Drittel) weiterhin die individuelle 
Rehabilitation oder der individuelle Defizitaus- 
gleich gelingen mag, entsteht auf dieser Basıs 
unter der Hand eine Entmischung der sozial- 
pädagogischen Institutionen. ... 


Eine Verstärkung dieser Tendenzen wird das eh 
schon vorhandene, nur auf die einzelnen Insti- 
tutionen gerichtete Denken der dort Beschäftig- 
ten noch fördern. Aus dieser Situation heraus 
ist es verständlich, nur für die eigenen Ressour- 
cen zu kämpfen und nicht auf womöglich 
gleichgelagerte Einrichtungen im Umfeld ein- 
zugehen. Weiterhin wird diese Orientierung da- 
durch gefestigt, daß Spezialisierung und Ein- 
zelfalldenken legitimiert durch entsprechende 
psychosoziale und therapeutische Konzepte - 
dieses Entwicklungsmuster immer wieder be- 
stätigen."* 


Der linearen Logik entsprechend kann ein der- 
artiges Modell seine eigene Zukunft nur in 
'Mehr - desselben' sehen, während dem Modell 
Umbau eher die Entwicklungslogik einer Spi- 
rale entsprechen würde, da "dieses Konzept 
von einer Vielfalt gesellschaftlicher Konflikte 


ebd., S. 10 
"ebd, S. 11 
ebd., S. 11 
ebd., S. 12 


ausgeht, die durch entsprechende Kräftever- 
hältnisse und Kräftefelder im Gleichgewicht 
oder in der Dynamik gehalten werden. ..."” 


Am Beispiel der Diversion, also des Umgangs 
mit jugendlichen Straftätern, versuchte ich 
deutlich zu machen, was es konkret heißt, sich 
an dem Alltag und der tatsächlichen milieuspe- 
zifischen Lebenslage zu orientieren. Weiterhin 
wird an dem Beispiel deutlich, daß Ausgangs- 
punkt dieses Modells nicht die isolierte Interak- 
tion Sozialarbeiter - Klient ist, sondern das gan- 
ze soziale und institutionelle Kräftefeld, in dem 
die Interaktion stattfindet. Entwicklungslinien 
dieses Modells gehen in Richtung Öffnung und 
Vernetzung von Institutionen, Orientierung der 
Organisationsform nicht an vorgefundenen In- 
stitutionen, sondern an der Frage, wie unter- 
schiedliche Teilhabemöglichkeiten an gesell- 
schaftlichen Gestaltungsprozessen auch für aus 
wichtigen gesellschaftlichen Bereichen (vor al- 
lem der Arbeit und der Bildung) ausgegrenzte 
Kinder und Jugendliche organisiert werden 
können, und wie die Autonomie von Einrich- 
tungen gesichert werden kann, damit eine Ver- 
netzung nicht zu einer subtileren Kontrolle 
wird. Für ein derartig offenes Modell präzise 
Prognosen zu stellen, ist naturgemäß schwieri- 
ger. 


"Während die entscheidende Frage für das erste 
Entwicklungsmodell die Frage nach der Ver- 
mehrung der institutionell gebundenen, perso- 
nellen Ressourcen ist, ist es für das sozialparti- 
zipative Modell von entscheidender Bedeutung, 
welche Veränderungen sich im Kontext seiner 
Arbeit ergeben. Z.B., ob es möglich sein wird, 
sinnvollere Systeme der Arbeitsbeschaffung 
durchzusetzen als das jetzige ABM - System, 
ob es möglich sein wird, soziale Sicherungsga- 
rantien 'zu sockeln' (Mindesteinkommen). Mit 
diesem Modell ist allerdings auch eine gewisse 
Unschärfe sozialpädagogischer Interventionen 
verbunden. Es sind sowohl Überlappungen zum 
Bereich der im engeren Sinne psychosozialen 
Versorgung denkbar (und realisierbar) als auch 
in Richtung von Kulturarbeit (was schon in et- 
lichen Jugendeinrichtungen der Fall ist)."° 


Schon aus der Darstellung beider Modelle ist 
unschwer zu ersehen, welchem der beiden mei- 
ne Sympathie gehört. Meine gemäßigt - optimi- 


stische Prognose, daß das Modell 'Umbau' an 
Boden gewinnt, hat durch den Anschluß des 
deutschen Ostens an den deutschen Westen ei- 
nen empfindlichen Dämpfer bekommen: Das 


sozialtechnologische Modell 'Ausbau' erwies - 


sich beim Abbau und Neuaufbau als die kon- 
kurrenzlose hegemoniale Realität, die keine an- 
deren Ansätze neben sich duldet - z.B. die ba- 
sisdemokratischen der Wende.’ 


Allerdings - und das sollte nicht zu gering be- 
wertet werden - sind Elemente eines auf Parti- 
zipation hin orientierten Umbaus durchaus im 
neuen KJHG zu finden (ebenso im neuen Be- 
treuungsgesetz, worauf hier aber nicht weiter 
eingegangen werden kann). Die Verabschie- 
dung dieses Gesetzes war 1987 nicht abzuse- 
hen: Zu lange währte schon der Streit, zu strit- 
tig erschienen die Positionen zwischen Regie- 
rungslager und Opposition, als daß in diesem 
Jahrhundert noch ein neues Jugendhilfegesetz 
beschlossen würde. Im nachhinein verwundert 
dieser überraschende Kompromiß jedoch nicht, 
sieht man ihn. als Element in der Herausbildung 
eines neuen sozialpolitischen Konsenses der 
herrschenden Parteien und Gruppierungen an, 
in dem der "fordistische", sozialdemokratisch/ 
gewerkschaftliche Block sich zunehmend den 
Forderungen einer liberal - konservativen Dere- 
gulierung unterwirft. Dieser von der letzten Re- 
gierung Schmidt begonnene, dann von der 
Kohl/ Genscher - Regierung forcierte Umbau 
war zwar bei vielen Deregulierungsschritten 
umstritten, hat jedoch letztlich die liberal - kon- 
servative Hegemonie gefestigt, nicht zuletzt 
durch Zugeständnisse an den sozialdemokrati- 
schen und grün - alternativen Teil des "hege- 
monialen Blocks", denen man in vergleichswei- 
se randständigen Gebieten wie dem KJHG 
durchaus Zugeständnisse machen konnte. 


Unter diesem Aspekt verkörpert dieses Gesetz 
etwas Neues - nämlich ein sozialtechnologi- 
sches Modell 'Umbau': 


Individualisierung der Lebensentwürfe und 
Pluralisierung des Milieus sowie Teilhabe- und 
Lebensweltorientierung sind immer wieder 
Kernbegriffe in der Begründung der wichtig- 
sten Paragraphen des KJHG. 


Auch wenn vielfach die Familienlastigkeit 
des Gesetzes beklagt wird, ist jedoch nicht dar- 
über hinweg zu sehen, daß Wahlmöglichkeiten 


und Bestimmungsrechte der Erziehungsberech- 
tigten bei der Erbringung von Leistungen ein 
qualitativ neues Element in diesem Gesetz sind. 


Nimmt man den zeitgleich und von führen- 
den, eher sozialdemokratisch orientierten Re- 
formerInnen verfaßten 8. Jugendbericht als 
Kommentar zum KJHG hinzu, so entsteht das 


Bild eines umfassenden 
gesellschaftlichen Kon- 
senses, der einen Ab- 
schied vom alten sozial- 
technologischen Modell 
signalisiert und sich weit- 
gehend sozialpartizipati- 
ven Vorstellungen ver- 
schreibt. Sieht man je- 
doch das KJHG nicht iso- 
liert, sondern im Kontext 
der zentralen liberal - 
konservativen Deregulie- 
rungsvorhaben, so liest 
sich das KJHG als Abfe- 
derung der Kostenumver- 
teilungen in der Gesund- 
heitsreform und in den 
AFG - Novellierungen, 
deren zentraler materiel- 
ler und ideologischer 
Fixpunkt die Privatisie- 
rung von Risiken auf der 
Basis einer reduzierten 
Grundsicherung ist - was 


Sieht man das KJHG 
nicht isoliert, sondern 
im Kontext der zentra- 
len liberal - konservati- 
ven Deregulierungs- 
vorhaben, so liest sich 
das KJHG als Abfede- 
rung der | 
Kostenumverteilungen 
in der Gesundheitsre- 
form und in den AFG - 
Novellierungen, deren 
zentraler materieller 
und ideologischer Fix- 
punkt die Privatisie- 
rung von Risiken auf 
der Basis einer redu- 
zierten Grundsiche- 


unter dem Thema "Nega- 
tivsteuer" diskutiert wird, 
in der Deckelung der So- 
zialhilfe auf niedrigstem Niveau schon reali- 
siert ist und was mit der Pflegeversicherung, 
die ausschließlich zu Lasten der Lohnabhängi- 
gen geht, mit einem wichtigen Grundsatz der 
"Sozialpartnerschaft" bricht. 


rung Ist 


Die Leistungen des KJHG - vor allem der 
rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung und 
die Leistungen nach $ 27 f - können materiell 
für jene 30% der Bevölkerung unterstützend 
wirken, die in den letzten Jahren die Grenze der 
Sozialhilfebedürftigkeit geraten sind - oder die 
- wie in Ostdeutschland - zu über 50% von 
staatlichen Alimentationen abhängig sind. 
Ideologisch unterstützen sie durch ihre Fixie- 


rung auf die 'familienerhaltenden Kräfte‘ die 


Art von Selbsthilfefähigkeit, die von liberal - 


vgl. dazu KUNSTREICH , Timm, "Gewalt" und die Entwertung jugendlicher Lebenswelten in Ostdeutsch- 
land, in: Hans-Uwe OTTO, Roland MERTEN (Hg.), Rechtsradikale Gewalt im vereinigten Deutschland, 


Opladen 1993, S. 285-294 
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konservativer Seite immer propagiert wird, 
wenn es um den Abbau rechtlicher und materi- 
eller Leistungen in anderen Bereichen geht. 


Daß mit diesem sozialtechnologischen Modell 
"Umbau" weniger die absolute Verringerung 
der zur Verfügung stehenden Ressourcen als 

tatsächlich ein giganti- 


Unter den Schlagwor- scher Umbau und Um- 
ten: Schlanke Verwal- 
tung, Budgetierung, 
Delegation von Ent- gemeint ist, wird durch 
scheidung, Eingrenzen 
der Kernaufgaben des den 
Staates, Orientierung Schlanke Verwaltung, 
an Dienstleistungen 
und Produktorientie- Eingrenzen der 


verteilung zu Gunsten 
des neuen Heiligtums 
"Standort Deutschland" 


eine weitere Umbauten- 
denz verstärkt: Unter 
Schlagworten: 


Budgetierung, Delegati- 
on von Entscheidung, 


Vor dem Hintergrund der skizzierten Kontexte 
ergibt sich für die Arbeitsfelder sozialer Arbeit 
ein widersprüchliches Bild. 


Im Bereich der Kindertagesbetreuung erleben 
wir das Kunststück eines Ausbaus im Abbau: 
Um den Rechtsanspruch auf eine Tagesbetreu- 
ung zu realisieren, werden auf der einen Seite 
‚Billiglösungen' (Tagespflege und Kindergär- 
ten), auf der anderen Seite Flexibilisierungen 
als Umbaukonzept favorisiert (Reduzierung der 
Anwesenheitszeiten und der Dienstleistungen). 
Geblieben ist die sozialpolitische Instrumenta- 
lisierung der Kinderbetreuung: Sie soll auf der 


. einen Seite vor allen den Müttern ermöglichen, 


zu arbeiten (so fern sie einen Arbeitsplatz fın- 
den), auf der anderen Seite die familienpoliti- 
sche Kernthese, daß Kinder bei der Mutter am 
besten aufgehoben sind, stützen. Kinderpoli- 
tisch wird eher aus der Defensive argumentiert: 
Die zunehmende 'Akzeptanz' der Kinderta- 


rung wird der Umbau Kernaufgaben des Staa- 
tes, Orientierung an 


des Staalsapparates Dienstleistungen und 
selbst in Angriff ge- Produktorientierung 
nommen. damit der wird der Umbau des 
Staatsapparates selbst 
modernisierte Staat ;, Angritf Benömmen, 
seine Weltmachtpositi- damit der modernisierte 


on nicht nur halten Staat seine Weltmacht- 


gesunterbringung wird vor allem mit der Ein - 
Kind - Familie begründet. Von dem Recht des 
Kindes auf einen eigenständigen und von ihm 
wesentlich zu gestaltenden Ort ist nur noch am 
Rande die Rede. 


In der offenen Jugendarbeit ist vom Recht älte- 
rer Kinder und der Jugendlichen auf eigene so- 
ziale Räume kaum noch die Rede. In einigen 


position nicht nur hal- 


sondern ausbauen zen, sondern ausbauen 


‚kann (die Militarisie- 
rung der Außenpolitik 
ist dazu eine entsprechende Begleitmusik). 


Positiv an dieser Entwicklung ist zu vermerken, 


daß der Abbau feudalistischer Bürokratie zu 
Gunsten einer Dienstleistungsorganisation, die 
den Klienten zum Kunden und damit immerhin 
halbwegs mündigen Wirtschaftsbürger macht, 
die Staatsapparate auf die Ebene bürgerlich - 
kapitalistischer Vergesellschaftung hebt. Damit 
ist aber die Frage nach realer Demokratie, nach 
Partizipation an allen Angelegenheiten der Ge- 
sellschaft weder offensiv gestellt, geschweige 
denn ım Ansatz beantwortet worden. 


Arbeitsfelder sozialer Ar- 
beit im sozialtechnologi- 
schen Umbau - Eine kurze 
Besichtigung 
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befördert wurde. 


Großstädten wird hier real abgebaut (z.B. 
Schließung von Jugendzentren in Frankfurt) 
und/oder werden Einrichtungen der offenen Ju- 
gendarbeit für probleminduzierte "Gruppen" 
umgebaut. Denn eine Absicherung gelingt zur 
Zeit am besten, wenn man die Jugendlichen 
nicht als "gefährdet", sondern als die Gefährli- 
chen darstellt.’ 


Die stärksten Umbauimpulse sind durch das 
neue KJHG ganz sicher für den ambulanten 
und stationären Bereich der Hilfen zur Erzie- 
hung zu verzeichnen: Selbst die traditionellsten 
Einrichtungen in Bayern und Nordrhein - West- 
falen sehen sich - nicht zuletzt durch neue Fi- 
nanzierungsmodalitäten - gezwungen, sich fle- 
xibel auf ambulante und teilstationäre Ange- 
botsformen umzuorientieren. In Hamburg wird 
die Weiterentwicklung zwar durch die noch 
nicht gelösten Zuständigkeitsfragen hinausge- 
schoben, jedoch ist eine Jugendhilfeinfrastruk- 
tur in Konturen sichtbar, die statt traditioneller 
Heimkarrieren "moderne Maßnahmekarrieren" 


Vgl. die politische Rhetorik zum "Aktionsprogramm gegen. Aggression und Gewalt" in Ostdeutschland, wo 
unter diesem Titel in einigen Orten so etwas wie eine Jugendhilfe - Infrastruktur der offenen Jugendarbeit 


:# 


produziert. Durch die Versäulung (für jeden Pa- 
ragraphen eine institutionelle, eigenständige 
Einrichtungsstruktur) werden weiterreichende 
Ideen wie Jugendhilfestationen oder Jugendhil- 
fezentren erschwert, da jeder "Säule" zu der ei- 
genen Komplettierung nach der alten sozial- 
technologischen Melodie 'Mehrdesselben' ver- 
fährt. 


Der Jugendgerichtshilfe und der Jugendbewäh- 
rungshilfe ist es zumindestens in Hamburg ge- 
lungen, sich soweit wie möglich von den straf- 
rechtlichen Vordefinitionen ihrer mächtigen 
Kooperationspartner in der Justiz zu emanzi- 
pieren, um tatsächlich so etwas wie einen Um- 
bau in Gang zu setzen. Die Grenze scheint zur 
Zeit weniger durch administrative und finan- 
zielle Bedrängungen gesetzt zu sein als durch 
die alles dominierenden Drogenprobleme, von 
denen alle Beteiligten wissen, daß sie durch das 
Strafrecht nicht zu regulieren sind. 


Fixiert auf eher traditionell sozialtechnologi- 
sche Verfahren befindet sich der Allgemeine 
Soziale Dienst in einer ratlosen Lage: Bezogen 
auf seinen sozialtherapeutischen Anspruch 
fühlt er sich vor allem durch den Umbau der 
ambulanten und stationären Hilfen an den Rand 
gedrängt und zu einer Restgröße degradiert: 
Zugleich spürt er auf der anderen Seite jedoch 
den großen Machtzuwachs durch die Vergabe 
erzieherischer Hilfen und deren Strukturierung 
z.B. in Erziehungskonferenzen. Neben der Fra- 
ge, ob die sozialen Dienste nur für Familien 
oder für alle Bevölkerungsgruppen zuständig 
sein sollen, gibt es eine Vielzahl unterschiedli- 
cher, zum Teil auch unvereinbarer Orientierun- 
gen: Von der strikten Einzelfallorientierung 
und dem Festhalten an sogenannten Pflichtauf- 
gaben (die es im alten Sinne nicht mehr gibt) 
bis hin zur Orientierung an sozialräumlichen 
Vernetzungs- und Ressourcenansätzen der 
Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit. 


Die Sozialämter werden durch die Prozentuie- 
rung der Sozialhilfeberechtigung sowie damit 
einhergehende Pauschalisierung starkem Ratio- 
nalisierungsdruck ausgesetzt. Zugleich erwei- 
tern sie ihre Kompetenzen (Verhinderung von 
Obdachlosigkeit, Schuldenberatung und ver- 
gleichbares). Hier ist ebenso eine stärkere Ori- 
entierung an Regionen und Stadtteilen zu er- 
kennen wie bei den durch die Wohnungsmarkt- 
situation fast disfunktional gewordenen Bera- 
tungsstellen für Wohnungslose. 


Wurden Beratungsstellen der Rehabilitation, 
die Sozialstationen und andere ambulante 
Dienste zunächst als 'Vorfeldeinrichtungen' für 
Krankenhäuser, für Psychatrien und Alten- und 
Pflegeheime betrachtet und zu deren funktiona- 
len Entlastung eingerichtet, so entwickeln diese 


Dienste und Einrichtungen 
- stark regionalisiert und 
häufig an den Besonder- 
heiten des Stadtteils orien- 
tiert - eine zunehmende Ei- 
genständigkeit, die sich 
u.a. darin äußert, sich von 
den medizinischen Vorde- 
finitionen abzugrenzen und 
eigene sozialarbeiterische 
und pflegerische Selbstver- 
ständnisse zu entwickeln. 
Gerade im Bereich der 
Pflege gibt es interessante 
Kooperationen mit priva- 
ten Anbietern. Die gesamte 
Entwicklung in diesem Be- 
reich ist jedoch sehr stark 
durch die neue Pflegeversi- 
cherung bzw. von der Ver- 
unsicherung, die davon 
ausgeht, geprägt. Hier deu- 
tet sich ein Umbau größe- 
ren Ausmaßes an - der in 
mehrfacher Weise mit ei- 
ner sozialpolitischen Dere- 
gulierung verbunden ist 
("Gesundheitsreform"). 


Kennzeichen 


Die an Dienstleistung 
am Kunden orientierte 
modernisierte Verwal- 
tung teilt mit der alten 
Bürokratie allerdings 
die 'Gleichgültigkeift' 
gegenüber den Inhal- 
ten sozialer Arbeit, 

d.h. es besteht die Ge- 
fahr, daß hier sich eine 
Sozialtechnologie auf 
höherer Ebene' eta- 
bliert, die sich aller 
konfliktreicher und da- 
mit politisierbarer Zu- 
sammenhänge entklei- 
det und meint, inder 
sozialtechnologischen 
Neutralität einen si- 
cheren Hafen erreicht 
zu haben. 


des sozialtech-: 
nologischen Umbaus 


Diese kurze Besichtigung des Terrains sozialer 
Arbeit macht einige Tendenzen des sozialtech- 
nologischen Umbaus deutlich: 


Das alte technologische Ausbaumodell mit 
den Handlungsschritten Anamnese (Defizitge- 
nese) - Diagnose (Defizitfeststellung) - Be- 
handlung (Kompensation des Defizits) und 
ggfs. "Zurückschicken" in die alte Umgebung 
(war das Defizit behoben, war es eine erfolgrei- 
che Behandlung, war das Defizit nicht beho- 
ben, hat der Klient versagt), war am medizini- 
schen Modell orientiert und ist deshalb auch als 
Modell 'Klinik' gekennzeichnet worden. Es hat 
derart an Bedeutung verloren, daß es kaum 
noch offensiv vertreten wird. 


ia 


In allen Einrichtungen und Arbeitsfeldern ist 
eine Tendenz der Regionalisierung, der Dekon- 
zentration, der Stadtteilorientierung festzustel- 
len, die einhergeht mit der Beschreibung der ei- 
genen Arbeit als lebensweltorientiert oder 
stadtteilorientiert. 


"Entspezialisierung" in speziellen Funktio- 
nen (sozialpädagogische Familienhilfe, flexible 
Betreuung usw.), d.h. Orientierung nicht mehr 
am medizinisch - therapeutischen Professions- 
verständnis, sondern an Vorstellungen von 
Dienstleistungen, die den Adressaten nützen 
und deren Eigenverantwortlichkeit stärken sol- 
len. 


Daß in diesem Zusammenhang neue Leitungs- 
und Steuerungsmodelle entstehen, ist schon 
von der Sache her notwendig: Dezentralisierte 
oder regionalisierte Dienste lassen sich nicht 
nach altem hierarchischem Muster kontrollie- 
ren. Die Konsequenzen daraus wie Budgetie- 
rung, d.h. wirtschaftlich selbstverantwortliches 
Handeln und Planen führen sicherlich auch zu 
einer Intensivierung der Arbeit, die "schlanke 
Verwaltung" führt aber auch zum Abbau von 
Hierarchien - wenn sie realisiert wird. 


Die Orientierung an der Nachfrage der "Kun- 
den" signalisiert eine Aufwertung des Adressa- 
tenkreises. Vor dem Hintergrund feudaler Bü- 
rokratie, die nach dem Muster von Kaserne und 
Militärhierarchie arbeitet, ist diese Modernisie- 
rung sicherlich ein Fortschritt. Mit der alten 
Bürokratie teilt sie allerdings die 'Gleichgültig- 
keit' gegenüber den Inhalten sozialer Arbeit, 
d.h. es besteht die Gefahr, daß hier sich eine 
Sozialtechnologie auf 'höherer Ebene! etabliert, 
die sich aller konfliktreicher und damit politi- 
sierbarer Zusammenhänge entkleidet und 
meint, in der sozialtechnologischen Neutralität 
einen sicheren Hafen erreicht zu haben. 


Die alten Fragen nach realer Partizipation auf- 
grund materieller Rechte bleibt also auf der Ta-. 
gesordnung und gewinnt im Modell der 'Lean - 
Administration’ neue Konturen. 


_] Über den sozialtechnolo- 
gischen Umbau hinaus: 
Partizipation 


Der halbherzige Paradigmenwechsel, den das 
sozialtechnologische Modell Umbau durch sei- 
ne unspezifische "Lebensweltorientierung" auf 
der einen Seite und seine Favourisierung des 
sozialen Managements (Dienstleistung, Bud- 


getierung etc.) auf der anderen kennzeichnet, 
hat primär die Rationalisierung der einzelnen 
Institutionen und Einrichtungen im Blick. Es 
bleibt damit nicht nur dem hegemonialen Kon- 
sens des 'KJHG-Kartells' verpflichtet, sondern 
ist geradezu dessen praktischer Ausdruck. 


Die Option einer partizipatorischen sozialen 
Arbeit kritisiert diese Ansätze, nimmt sie je- 
doch insofern auf, als in ihnen eine Reihe 
sinnvoller Momente enthalten sind, über die 
ein partizipatorischer Ansatz hinausgehen 
muß, will er die Reste ätiologischer und in- 
stitutionen - fixierter Handlungsorientierun- 
gen überschreiten. 


Diese These ist im einzelnen zu prüfen. Dabei 
gehe ich von der Fiktion aus, Lean-Production 
könne unter bestimmten Bedingungen auch in 
Sozial-Administrationen realisiert werden - als 
gelungenes Sozial - Management. Die wichtig- 
sten Charakteristika der Lean - Production sol- 
len daraufhin überprüft werden, ob ihr Bedeu- 
tungsgehalt auf die Felder Sozialer Arbeit 
"übersetzt" bzw. übertragen werden können. 
Dabei beziehe ich mich auf ein ÖTV-Schu- 
lungspapier, in dem die wichtigsten überein- 
stimmenden Merkmale auf Basis vorhandener 
Literatur zusammengefaßt werden. 


1. Lean-Production: Optimierung der ge- 
samten Wertschöpfungskette durch 


kontinuierlichen Verbesserungsprozeß 
| Vermeidung jeglicher Verschwendung 
Ziel: Perfektion in allen Prozessen 


optimal ist, was zu Kundennutzen und 
Kundenbindung führt. 


Übersetzt man Wertschöpfungskette als den ja- 
nusköpfigen Prozeß wertschaffender Lohnar- 
beit und gleichzeitige Kapitalakkumulation 
bzw. Profitmaximierung, so erscheint diese Op- 
timierungsvorstellung bei der Produktion eines 
Toyota unmittelbar einleuchtend. Man fragt 
sich höchstens, warum das nicht schon längst 
so gemacht wurde. Hier liegt allerdings auch 
die zentrale Schwierigkeit in der "Übersetzung" 
in staatlich organisierte oder lizensierte 
"Dienstleistungs - Institutionen". Soll es hier 
nicht nur bei modernistischem Wortgeklingel 
und schlechten Analogien bleiben, so wäre für 
den Bereich sozialer Arbeit zu klären, was hier 
denn "Wertschöpfungskette" bedeutet. Einen 
Ansatz dazu liefert das Standardwerk von Ba- 
dura und Gross’, die als Spezifikum sozialer 


Dienstleistung das 'Uno-actu-Prinzip' hervorhe- 
ben, d.h. die Tatsache, daß bei der Produktion 
sozialer personengebundener Dienstleistungen 
der Adressat notwendigerweise zum Mitprodu- 
zenten wird. Wird im KJHG diesem Uno-actu- 
Prinzip durch die verbesserte Rechtsstellung 
der Erziehungsberechtigten Rechnung getragen 
(ähnliches gilt für die Betreuten im Betreu- 
ungsgesetz), so zeigt die Praxis z.B. der Erzie- 
hungskonferenzen, daß diese "Technologie' 
deutliche Grenzen hat: Die Problemdefinition 
der Professionellen dominiert weiterhin den In- 
terventionsprozeß. Dieser Aspekt von institu- 
tionell verfaßter Herrschaft darf in einer gehalt- 
vollen "Übersetzung" von dem, was im sozia- 
len Bereich "Wertschöpfungskette" genannt 
werden könnte, ebenso wenig unterschlagen 
werden wie die Differenz in den Kontexten un- 
terschiedlicher Dienstleistungen: Das Uno- 
actu-Prinzip hat im Frisörsalon eine andere Be- 
deutung als im Dienstzimmer des Sozialen 
Dienstes. Beide Aspekte sollen im folgenden 
Exkurs kurz verdeutlicht werden. 


Exkurs: Was bedeutet 
'sozial’ in der sozialen 
Arbeit? 


Noch heute wird üblicherweise die Kennzeich- 
nung "sozial" in der Sozialarbeit mit 'Hilfe' 
oder der 'helfenden Beziehung! identifiziert, in 
der Sozialpädagogik wird immer noch die Defi- 
nition von Gertrud Bäumler zitiert, wonach So- 
zialpädagogik alle pädagogische Praxis außer- 
halb von Schule und Familie meint, also Erzie- 
hungsarbeit im Kinder- und Jugendbereich. 
Beide Begriffsbildungen sind im Kern ätiolo- 
gisch, d.h. das Handeln der Professionellen le- 
gitimiert sich aus den Problemen und Defiziten, 
die in der Regel als Eigenschaften der 'Klien- 
ten' definiert werden (verwahrlost, erziehungs- 
schwach). Zwar ist diese ätiologische Definiti- 
on seit Anfang der 70er Jahre durch gesell- 
schaftskritische und interaktionistische Ansätze 
relativiert worden, aber selbst in lebenswelt- 
oder gemeinwesenorientierten Ansätzen sind 
die ätiologischen 'Eierschalen' noch längst 
nicht abgeworfen, wie z.B. der 8. Jugendbericht 
zeigt, der seinen legitimatorischen Ausgangs- 
punkt bei den von mächtigen gesellschaftlichen 
Interessen präformierten sozialen Problemen 


nimmt - und nicht bei deren herrschaftlicher 
Produktion. | 


Versteht man das Soziale hingegen mit Marx 
('das Individuum ist das Ensemble gesellschaft- 
licher Beziehungen') und mit Max Weber (so- 
ziales Handeln ist sinnhaftes, auf den realen 


oder imaginären Anderen 
bezogenes Handeln) in der 
Weise, wie Bordieu beide 
Traditionen zusammenfaßt, 
indem er das Soziale als 
den wechselseitigen 
Konstitutionsprozeß der 
Subjekte in gesellschaftli- 
chen Räumen begreift und 
damit die typisch deutsche 
Dichotomie von Individuum 
und Gruppe/ Gesellschaft 
aufhebt, dann läßt sich das 
Soziale als einen aktiven, 
wechselseitigen Konstituti- 
onsprozeß handelnder Sub- 
Jekte begreifen, die sich ih- 
rer Einmaligkeit dadurch 
versichern, daß sie Mitglie- 
der in unterschiedlichen in- 
formellen und formellen 
Gruppierungen, Institutio- 
nen, Milieus usw. sind. 


Mit einem derartigen An- 
satz kann sich Soziale Ar- 
beit als Arbeit am Sozialen 
verstehen und sich auf die- 
se Weise von ihrer Fixie- 
rung auf das Defizit, das 
Problem befreien (was, 
wenn das nicht passiert, die 
soziale Arbeit selbst immer 
in eine prekäre Randstel- 


lung im sozialwissenschaft- ;; 
lichen Bereich drängt), und 


Der halbherzige Para- 
digmenwechsel, den 
das sozialtechnologi- 
sche Modell Umbau 
durch seine unspezifi- 
sche "Lebensweltori- 
entierung" auf der ei- 
nen Seite und seine 
Favourisierung des so- 
zialen Managements 
(Dienstleistung, Bud- 
getierung etc.) auf der 
anderen kennzeichnet, 
hat primär die Rationa- 
lisierung der einzelnen 
Institutionen und Ein- 
richtungen im Blick. Es 
bleibt damit nicht nur 
dem hegemonialen 
Konsens des 'KJHG- 
Kartells' verpflichtet, 
sondern ist geradezu 
dessen praktischer 
Ausdruck. 


einen Bezugspunkt wählen, der sowohl von ei- 
genständiger Qualität für alle gesellschaftli- 
chen Subjekte ist, als auch eine eigenständige 
Orientierung in der Analyse und im Handeln 
ermöglicht - und nicht subalterne Anleihen an 
Psychologie, Medizin und Juristerei erfordert. 


In der wechselseitigen Konstitution der Subjek- 
te, im Sozialen kommt der Mitgliedschaft in den 
Gruppierungen, in denen die Akteure sich sub- 
jektiv aufgehoben erfahren, eine besondere Be- 


"  BADURA, Bernd, Peter GROSS, Sozialpolitische Perspektiven. Eine Einführung in Grundlagen und Proble- 


me sozialer Dienstleistungen, München 1976 


deutung zu, die zugleich die Art und Weise wei- 
terer Mitgliedschaften in anderen Gruppierun- 
gen und Zusammenhängen strukturiert. Nach 
ihnen erhält eine derartige primäre Gruppie- 
rung durch ihren Solidar - Charakter ihre be- 


sondere Bedeutung, nach außen und damit in 


Bezug auf das gesamte Gesellschaftsgefüge fin- 
det die primäre Gruppe ihre ebenfalls wechsel- 
seitig konstituierte soziale Plazierung dadurch, 
daß sie entweder mit dominanten Vorstellungen 
von sozial gerechter Plazierung in Überein- 
stimmung steht oder - im Gegenteil - in Kon- 
flikt mit derartigen Vorstellungen, sich also so- 
zial ungerecht plaziert erfährt. Derartige infor- 
melle Gruppierungen bilden sich quer zu den 
hegemonialen Institutionen von Familie, Schu- 
le, Betrieb, Gewerkschaft, Parteien und ande- 
ren formellen Organisationen. Mit einem der- 
artigen Ansatz können die Phänomene, wie sie 
in der sozialwissenschaftlichen Diskussion als 
Individualisierung der Lebensentwürfe und 
Pluralisierung der Lebenslagen beschrieben 
werden, neu und (wie ich finde), sinnvoller in- 
terpretiert werden: Die Wahl von Mitglied- 
schaften und Teilhabemöglichkeiten in unter- 
schiedlichen Gruppierungen sind hegemonial 
nicht mehr so präformiert, sondern ermögli- 
chen vielfältige, zum Teil bislang sich aus- 
schließende Mitgliedschaften.” 


Konsequenz einer derartigen Interpretation des 
Sozialen für die professionelle Arbeit ist: Un- 
terstützung der Subjekte bei der Wahl der Mit- 
gliedschaften in Gruppierungen, die ihren Le- 
bensentwürfen, ihren regionalen, geschlechts- 
spezifischen und biographischen Situationen 
entsprechen, die Schranken im Zugang zu ihnen 
abbauen bzw. Ressourcen vermitteln, um wich- 
tige Teilhabe zu ermöglichen. Hier finden sich 
Anknüpfungspunkte an eine ressourcenorien- 
tierte Sozialarbeit", an Lebenslagen-orientierte 
Konzepte'” (THIERSCH), an Konzepte der Le- 
bensbewältigung'” bzw. an einer "Orientierung 


an Jugendlichen‘, die diese Floskel ernst 
nimmt.‘ 


Eine weitere Konsequenz ist, die Vergegen- 
ständlichung des sozialen Raumes im Stadtteil, 
der Landgemeinde usw. als "materielle Basis" 
einer "Arbeit am Sozialen" zu nehmen, als Ob- 
Jektivierung historischer und aktueller Interes- 
sen und der diese ausdrückenden, milieuspezifi- 
schen Aneignungsformen. 


Vor diesem Hintergrund wird deutlich, daß das, 
was mit "Wertschöpfungskette" in der Lean - 
Production gemeint ist, nicht die herrschaftli- 
chen institutionellen Arrangements sozialer Ar- 
beit sein können. Im Gegenteil: Der partizipa- 
torische Ansatz löst sich notwendigerweise von 
der institutionellen Fixierung und nimmt seinen 
Ausgangspunkt von den realen Kooperationen 
und Assoziationen, in denen sich die Subjekte 
wechselseitig kostituieren. Dabei geht eine par- 
tizipatorische Sichtweise davon aus, daß es 
kein Problem und keinen Konflikt in der Kon- 
stitution des Sozialen gibt, die nicht in der Re- 
gel von den gruppenspezifischen Milieus selbst 
gelöst werden können und auch tatsächlich ge- 
löst werden. Zwar gibt es noch keine 'Ethnogra- 
phie der Konfliktbewältigung''”, aus Untersu- 
chungen wissen wir jedoch, daß die Aufnahme 
des Kontaktes zu den Institutionen Sozialer Ar- 
beit ein hochgradig komplexer "Produktions- 
prozeß" ist, der vorgängig sowohl die sozialen 
Institutionen selbst als auch die Fähigkeit der 
sozialen Gruppierungen, Konflikte und Aus- 
gleich mangelnder Ressourcen selbst zu organi- 
sieren, voraussetzt. Insofern ist das "Uno-actu- 
Prinzip" nur ein spezifischer Akt im sozialen 
"Produktionsprozeß". 


2. Lean-Production: Der Mensch als ent- 
scheidender Produktionsfaktor 


Von den qualifizierten Mitarbeitern werden 
hohe Kompetenz, Problemlösungsfähigkeit 


" Worauf BECK zwar hinweist, diesen Aspekt aber nicht weiter vertieft. Vgl. BECK, Ulrich, Jenseits von Stand 
und Klasse? in: Reinhard KRECKEL (Hg.), Soziale Ungleichheit, Sonderband 2, Soziale Welt, Göttingen 


1983, S. 35-74. 
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und ein integriertes Aufgabenverständnis 
abgefordert. 


Diese Orientierung ist wohl der schärfste Bruch 
mit dem Taylorismus, der den Menschen als 
unzulängliches Maschinenteil ansah, der mög- 
lichst weitgehend durch Rationalisierung und 
Automatisierung ersetzt werden sollte. Auch 
hier ist das innovative und ideologisch Beson- 
dere in der von der Diktatur des Kapitals be- 
herrschten Produktionsszene eines Autowerkes 
besonders deutlich. Auch hier wird es wieder 
problematischer, beziehen wir den Gedanken 
auf die staatlich organisierten Dienstleistungen. 
In den vorliegenden Modellen (z.B. der KGST 
= Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal- 
tungsvereinfachung) wird der qualifizierte Mit- 
arbeiter/ die qualifizierte Mitarbeiterin aus- 
schließlich als die oder der Organisationsange- 
hörige gesehen, die eigentlich bekannte Tatsa- 
che des Uno-actu-Prinzips der Dienstleistungs- 
produktion wird hier schlicht unterschlagen. 


Aus partizipatorischer Perspektive sind die 
Adressaten die ersten Produzenten. Mitprodu- 
zenten können in Ausnahmesituationen auch 
'qualifizierte Mitarbeiter' der Institutionen so- 
zialer Arbeit werden: Die Definitionskompe- 
tenz der Adressaten bleibt in jedem Fall be- 
 stimmend. (Genaueres dazu im abschließenden 
Szenario) 


3. Lean-Production: Teamarbeit und umfas- 
sende Arbeitsinhalte 


Übertragungen eines Maximums an Aufga- 
ben und Verantwortlichkeiten 'nach unten’ 
an den Ort der Wertschöpfung: 


| Steuerungs- und Ausführungsaufgaben 
Wartung der Anlagen 
 Qualitätskontrolle 


Ständige Verbesserung des Produktions- 
prozesses (Kundennutzen) 


4. Einfaches Kommunikationssystem 


Beschaffung eines einfachen, aber umfas- 
senden Informationssystems, das jedem er- 
laubt, schnell auf die Probleme zu reagieren 
und die Gesamtsituation des Betriebes zu 
verstehen. 


5. Abflachung der Hierrarchie 
Stichworte: 


Weniger Hierarchieebenen verbessern die 
Kommunikation 


Aufteilung von großen Unternehmen in 
kleine überschaubare Service - Center mit 
minimalem Overhead 


Die diskutierenden Produktionsgruppen bei 
Toyota hat wohl jeder vor Augen und es ist gut 
vorstellbar, daß auf diese Weise zwischen 'un- 


ten' und 'oben' fast alle 
Hierarchiestufen über- 
flüssig werden. 


Zu diesen Merkmalen 
liegen für den sozial- 
pädagogischen Bereich 
die ausgearbeitesten 
Überlegungen vor. Tho- 
mas OLK faßt sie wie 
folgt zusammen: 


"e Dezentrale  Ressour- 
cenverantwortung: Die 
gesamte Verwaltung ei- 
ner Kommune wird im 
Idealfall nach dem Vor- 


Aus partizipatorischer 
Perspektive ist eine 
Realisierung sich 
selbst steuernder 
Teams eine notwendi- 
ge, jedoch keine hin- 
reichende Vorausset- 
zung professioneller 
Arbeit. Gleichberech- 
tigt hinzutreten müs- 
sen die "Mitproduzen- 


bild eines Konzerns fen" sozialer Dienstlei- 
(Stichwort: "Unterneh- u Eh 4 
men Stadt") strukturiert. stungen, nämlich die 
Eine vergleichsweise Adressaten oder die 


kleine Steuerungszentrale 
koordiniert und kontrol- 
liert die Aktivitäten von 
Fachämtern (Einzelkon- 
zernen), die relativ auto- 
nom sowohl Fach- als 


eigentlichen 


gleichzeitig die 


auch Ressourcenent- BR 
scheidungen verantwor-- einer partizipativen 
wen. Perspektive. 


e Output-Steuerung: Die 
Dezentralisierung von 
Verantwortlichkeiten erhöht die Flexibilität und 
Qualität des Verwaltungshandelns... 


e Kontraktmanagement und Controlling: Kon- 
zernspitze (Verwaltungsführung) und Fachäm- 
ter schließen sodann Kontrakte ab. Während 
sich die Fachämter, die zur Erreichung be- 
stimmter Ziele mit Budgets ausgestattet wer- 
den, zur Erfüllung der vereinbarten Leistungs- 
ziele verpflichten, stellt die Verwaltungsfüh- 
rung die notwendigen Ressourcen zur Verfü- 
gung ... 


e Neue Verwaltungsmodelle und Organisations- 
kulturen.: Eine solche Aktivierung und Output - 
Orientierung der kommunalen (Sozial-)Verwal- 
tung erfordert eine Abkehr von bisherigen Auf- 
bau- und Ablaufroutinen wie formale Hierar- 


Produzenten. Hier liegt 
der Kernpunkt, aber 


schwierigste Aufgabe 


= 


chien und strikte Regelorientierung. An deren 
Stelle treten Elemente wie die Dezentralisie- 
rung von Verantwortlichkeiten, Teamorientie- 
rung und ein Einbezug der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in die Verantwortung für die 
Zielerreichung. Die Fachämter entwickeln sich 
zu 'lernenden Organisationen!'... 


e Contracting out: Entsprechend dem Bemü- 
hen, die öffentlichen Aufgaben neu zu bestim- 
men und möglichst zu begrenzen, sollen auch 
die Grenzlinien zwischen öffentlicher und pri- 
vater Leistungserbringung neu gezogen wer- 
den."'° 


Können einige freie Träger das Prinzip der sich 
selbststeuernden, gleichberechtigten und hierar- 
chielosen - in diesem Sinne also demokrati- 
schen - Teams schon in gelingende Praxis um- 
setzen (Verband Sozialtherapeutischer Einrich- 
tungen (VSE) ‚insbesondere Ansätze in Frauen- 
häusern und vergleichbaren Einrichtungen), 
steht der Praxistest einer derart radikalisierten 
Reform im öffentlichen Dienst noch aus: Die 
Ankündigung von Budgetierung lassen eher ei- 
ne Rationalisierung ohne Enthierarchisierung 
befürchten. Dabei läge es jetzt schon nahe, z.B. 
die gesamte Abteilungsleitungsebene in den so- 
zialen Diensten zu streichen, da alle Aufgaben 
im Prinzip kollegial wahrgenommen werden 
können, was einige Abteilungen ja auch schon 


länger praktizieren (HH-Wilhelmsburg, HH- 


Steilshoop). 


Aus partizipatorischer Perspektive ist eine Rea- 
lisierung sich selbst steuernder Teams eine not- 
wendige, jedoch keine hinreichende Vorausset- 
zung professioneller Arbeit. Gleichberechtigt 
hinzutreten müssen die "Mitproduzenten" so- 
zialer Dienstleistungen, nämlich die Adressaten 
oder die eigentlichen Produzenten. Daß hier die 
schwierigste Aufgabe liegt, zugleich aber der 
Kernpunkt einer partizipatorischen Perspektive, 
darauf werde ich anschließend noch eingehen. 


6. Lean-Production: Simultaneous Enge- 
neering (Integriertes Prozeßmanagement) 


Interdisziplinäre Projektteams 


Durch frühzeitige Einbindung aller Beteilig- 
ten und 'zeitgleiche' Bearbeitung von Tei- 
laufgaben werden Durchlaufzeiten verkürzt, 
nachträglicher Änderungsaufwand redu- 
ziert, Kosten gesenkt. Um Fehlentwicklung 
aufgrund unzureichender Informationsflüs- 


se zu vermeiden, Bildung interdisziplinärer 
Projektteams. 


Auch hier gibt es bei den genannten freien Trä- 
gern, aber auch z.B. bei einigen Jugendfreizeit- 
zentren und Bauspielplatzinitiativen interessan- 
te praktische Entwicklungen, die z.B. zu Ju- 
gendhilfestationen oder Jugendhilfezentren 
führen können. Auch hier ist im staatlichen Be- 
reich die Rhetorik vorherrschend: Daß sich 
selbststeuernde Teams, die dann dazu noch mit 
anderen Teams sich Entwicklungsaufgaben 
stellen, deren Anstoß aus dem spezifischen so- 
zialräumlichen Kontext der jeweiligen Region 
kommen, ist für traditionelle Verwaltungen, 
selbst wenn sie mit fortschrittlichen Menschen 
besetzt sind, zu "revolutionär". Denkt man die- 
sen Prozeß weiter, so wird sich die traditionelle 
Hierarchie als "des Kaisers neue Kleider" er- 
weisen: Irgend jemand wird bestimmt einmal 
rufen: "Der Kaiser ist nackt" bzw. "die Hierar- 
chie ist ja total überflüssig" - und alle werden 
zugeben, was sie immer schon gesehen haben. 


Aus sozialpartizipativer Perspektive sind "in- 
terdisziplinäre Projektteams", also solche aus 
verschiedenen Produzentengruppen gebildete, 
eine notwendige Voraussetzung, um neue For- 
men sozialer Teilhabe und Mitgliedschaft zu 
ermöglichen bzw. Ressourcen dafür sinnvoll zu 
erschließen. 


Um diese notwendig abstrakte Bestimmungen 
einer partizipativen Sozialen Arbeit zu konkre- 
tisieren, habe ich den Versuch unternommen, 
die genannten Aspekte in einer konkreten Uto- 
pie zu bündeln. 


| Modell eines 
kommunalen 
Ressourcenfonds (KoRer) 


Auszüge aus dem Referat der Spreche- 
rin des KoReF Eimsbüttel, Kerngebiet, 
anläßlich des ersten Rechenschaftsbe- 
richtes über die Arbeit des KoReF im 
Jahre 2001: 


".. Ich möchte über den Euch vorliegenden 
schriftlichen Bericht hinaus einige Akzente in 
der Bewertung unseres ersten vollen Arbeits- 
jahres als kommunaler Ressourcenfond vorneh- 
men. Zum ersten Mal sind also nun alle Perso- 
nal- und Sachmittel für die Kindertagesbetreu- 
ung - im Kern also für die Kindertagesheime 


" OLK, Thomas, Jugendhilfe als Dienstleistung - Vom öffentlichen Gewährleistungsauftrag zur Marktorientie- 
rung, WIDERSPRÜCHE, Heft 53, 1994, S. 11-34, hier: S. 21/22 


und Kindergärten -, für die offene Kinder- und 
Jugendarbeit, für die Hilfe zur Erziehung, für 
wichtige Leistungen des BSHG - Wiederein- 
gliederung, Haushaltshilfen, Schuldenregulie- 
rung - sowie Mittel nach dem Betreuungsgesetz 
und die für die Sozialstationen im Kerngebiet 
Eimsbüttel zu einem Fond zusammengefaßt 
worden. Bevor ich auf die wichtige Frage des 
Verhältnisses von Autonomie und Kooperation 
der einzelnen beteiligten Einrichtungen kom- 
me, möchte ich noch einmal die vier Grund- 
prinzipien erläutern, nach denen wir arbeiten 
und die beispielhaft in unserem Stadtteilservice 
verwirklicht worden sind, der aus dem 'Haus 
für alle' in der Amandastraße und umliegenden 
Beratungsstellen bzw. Einrichtungen heraus 
realisiert wurde. Diese vier Funktionen des 
Stadtteilservices sind Unterstützung, Entla- 
stung, Teilhabe und intermediäre Öffentlich- 
keit. 


Unterstützung 


Hierzu gehören alle Familien- oder Personen- 
unterstützenden Hilfen - z.B. Beratung in Kon- 
fliktsituationen der Familie, der Kinder oder 
von einzelnen Personen - seien sie nun in ir- 
gendeiner Weise als behindert definiert oder 
nicht; Verhandlungen mit Behörden, Vermie- 
tern usw. Hierzu gehören weiterhin auch Hilfen 
für spezielle Personengruppen beim Formulie- 
ren und Durchsetzen ihrer Ansprüche, ihrer 
Rechte und Interessen. Zu nennen sind hier vor 
allen Dingen Mitglieder nationaler Minderhei- 
ten, Behinderte, Alleinerziehende, Wohnungs- 
lose, Sozialhilfeempfänger und alte Menschen 
in schwierigen Situationen. 


Wichtig ist, daß die Problemdefinition eindeu- 
tig bei den Nutzern des Stadtteilservices liegt: 
Ihre Anfrage ist der Ausgangspunkt für das Tä- 
tigwerden des Services. 


Entlastung 


Hierzu gehören alle praktisch - konkreten Ent- 
lastungsarbeiten, die auch z.B. über Sozial- und 
Diakoniestationen wahrgenommen werden. 
Das können sein: Babysitting, Kinderbetreu- 
ung, Schularbeitenhilfe, Mittagstisch, Einkäufe 
machen, Hilfen im Haushalt, Hilfe bei admini- 
strativen Problemen. 


Die Angebote der Unterstützung und Entla- 
stung orientieren sich an folgenden Kriterien: 


= Verstehbarheit: 


Das Angebot muß von potentiellen NutzerlIn- 
nen verstanden werden - der Nutzen muß klar 


heraus gestellt werden 


a Nicht-Diskriminierung 


NutzerInnen müssen nicht erst Schwächen oder 


Mängel eingestehen, um 
Unterstützung und Entla- 
stung zu bekommen. Es 
muß deutlich sein, daß die 
Angebote von Angehöri- 
gen aller sozialer Gruppie- 
rungen abgefordert wer- 
den und gebraucht werden 
können (z.B. Babysitter- 
dienst) 


= Freiwilligkeit 
Die Nutzung ist freiwillig. 


: Über Beginn, Häufigkeit 


und Beendigung des Kon- 
taktes entscheidet die Nut- 
zerln. 


a Mitbestimmung - 


Über die Art und Weise 
des Angebotes entschei- 
den die NutzerInnen mit. 
Viele NutzerInnen sind 
auch MitarbeiterInnen in 
den Angebotsprojekten 
geworden. Die Angebote 
des Stadtteilservices kön- 
nen mit Äquivalenten in 
Form von eigener Tätig- 
keit oder Geld ausgegli- 
chen werden. Wer weder 
über die Möglichkeit ver- 
fügt, eigene Tätigkeit ein- 
zubringen noch über aus- 
reichende finanzielle Mit- 


tel verfügt, kann die Lei-: 


Konkrete Utopie für 
das Jahr 2001: 


Zum ersten Mal sind 
also nun alle Personal- 
und Sachmittel für die 
Kindertagesbetreuung 
- im Kern also für die 
Kindertagesheime und 
Kindergärten -, für die 
offene Kinder- und Ju- 
gendarbeit, für die Hil- 
fe zur Erziehung, für 
wichtige Leistungen 
des BSHG - Wieder- 
eingliederung, Haus- 
haltshilfen, Schulden- 
regulierung - sowie 
Mittel nach dem Be- 
freuungsgesetz und 
die für die Sozialstatio- 
nen im Kerngebiet 
Eimsbüttel zu einem 
Fond zusammenge- 
faßt worden 


stungen des Stadtteilservices unentgeltlich in 
Anspruch nehmen. Dafür stehen entsprechende 
Mittel im kommunalen Ressourcenfond zur 


Verfügung. 


_| Teilhabe 


Neben der Möglichkeit an den Angeboten mit- 
zuarbeiten, haben sich für verschiedene Berei- 
che Kommissionen gebildet. So ist die Kinder- 
und Jugendhilfekommission entscheidungsbe- 
rechtigt in allen Fragen der Hilfe zur Erziehung 
und löst damit die frühere Erziehungskonferenz 


ab. Die Ausführung und Durchführung der Hil- 


15 
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fen zur Erziehung liegt in der Regel bei Profes- 
sionellen, kann aber auch - je nach Einzelfall - 
von Mitgliedern der Jugendhilfekommission 
oder anderen interessierten Bürgern übernom- 
men werden. Besonders aktiv ist die 'Krüppel- 
Kommission’, die sich für die Belange der Be- 


hinderten einsetzt und ihr vorrangiges Ziel dar- 


in sieht, die vorhandenen gesetzlichen Mög- 
lichkeiten nach dem KJHG, BSHG und dem 
Betreuungsgesetz so zu organisieren, daß nor- 
male Teilhabe in möglichst vielen Lebensberei- 
chen für Menschen mit Behinderungen erreicht 
wird, daß also die Normalisierung der Situation 
und nicht die Anpassung, sprich Normalisie- 
rung der Person - wie in den alten Rehakonzep- 
ten - im Mittelpunkt steht." 


(... Es folgen Ausführungen zur Interkulturellen 
Kommission, in der Angehörige der nationalen 
Minderheiten, aber auch "Eingeborene" mitar- 
beiten, sowie über die Mieter-Kommission, die 
eng mit dem Verein "Mieter helfen Mietern" 
zusammenarbeitet.) "Zusammengefaßt: Die 
Kommissionen sind deshalb so wichtig, weil 
sie - wissenschaftlich ausgedrückt - das funk- 
tionale Äquivalent zur weggefallenen Kontrolle 
durch die Hierarchie sind - oder, wie es die 
"Krüppel-Kommission" allgemeinverständlich 
ausdrückt: Demokratische Kontrolle von unten, 
statt bürokratischer von oben. 


_| Intermediäre Öffentlichkeit 


Die vielfältigen Aktivitäten der mit Entschei- 
dungsbefugnis ausgestatteten verschiedenen 
Kommissionen sind zugleich das Herzstück 
dessen, was wir intermediäre Öffentlichkeiten 
nennen. Darunter verstehen wir die themenspe- 
zifische Vermittlung zwischen den öffentlichen 
Medien Geld, Recht und Organisation und den 
privaten Medien direkter Kommunikation Ver- 
trauen, Solidarität und natürlich auch Konflikt- 
fähigkeit. Derartige intermediäre Öffentlichkei- 
ten enstehen immer dann, wenn ein Thema wie 
z.B. in den letzten Jahren das der minderjähri- 
gen Flüchtlinge sowohl aus der Enge privater 
Bearbeitung als auch aus der Starre öffentlicher 
Administranz herausgeholt wird und mit geeig- 
neten Formen von Öffentlichkeitsarbeit wie 
Aktionen, Festen, Demonstrationen, aber auch 
sit-ins oder go-ins zunächst in der unmittelba- 
ren kommunalen Öffentlichkeit, in der Regel 
aber auch sehr schnell in der gesamten Ham- 
burger Öffentlichkeit und zum Teil darüber 
hinaus im gesamten Bundesgebiet Beachtung 
erfährt. 


‘Ein besonders gelungenes Beispiel einer inter- 


mediären Öffentlichkeit ist neben den genann- 
ten die neue Selbstverwaltungsstruktur der frü- 
heren Kindertagesheime, die jetzt Kinderhäuser 
heißen. Hier im Eimsbütteler Kerngebiet waren 
wir die ersten, die die Einrichtungen für Kinder 
in Genossenschaften umwandelten, deren Ge- 
nossenschaftsanteile durch Eltern erworben 
wurden. Auf diese Weise hoffen wir, Bürger 
des Viertels auch dann noch für die Arbeit in 
den Kinderhäusern zu interessieren, wenn ihre 
Kinder schon längst nicht mehr in der Einrich- 
tung sind. Diese Kinderhäuser sind zugleich 
aber auch deshalb in die intermediäre Öffent- 
lichkeit geraten, da durch sie auch andere For- 
men der Kinderbetreuung (früher Tagespflege- 
stelle) organisiert werden sowie insbesondere 
deshalb, weil hier eine demokratische Lei- 
tungsstruktur gefunden wurde, die sich an dem 
Vorbild der kommunalen Kindergärten in Reg- - 
gio Emilia orientiert: Ca. 20 bis 30 Eltern und 
ErzieherInnen organisieren ihr Kinderhaus je- 
weils gemeinsam... 


Abschließend möchte ich noch zwei Punkte er- 
wähnen, die wir im nächsten Jahr in Angriff 
nehmen werden: Das ist zum einen eine klarere 
Kompetenzverteilung zwischen den professio- 
nellen und den gesellschaftlichen Mitarbeite- 
rInnen - wie wir die früheren Ehrenamtlichen 
inzwischen nennen. Während das im Bereich 
der Kinderhäuser und des Jugendhilfeverbun- 
des ın unserem Ortsteil schon ganz gut klappt, 
gibt es dennoch gewisse Schwierigkeiten mit 
Teilen der Sozialen Dienste, die weiterhin noch 
am alten Muster der Eingriffsverwaltung hän- 
gen. Aber auch hier bin ich optimistisch. 


Beeindruckend ist die Weiterentwicklung der 
Zusammenarbeit mit dem kommunalen Bil- 
dungsfond, der im nächsten Jahr als Zusam- 
menschluß der Schulen im Eimsbüttler Kernge- 
bıet entstehen soll. Hier ergeben sich schon 
jetzt vielfältige Anknüpfungspunkte vor allem 
im Bereich der offenen Kinder- und Jugendar- 
beit. Ein letztes Problem wird nur im Laufe der 
Zeit sich lösen lassen: Einige der früheren Mit- 
arbeiterInnen aus den aufgelösten Zentralver- 
waltungen und den nicht mehr existierenden 
Hierarchiestufen können sich noch nicht mit 
der neuen Situation abfinden. Hier bedarf es 
von allen Seiten viel Geduld und praktischer 
Überzeugungsarbeit, diesen KollegInnen Ar- 
beitssituationen zu schaffen, die ihren Kompe- 
tenzen und Intentionen entsprechen. ..." 


ten, ein 
A 


| PRror. Dr. C. WoLFGANG MÜLLER 


_| Bausteine des deutschen 
Sozialstaates 


Drei Pflicht-Versicherungen und drei Ämter 
bestimmen die Struktur des Sozialstaates deut- 
scher Prägung: die Unfall- und Invalidenversi- 
cherung, die Krankenversicherung und die 
Rentenversicherung (1927 kam die Arbeitslo- 
senversicherung dazu und nächstes Jahr die 
Pflegeversicherung) - und das Sozialamt, das 
Jugendamt, das Gesundheitsamt. Versicherun- 
gen wie Ämter sollen die Reproduktion 
menschlicher Lebens- und Arbeitsfähigkeit si- 
chern, sollen gegen individuelle Reprodukti- 
onsrisiken schützen und sollen die Anschlußfä- 
higkeit der jeweils jungen Generation an die 
gesamtgesellschaftliche Entwicklung unterstüt- 
zen. Die vier unterschiedlichen Entwicklungs- 
phasen der letzten hundert Jahre und ihre Re- 
gierungsformen haben dabei unterschiedliche 
Akzente gesetzt. Die vergleichsweise frühe So- 
zialgesetzgebung des Kaiserreiches war auch 
Ausdruck des konservativen Abwehrkampfes 
gegen die deutsche Sozialdemokratie und war 


gleichzeitig Ausdruck der Sorge um den Aus- 
bau des Industrie-Standortes Deutschland im 
Kampf der inter- 


nationalen Kon- 
Unverwechselbares kurrenz - insbe- 


Markenzeichen der re! mit dem 
englischen Ma- 
1 - Deutschen RapUN: nan: 
blik von Weimar war 
Unverwechsel- 
die Erfindung und bares Marken- 


flächendeckende en der 1. 

. = Deut _ 

Einführung des Ju. "schen Re 

; publik von Wei- 

gendamtes als einer mar war die Er- 

sozialpädagogischen findung und flä- 
Behörde chendeckende 


Einführung des 
“Jugendamtes als: 


. 


einer sozialpädagogischen Behörde. Die Natio- 
nalsozialisten schufen das Gesundheitsamt als 
Leitfigur ihrer sozialdarwinistischen Erbge- 
sundheits- und Rassenpolitik. 


_|Das Jugendamt und sei- 
ne disparate Geschichte 


Um die Jahrhundertwende gab es bürgerliche 


Reformbewegungen und bürgerliche Reform- 
bestrebungen, die darauf gerichtet waren, das 
Leben und das Überleben von 
Kindern und Jugendlichen zu er- 
leichtern, die nicht auf der Son- 
nenseite der Gesellschaft geboren 
waren und erzogen wurden. 


Männer und Frauen, die in der 
Jugendgerichtsbewegung arbeite- 
ten, setzten sıch dafür ein, das 


traditionelle Konzept von "Stra- offiziere als staatser- 
haltende und päd- 
agogisch geschulte 
Elemente angeregt, 


fen als Erziehungsmittel" durch 
das moderne Konzept von "Erzie- 
hung statt Strafe" zu ersetzen und 
- wie in den USA - eigene "Ju- 


gendgerichte" mit eigenen "Ju- in dieser Jugendpfle- 
ge tätig zu werden 


gendrichtern" und pädagogisch 
vorgebildeten "Bewährungshel- 
fern" einzurichten, welche eigens; 
aus pädagogischen Gründen ver- 
hängte "Bewährungsstrafen” kontrollieren soll- 
ten. 


Andere Reformer kümmerten sich, aufge- 
schreckt durch die extrem niedrigen Überle- 
benserwartungen außerehelich geborener Kin- 
der, um deren Unterhaltsansprüche und um das 
Schicksal von Pflegekindern (Berufsvormund- 
schaft und Gemeindewaisenrat). 


Seit Beginn dieses Jahrhunderts war die ge- 
schlossene Fürsorgeerziehung - die nach 1876 
auch statt einer Strafe verhängt werden konnte 
- Gegenstand wütender Kritik bürgerlich refor- 
merischer und linker revolutionärer Kreise. Die 
Arbeiterbewegung und ihre Parteien sahen in 
dieser Anstaltserziehung Kinderraum, Ju- 
gendunterdrückung, Klassenkampf von oben. 
Die Reform der Anstaltserziehung und die Ab- 
schaffung der Zwangserziehung ist bis in die 
Vorarbeiten zum KJHG ein immer-grünes The- 
ma progressiver Sozialpädagogik. 


Im scharfen Kontrast zu diesen reformpädago- 
gischen Erneuerungsbewegungen, welche die 
„benachteiligte“, die „gestrauchelte“, die „ver- 
wahrloste“ Jugend im Visier hatten, stand seit 


der Jahrhundertwende die bürgerliche und bald 
auch die proletarische Jugendbewegung als ei- 
ne Selbsterziehungs- und Emanzipationsbewe- 
gung - weg von Sofakultur und Kleinstadtmuff, 
weg von den „trägen Gewohnheiten der Alten 
und von den Geboten einer häßlichen Konven- 
tion“ (2. Aufruf zum 1. Freideutschen Jugend- 
tag auf dem Hohen Meißner 1913). Die bürger- 
liche Jugendbewegung war eine Selbsthilfebe- 
wegung, fürsorgerische und samariterhafte Zü- 
ge waren ihr zumindest am Anfang fremd. 


Der preussische Staat sah diese 


Im Preussischen Ju- Jugendbewegung mit einem la- 
gendpflegeerlaß von chenden und einem weinenden 
1911 wurden insbe- 
sondere Beamte, 
Lehrer und Reserve- te der Jugendbewegung, Tradi- 


Auge. Aufgeklärte Beamte des 
Innenministeriums ästimierten 
die Selbstdisziplinierenden Kräf- 


tionalisten fürchteten deren auf 
Selbst-Bestimmung gerichtete 
Potenz. 


Nun brachte die Zeit um die 
Jahrhundertwende neben gefähr- 
deten und verwahrlosten Kin- 
dern und jugendbewegenden 
Gymnasiasten auch einen neuen 
‚Typ gewerblich arbeitender „Ju- 
‘gendlicher“ hervor, deren Auf- 
treten in der Öffentlichkeit Fabrikherren und 
Schulmännern erhebliche Kopfschmerzen be- 
reitete. Laut, kess, frech und aufmüpfig, die 
Hände in der Tasche und die Zigarette ım 
Mundwinkel, waren sie für die ältere Generati- 
on die pure Provokation. Gesellenvereine, 
Sonntagsschulen und Kolpingfamilien versag- 
ten ihnen gegenüber mit ihren auf religiöse In- 
nerlichkeit und asketische Lebenshaltung ge- 
richteten pädagogischen Konzepten. Aber der 
Hamburger Gemeindepfarrer Clemens Schultz 
zeigte mit seiner „offenen Clubarbeit“ in Ham- 
burg St. Pauli, wie man „diese Halbstarken“ (so 
der Titel seines 1912 erschienenen Tätigkeits- 
berichtes) an der langen Leine führen und we- 
nigstens minimal pädagogisch beeinflussen 
könne. Aus diesem Ansatz der offenen Clubar- 
beit mit gewerblich tätigen Jugendlichen ent- 
stand das Konzept einer staatlich alimentierten 
aber von „freien Trägern“ durchgeführten Ju- 
gendpflege. Im Preussischen Jugendpflegeerlaß 
von 1911 wurden insbesondere Beamte, Lehrer 
und Reserveoffiziere als staatserhaltende und 


pädagogisch geschulte Elemente angeregt, in 


dieser Jugendpflege tätig zu werden. Stadt- und 
Ortsausschüsse bzw. auf dem Lande Kreisaus- 


schüsse für Jugendpflege sollten 
die Arbeit koordinieren und eine 
allzu aufdringliche Gängelung der 
schwierigen und widerspenstigen 
Arbeiterjugendlichen vermeiden. 
Sie sollten vielmehr versuchen, 
den geselligen Bedürfnissen durch 
Jugendclubs, Jugendbüchereien, 
Jugendwerkstätten und durch un- 
entgeltliche Gelegenheiten zum 
Baden, Schlittschuhlaufen, Rodeln 
und Wandern entgegenzukommen. 
Museumsbesuche unter sachkundi- 
ger Führung und die Besichtigung 
vaterländisch wertvoller Denkmä- 
ler sollten patriotische Gefühle 
wecken und wach halten. Kriegs- 
veteranen sollten von geschlagenen 
und gewonnenen Schlachten erzäh- 
len. Das Zurechtfinden im Gelände 
nach Generalstabskarte und 
Marschkompaß sollte geübt wer- 
den, das Entfernungsschätzen, wie 
das Abfassen von Meldungen. 
„Gelegentlicher frischer Gesang 
von Turn-, Wander- und Vater- 
landsliedern erhöht die Freude und 
Ausdauer der Teilnehmer“ (Ju- 
gendpflegeerlaß 1911). 


Jetzt haben wir die drei Säulen so- 
zialpädagogiscerr Bemühungen 
beisammen, welche das Dach des 
1925 in Kraft getretenen Reichsju- 
gendwohlfahrtsgesetzes tragen: 


e die Zusammenfassung von Be- 
strebungen und Reformen der Ju- 
gendfürsorge für Kinder und Ju- 
gendliche, die „von Verwahrlosung 
bedroht sind“; 


e die Unterstützung von Jugendver- 
bänden und Jugendwohlfahrtsver- 
bänden, welche die Selbsterzie- 
hung der jungen Generation in au- 
tonomen Gruppen Gleichaltriger 
auf freiwilliger Grundlage organi- 
sieren; 


e die Unterstützung von sportli- 
chen, geselligen und belehrenden 
Aktivitäten, die als „Angebote“ die 
sogenannte „unorganisierte Ju- 
gend“ erreichen sollen. 


Ein „Jugendamt“ als 
Manifestation ju- 
gendbewegter und 
reformpädagogischer 
Vergangenheit ist so 
etwas wie ein Wider- 
spruch in sich selbst. 
Insbesondere in ei- 
nem Land, das die 
Preussische Verwal- 
tung als wichtige kul- 
turelle Leistung her- 
vorgebracht hat. 
Aber die Notwendig- 
keit, bei jeder „Maß- 
nahme‘, ja bei jeder 
„Anschaffung“, Ge- 
setzesgrundlage und 
Regelhaftigkeit zu 
beachten, die Beto- 
nung der Kommuni- 
kationswege in der 
Linie von Oben nach 
unten und von Unten 
nach Oben (und 
nicht in der Horizon- 
talen, die eher zu ei- 
ner „Vernetzung“ 
führen würde); all 
das sind Vorgaben, 
die die Arbeit von 
Landesrechnungshö- 
fen erleichtern mö- 
gen, die aber „vor 
Ort“ die sozial- 
pädagogische Arbeit 
mit (und nicht an) 
Jungen Leuten häufig 
über Gebühr er- 
schweren. 


Der Kampf um 
das Reichsju- 
gendwohlfahrts- 
gesetz 


Einige norddeutsche Großstäd- 
te hatten schon 1910 zur Koor- 
dinierung dieser unterschiedli- 
chen Bestrebungen auf dem 
Gebiet der außerfamiliären und 
außerschulischen Jugenderzie- 
hung Jugendämter eingerichtet. 
Sie sollten so etwas wie identi- 
tätsstiftender Ort aller Bestre- 
bungen sein und eine „dritte 
Erziehungsmacht“ konstituie- 
ren, wie die leitende Regie- 
rungsrätin im Innenministeri- 
um der 1. Republik Gertrud 
Bäumer es formulierte. Das 
RJWG geht auf eine Initiative 
von Frauen aus allen Fraktio- 
nen des 1. Reichstags zurück. 
Der Gesetzentwurf war zu- 
nächst alles andere als kon- 
sensfähig: 


e Die Deutsch-Nationalen mo- 
nierten, durch das Gesetz wer- 
de das Recht der Eltern auf ihre 
Kinder geschmälert und die 
Tätigkeit freier Verbände 
durch Kommune und Statt be- 
schnitten; 


e den unabhängigen Sozialde- 
mokraten ging das Gesetz nicht 
weit genug; die öffentliche Er- 
ziehung werde weiterhin durch 
die großen konfessionellen 
Wohlfahrtsverbände in den 
Hintergrund gedrängt; 


e die KPD lehnte das Gesetz als 
Ganzes ab. Wirkliche Fürsorge 
für die junge Generation be- 
stünde darin, ihr „Luft, Licht 
und Sonne zu geben, die Woh- 
nungsfrage zu lösen, die der 
Kapitalismus nicht zu lösen 
imstande ist. Vor allen Dingen 
wäre es notwendig, den Eltern 
... genügend Lohn und Zeit zu 
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geben, um sich ihren Kindern widmen zu kön- 
nen“ (Heydemann 1922). 


Eine zahlenmäßig starke Gruppe um die Abge- 
ordnete Agnes Neuhaus (Zentrum) und Marie 
Juchacz (SPD/Arbeiterwohlfahrt) verteidigte 
den Kompromiß und setzte das RJWG mit der 
Mehrheit der Stimmen des Reichstages durch. 


Der innovative Charakter 
der Erfindung des 
Jugendamtes 


Er bestand in mindestens fünf Strukturmerkma- 
len, die mit unterschiedlicher Akzentuierung in 
allen Folgegesetzen bis hin zum KJHG wieder- 
zufinden sind: 


e Der kodifizierte Anspruch jedes deutschen 
Kindes auf Erziehung zur leiblichen, seelischen 
und gesellschaftlichen Tüchtigkeit. 


e Die Zusammenfassung von Jugendarbeit, Ju- 
gendpflege und Jugendfürsorge unter dem be- 
grifflichen Dach der Jugendhilfe. 


e Die Einführung dieser Jugendhilfe als „3. Er- 
ziehungsmacht“ und ihre (teilweise unausge- 
sprochene) Konkurrenz zu Familie, Schule und 
den Kirchen. 


e Die Konstruktion von Jugendämtern als Kol- 
legialorgane mit ehrenamtlich tätigen Reprä- 
sentanten der Jugendhilfe im Steuerungsorgan 
. der „Jugendhilfeausschüsse“. 


e Die Zusammenfassung von Fürsorgemaßnah- 
men, die bisher in der Obhut anderer Ämter oh- 
ne sozialpädagogischen Impetus verwaltet wor- 
den waren. 


Die ungelösten Fragen 


RJWG ebenso wie KJHG sind Bundesgesetze 
als Rahmengesetze. Sie setzen keine qualitati- 
ven Standards, sondern überlassen die Ausge- 
staltung ihrer Leitformeln Ländergesetzen und 
dem „Gestaltungswillen der Kommunen“ (Mar- 
tin Rudolf Vogel 1960). Es gibt große Unter- 
schiede in der Anwendung dieser Gesetze zwi- 
schen Nord und Süd, Ost und West, Stadt und 
Land, Kommunen mit eher konservativen 
Mehrheiten, Kommunen mit eher progressiven 
Mehrheiten. 


Die Auseinandersetzung zwischen Elternrecht 
und Kinderrecht ist immer noch virulent - 
ebenso wie der Kampf um die jeweilige Inter- 
pretation des „Subsidiaritätsprinzips“. 


Trotz aller Nachbesserungsversuche ist der Lei- 
stungskatalog im Gesetzestext weniger gut aus- 
gearbeitet als der Eingriffskatalog - anders ge- 
sagt: Maßnahmen und Einrichtungen der sozi- 
alpädagogischen Jugendarbeit machen (im We- 
sten) immer noch nur ein Zehntel der sächli- 
chen Aufwendungen und des pädagogischen 
Fachpersonals aus - dies wird sich allerdings 
durch die flächendeckende Einführung von 
Kindergärten (im Westen) ändern - allerdings 
zum weiteren Nachteil der offenen Jugend- und 
der Jugendclub- und Jugendkulturarbeit. 


Ein „Jugendamt“ als Manifestation jugendbe- 
wegter und reformpädagogischer Vergangen- 
heit ist so etwas wie ein Widerspruch in sich 
selbst. Insbesondere in einem Land, das die 
Preussische Verwaltung als wichtige kulturelle 
Leistung hervorgebracht hat. Aber die Notwen- 
digkeit, bei jeder „Maßnahme“, ja bei jeder 
„Anschaffung“, Gesetzesgrundlage und Regel- 
haftigkeit zu beachten, die Betonung der Kom- 
munikationswege in der Linie von Oben nach 
unten und von Unten nach Oben (und nicht in 
der Horizontalen, die eher zu einer „Vernet- 
zung“ führen würde); all das sind Vorgaben, 
die die Arbeit von Landesrechnungshöfen er- 
leichtern mögen, die aber „vor Ort“ die sozial- 
pädagogische Arbeit mit (und nicht an) jungen 
Leuten häufig über Gebühr erschweren. 


So gesehen war das „Jugendamt“ von allem 
Anfang an eine „schwierige Behörde“ und ich 
bin gespannt zu hören, ob sie es bis auf den 
heutigen Tag und bis zum Jahre 2000 bleiben 
wird. 


_ Weiterführende Literatur: 


C. Wolfgang Müller, Jugendamt. Geschichte 
und Aufgaben einer reformpädagogischen 
Einrichtung. Weinheim: Beltz 1994. 


Diese Zusammenfassung ist ein Nachdruck 
einer Dokumentation der Fachtagung „Ju- 
gendamt 2000 in der Region Berlin - Bran- 
denburg“ vom 23. - 24. Juni 1994 mit freund- 
licher Genehmigung des spi Berlin 


Das 


Umbau 


Möglichkeiten und 
onsentwicklu 


DETLEF HorN-WAGNER 


_| Worum geht es? 


Als sich C. Wolfgang Müller und ich zur Fein- 
abstimmung unserer beiden in Hamburg am 
8. März d. J. gehaltenen Vorträge zum Thema: 
„Jugendämter zwischen Gestern und Morgen“ 
trafen, haben wir eine Reihe von Assoziationen 
zum Thema dieser Veranstaltungen angestellt 
und es damit ironisch-heiter zu modifizieren 
versucht: Abbau, Rückbau, Aufbau, Raubbau... 


Möglicherweise wird sich eine Reihe weiterer 


mehr oder minder treffend zusammengesetzter- 


Hauptwörter finden lassen, in denen sich auch 
die Hamburger Situation der Jugendhilfe und 
der sie gestaltenden und im wesentlichen ver- 
antwortenden Jugendämter wiederfinden läßt. 


So schön diese Wortspielereien auch sind, sie 
haben den Nachteil, daß sie in der Regel nur 
vor dem Hintergrund der realen Situation zu- 
standekommen und damit ihre entlarvende 
Wirkung auch nur dort entfalten. In unserem 
Fall ist dies Berlin; und dort läßt sich für einige 
Bereiche der (öffentlichen) Jugendhilfe (dies 
gilt z.B. für die Jugendarbeit und auch die Ju- 
gendsozialarbeit) in der Tat nur von „Raubbau“ 
reden. 


Was Wunder auch: Berlin spart bis Ende 1996 
rund 26.000 Planstellen in der Verwaltung ein; 
und die Jugendhilfe ist davon - natürlich - kei- 
neswegs ausgenommen. 


\ Es ist das Schicksal einer 
jeden Organisation, ein 
Image zu haben - die 
Qualität dieses Images aber | 
‚ist alles andere als Schicksal 


Die Situation in Hamburg ist uns nicht so be- 
kannt, daß wir uns zu einer Definition ent- 
schließen konnten. 


Wir haben uns daher ein bißchen salomonisch, 
ein bißchen feige und ein bißchen dem positi- 
ven Denken verpflichtet, zu einer in einem In- 
terview gefallenen Definition von Gitta Trauer- 
nicht durchgerungen, und zum Motto des Teils : 


dieses Vortragsduos gemacht, der sich mit der 
Zukunft, also den Jugendämtern „Morgen“, be- 
schäftigt: Umbau im Ausbau! - Die Frage ist 
nur, gehr das überhaupt und wenn ja, wie? 


Das Jugendamt ist, Wolfgang Müller hat es an- 
gesprochen, eine Erziehungs-Behörde. In seiner 
historischen Betrachtung des Ju- 
gendamtes „Gestern“ mußte 
Wolfgang Müller den Erzie- 
hungsanteil dieses Doppelwortes 
betonen, um die durchaus 
bemerkenswerte Leistung der Ju- 
gendämter als außerfamiliale Er- 
ziehungsinstanz neben Schule, 


Nach der Euphorie 

der Methodisierung 
bzw. Pädagogisie- 
rung kam die Verso- 

zialwissenschaftli- 


Mich erinnert nämlich die Diskussion um die 
betriebswirtschaftliche Ausrichtung von Behör- 
den und Ämtern, um neue Steuerungsmodelle, 
um Budgetierung und den immer wieder propa- 
gierten Dienstleistungscharakter der Sozialad- 
ministration fatal an die Heilserwartungen vie- 
ler freier Träger und sozialer Pro- 
jekte des sog. „Dritten Sektors“, 
dem Wohlfahrtsgeschäft also, an 
das Instrument des „Controlling“ 
oder an die offenbar unerschöpf- 
lichen Quellen des „Social Spon- 
soring“ oder was sonst noch als 
ultimative und modische Lösung 


Kindergarten u. a., herauszuste- Chung und Professio- des immer wieder alten Erfolglo- 


sigkeit- und Ineffizienz- Dilem- 


er nalisierung, anschlie- mas sozialer Arbeit herhalten 


Ich muß dieses nicht; für mich, 
dessen Thema in erster Linie die 
Struktur-, Kultur-, Personal- und 
Angebotsentwicklung der Jugen- 
dämter in den nächsten 10 bis 15 
Jahren ist, kann in erster Linie 
nur der Behördenanteil des Dop- 
pelwortes von Bedeutung sein. 


im folgenden in den weitver- 
zweigten Gedankengängen orga- 
nisationssoziologischer Überle- 
gungen 'zu ergehen und schürt 
möglicherweise auch die Erwar- 
tung, es könnten eine Reihe von ,, 
sehr unterschiedlichen Organisa- 
tionsformen modernisierter Jugendämter aus 
dem In- und Ausland vorgestellt und diese zu- 
sammenfassend kommentiert werden; mit dem 
Ergebnis gar, daß zum Abschluß eine Art Re- 
zept dabei herauskäme, nach dem langfristig 
auch in Hamburg zu verfahren wäre. 


Ganz nach dem Motto: Man nehme hiervon ein 
bißchen, füge dort noch etwas hinzu, schüttele 
kräftig und fertig ist das Modelljugendamt der 
Hansestadt oder das ihrer Bezirke, so diese 
denn ein eigenständiges Jugendamt bekommen 
werden. Ich will beides nicht tun. 


Zum einen, weil ich damit der Komplexität des 
Themas in keiner Weise gerecht würde, zum 
anderen, weil die strukturellen und regionalen 
Ausgangsbedingungen viel zu unterschiedlich 
und zum dritten, weil vor der Integralrechnung 
erst die Grundrechenarten beherrscht sein soll- 
ten. 


gement 


ßend war Parteilich- muß. 
keit „ein weithin ak- 
zeptiertes professio- 
nelles Aushänge- 
schild“ (Hinte), ge- 
folgt von der Thera- 
Dies beschwört die Gefahr, sich Peutisierung und als, 


Wolfgang Hinte aus Essen hat 
kürzlich (in der Theorie und Pra- 
xis Sozialer Arbeit, 9.94) so prä- 
zise wie provokativ diese Mode- 
zyklen in der Sozialarbeit be- 
schrieben: Nach der Euphorie der 
Methodisierung bzw. Pädagogi- 
sierung kam die Versozialwis- 


so Hinte, nun vorerst senschaftlichung und Professio- 
letzter Flop: der Run 
auf das Sozialmana- 


nalisierung, anschließend war 
Parteilichkeit „ein weithin akzep- 
tiertes professionelles Aushänge- 

schild“ (Hinte), gefolgt von der 
; Therapeutisierung und als, so 
_Hinte, nun vorerst letzter Flop: 
der Run auf das Sozialmanagement. 


(Auch) richtig, und ich füge hinzu: der Zu- 
kunftsflop wird die Verwaltungsreform sein. 
Nämlich dann (wie bei allen anderen von Hinte 
beschriebenen Modellen auch), wenn es bei der 
Mode und aufgesetzt bleibt und nicht in wirk- 
lich neue Handlungskonzepte übergeht. 


Die vielen neuen „Spielsachen“ des Profit-Be- 
reichs sind alle gut und schön; nur funktionie- 
ren diese Dinge eben erst dann, wenn vorher 
die Hausaufgaben gemacht wurden. 


Will heißen: „Controlling“ z. B. erfordert u. a. 
eine funktionierende Finanzbuchhaltung, ein 
ausdifferenziertes Kostenstellenorganigramm 
und eine penible Kosten- und Leistungskalkula- 
tion, „Social Sponsoring“ ist eben nicht das 
mehr oder minder dankbare Entgegennehmen 
einer Spende, sondern „ein Geschäft auf Ge- 
genseitigkeit“. Entsprechend klar muß den frei- 
en Trägern ihre Leistung sein und dies erfordert 


z. B. eine sehr grundsätzliche Diskussionen um 
Leitbilder, Ziele, Standards, Adressaten und 
Methoden. 


Nicht anders, eher weitgreifender, ist es mit 
den Fragen von Organisations-, Struktur- und 
Angebotsentwicklung größerer sozialer Syste- 
me, insbesondere dann, wenn es sich dabei um 
relativ festgefügte bürokratische Strukturen 
handelt. 


Einer der im deutschsprachigen Raum bekann- 
teren Organisationstheoretiker und entwickler, 
Gilbert Probst von der Hochschule St. Gallen, 
hat dies anläßlich eines Fachsymposium auf 
den Punkt gebracht: „Organisationsentwicklung 
und Strukturveränderungen müssen in den In- 
stitutionen in erster Linie und vor allem mental 
vorbereitet und akzeptiert sein.“ Sie dürfen also 
weder Mode noch Spielwiese noch Alibi sein! 


Insofern gilt das schöne Wort von C. G. Junck 
„Die Zukunft hat bereits begonnen“ für Organi- 
sationsentwicklungsprozesse nicht; die Zukunft 
bedarf in diese Fällen der inneren und äußeren 
Genehmigung. Dies meinst sowohl die Bereit- 
schaft des einzelnen Mitarbeiters, wie die Zu- 
stimmung der Leitungsspitze, das Plazet der 
Politik und umfaßt auch eine gesamtgesell- 
schaftliche Akzeptanz. | 


Dies ist der Grund, warum ich im folgenden 
wenig über bis ins letzte Detail ausdifferenzier- 
te Organisationsmodelle berichten werde, son- 
dern einige grundlegende Dimensionen zum 
Thema „Jugend-Behörde“ und der Notwendig- 
keit einer Entwicklung einer neuen, auf Fach- 
lichkeit und nicht auf Verwaltungsprinzipien 
aufbauenden Kultur in den Jugendämtern erläu- 
tern möchte. 


Die schrittweise und aufeinander abgestimmte 
‚Erarbeitung einer neuen Kultur nämlich ist not- 
wendig, damit die von außen hereingebrachten 
und in den Verwaltung herumgeisternden Be- 
griffe wie „Neues Steuerungsmodell“, „Dezen- 
trale Ressourcenverwaltung/Budgetierung“, 
„Leistungsbezogene Steuerung“, Kontraktma- 
nagement“, „Qutputorientierung“, „Verwal- 
tungscontrolling“, „Lean-Management“ u. a. m. 
nicht „leeres Geschwätz“ bleiben, sondern so 
mit Leben untersetzt werden, daß ein von allen 
gewollter und mit allen abgestimmter Moderni- 
sierungsprozeß beginnen kann. 


Worum geht es also, wenn wir von „Jugendamt 
Morgen“ reden und damit eine grundlegende 
Verwaltungs-Struktur-Reform und ein moder- 


nen Erfordernissen gerecht werdendes Ange- 


botsprofil meinen? 


[Prolog 


„Es ist zu vermuten, daß heutzutage bei einem 


: Assoziations-Test eine 


suchspersonen auf das 
Reizwort „öffentliche 
Verwaltung“ prompt 
mit dem Begriff „Re- 
form“ antwortet, insbe- 
sondere dürfte das von 
den Angehörigen des 
höheren Dienstes zu er- 
warten sein. 


Obwohl die Vorstellun- 
gen des „Wie“ oft recht 
vage sind und die Vor- 
schläge vielfach auf die 
Quadratur des Kreises 
hinauslaufen, sieht sich 
die öffentliche Verwal- 
tung von allen Seiten 
her einen zunehmenden 
Druck nach inneren Re- 
formen ausgesetzt. Das 
beliebteste Argument 
zur Rechtfertigung sol- 
chen Tuns ist der Hin- 
weis auf das Effizienz- 
gefälle zwischen Privat- 
wirtschaft und öffentli- 


cher Verwaltung; man , 
entrüstet sich, daß man “ 


Vielzahl der Ver- 


Insofern gilt das schö- 
ne Wort von ©. G. 
Junck „Die Zukunft hat 
bereits begonnen“ für 
Organisationsentwick- 
lungsprozesse nicht, 
die Zukunft bedarf in 
diese Fällen der inne- 
ren und äußeren Ge- 
nehmigung. Dies meint 
sowohl die Bereit- 
schaft des einzelnen 
Mitarbeiters, wie die 
Zustimmung der Lei- 
tungsspitze, das Pla- 
zet der Politik und um- 
faßt auch eine ge- 
samtgesellschaftliche 
Akzeptanz 


qua Steuerzahler die Effizienzverluste der Be- 
hörden zu tragen habe (und vergißt, daß man 
qua Konsument die der Industriebürokratien 


ebenso zu bezahlten hat). 


Die Schar derer, die Kritik an der öffentlichen 
Verwaltung üben und ihr gute Ratschläge ge- 
ben, umfaßt Journalisten, Wissenschaftler, Un- 
ternehmensberater, Politiker, höhere Beamte 
aus den eigenen Reihen, Manager u. a. m. - die 
Artikel in den Tageszeitungen und Fachzeit- 


schriften, 


die Neuerscheinungen auf dem 


Buchmarkt und die Seminare häufen sich. Man 
zeichnet oft ein Bild der öffentlichen Verwal- 
tung, bei dem man die Adjektive „veraltet“, 
„vertrottelt“, „ineffizient“, „rigide“, „langsam“, 
„verstaubt“, „preußisch“ und „erneuerungsbe- 
dürftig“ assoziiert, und schafft sich so eine be- 


achtliche Futterkrippe. 
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Obwohl sie geschulte Leute in ihren Organisa- 


'tionsabteilungen haben und sich Einrichtungen 


wie der KGSt bedienen, werden die verantwort- 
lichen Herren in den Behörden unter dem An- 
prall dieses Sturms gezwungen, sich von exter- 
nen Personen und Arbeitsgruppen überprüfen 
zu lassen, und sie holen sich Sy- 
stemanalytiker, Organisationsso- 
ziologen und Politologen ins 
Haus, die sich inzwischen - wie 


Die „männerbündli- 
schen“ Gruppierun- 


schaftlichen Bürokratie“ (Bosetzky), in der die 
implizite Beziehungsebene bedeutend aus- 
schlaggebender als die explizite Sachebene ist. 


Ein besonderes Geflecht also von Abhängigkei- 
ten und Versprechungen, Kolaitionen und un- 
ausgesprochenen Konkurrenzen, in dem eine 
spezifische Abart von falsch ver- 
standener Solidarität jeden Reali- 
tätsbezug zur eigenen Leistung 
vergessen und ein für Außenste- 


der Markt es verlangt - in zahl- gen insbesondere in hende befremädlich. wirkehder 


reichen Instituten zusammenge- 
schlossen haben. Es entstehen 
Analysen und Gutachten, die 
wohl Lernprozesse in Gang set- 
zen und zu partiellen Verände- 
rungen führen, mitunter aber nur 
ein Alibi darstellen: Man hat sei- 
nen Reformwillen gezeigt und 
den anderen bewiesen, daß nie- 
mand Patentrezepte anzubieten 
hat. 


Kurzum, die Forschungsberichte werden von 
den Praktikern vielfach als unbefriedigend an- 
gesehen. Man wirft ihnen vor, sie sagten das, 
was ohnehin schon alle wüßten, lediglich im 
Fachchinesisch und kämen nicht auf das, was 
die Behörde „im Innersten zusammenhält“ 
bzw. was sie in Wahrheit ineffizient und rigide 
macht.“ (Bosetzky 1971) 


So beschreibt der bekannte Berliner Verwal- 
tungswissenschaftler Horst Bosetzky (der unter 
dem Kürzel „-ky“ auch Kriminalromane veröf- 


‘ fentlicht) die gegenwärtige Situation, in der 


sich die „Deutsche Verwaltung“ und damit 
auch die zu ihr gehörenden Jugendämter befin- 
det. 


Dem wäre nichts hinzuzufügen, wenn diese in 
ihrer Klarheit und Prägnanz beeindruckende 
Analyse nicht bereits 1971, vor rund 25 Jahren 
also, entstanden wäre. Wie sich die Bilder doch 
gleichen! 


_ Ein Wort vorweg 


Vor einem viertel Jahrhundert (!) standen Horst 
Bosetzky und mit ihm viele andere wohl schon 
einmal vor.der Frage, was die Behörde „im In- 
nersten zusammenhält“ und offenbar gegen je- 
de Veränderung resistent macht. 


Die Antwort damals: Die „männerbündischen“ 
Gruppierungen insbesondere in den „oberen 
Rängen“ der Verwaltungen sind u. a. der Ga- 
rant für eine besondere Form einer „kamerad- 


den „oberen Rän- 
gen“ der Verwaltun- 
gen sind u. a. der 
Garant für eine be- 
sondere Form einer 
„kameradschaftli- 
chen Bürokratie“ 


Hang zur Selbstmanipulierung 
und eigenreferentialität jeden 
Kontakt zur „Außenwelt“ und ih- 
ren Bedürfnissen vermissen läßt. 


Auch für die Jugendämter wird 

somit gelten, was hier anklingt 

und in allen Behörden, Betrieben, 

Projekten und Verbänden heute 

wie damals als prägend ange- 
„nommen wird (vgl.: Bachinger 
1990/Keller 1993(2)/  Scholz/ 
Hofbauer 1990/ Wever 1992): 


Es ist die so schwer zu fassende „Kultur“ einer 
Institution, der „Geist des Hauses“, der „Stall- 
geruch“, der jede Neuerung zerrinnen läßt und 
bei den Beschäftigten die sie lähmende und von 
Erving Goffman (1962) so genannte „Mortifi- 
kationsangst“ auslöst: Das Individuum wird 
zum Rollenträger, der Mensch zu dem, wie die 
Organisation ihn haben will, die Persönlichkeit 
„stirbt“ und mit ihr die institutionelle Identität. 


„Kultur“ ist dabei gewissermaßen die Summe 
der Lösungen, 


die das Orga- 
nisationssy- Wer Organisationsent- 
stem für so ; r; 

wickl - 
ee: ber cklung für Jugend. 


daß sie diese ämter sagt, muß daher 
möglicherweise auch 
sagen, daß die einzig 
tiefgreifende Verände- 
rung für Jugendämter 
darin bestehen könn- 
te, sie aus den sie 
nach wie vor dominie- 
renden Verwal- 
tungsstrukturen end- 
gültig herauszulösen 


an neue Mit- 
glieder als die 
einzig richtige 
Art des Den- 
kens, Fühlens 
und Handelns 
weitergibt: 


„Das war 
schon immer 
so, und, das 
war noch nie 
so!“, ist denn 
auch einer der 
typischen Sa-: 


tiregags, mit dem sich „Behörde“ auf Anhieb 
identifizieren läßt; nur noch zu steigern durch: 
„Da könnte ja jeder kommen!“ 


Die „Kultur“ einer Institution ist mithin, er- 
stens, von ihrer „Geschichte“ nicht zu trennen: 
Es bedarf langer Zeiträume, die in einem evolu- 
tionären Prozeß „entdeckten“ oder durch lang- 
fristig angelegte Lernprozesse „entwickelten“ 
Lösungsmuster und Verhaltensstrategien so zu 
festigen, daß sie alle Wirrnisse gesellschaftli- 
cher Entwicklungen überdauern können und 
sich damit metastabilisieren. 


Die „Kultur“ einer Institution ist aber auch, 
zweitens, von deren organisatorischer „Struk- 
tur“ nicht zu trennen, denn die Struktur, so be- 
haupten jedenfalls die „historischen Materiali- 
sten“, bestimme die Kommunikation und die 
Kommunikation bestimme letztlich das Verhal- 
ten (der Beschäftigten). 


Dies läßt sich alltagspraktisch in der Tat 
schnell nachvollziehen: Das Verhalten in einem 
teamstrukturierten Kreuzberger Jugendhilfepro- 
jekt stellt sich, über einen längeren Zeitraum 
betrachtet, als signifikant anders dar, als das in 
einer hierarchisch determinierten und linien- 
strukturierten Jugend-Behörde, von der C. 
Wolfgang Müller denn auch wohl zu Recht be- 
hauptet, daß „sie eigentlich ein Unding sei.“ 
(Müller 1991) Wer „Jugendamt“ sagt, muß 
wohl oder übel also auch „Verwaltung“ sagen. 


Wer Organisationsentwicklung für Jugendäm- 
ter sagt, muß daher möglicherweise auch sagen, 
daß die einzig tiefgreifende Veränderung für 
Jugendämter darin bestehen könnte, sie aus den 
sie nach wie vor dominierenden Verwal- 
tungsstrukturen endgültig herauszulösen, denn: 


„Nichts nervt mich mehr als das Gerede von 
der Verwaltungsreform. Verwaltung ist nicht 
reformierbar. Aus einer Bürokratie kann ich 
ebenso wenig ein modernes autopoietisches Sy- 
stem machen wie aus einem Hammer eine Zan- 
ge oder einer Mücke eine Biene. 


Diese Metamorphose-Unfähigkeit der Bürokra- 
tie liegt in ihren Determinanten beschlossen .... 
“Sie haben seit Jahrtausenden zür identischen 
Reduplikation der bürokratischen Elemente ge- 
führt - und werden es weiterhin tun. 


Das kann nicht anders sein, denn die Funktion 
der Staatsbürokratie ist die Metastabilisierung 
einer Großgesellschaft, und die kann sie nur er- 
füllen, wenn sie die Berechenbarkeit der Orga- 


nisation (ihre Apparathaftigkeit) für den Herrn, 
die Klienten und die Mitglieder garantiert. 


Und eben das verbietet es, über ein geringes 
Maß hinaus teamartig-professionelle und auto- 
poietische Elemente offiziell in die bürokrati- 
sche Organisation hineinzunehmen. Und wenn 


man es tut, dann immer nur 
punktuell, partiell und tem- 
porär, vor allem aber unter 
sie letztendlich doch wieder 
erstickender bürokratischer 
Oberaufsicht. 


Das alles scheint die Ver- 
waltungsreformer nicht zu 
kümmern, ebenso nicht die 
Tatsache, daß die Funkti- 
onsfähigkeit einer Bürokra- 
tie eigentlich durch das In- 
formelle sichergestellt 
wird. Informelle Organisa- 
tion und Mikropolitik 
schaffen es, die funktional 
notwendigen Anteile 
teamartig-professioneller 
und autopoietischer Orga- 
nisation in die Bürokratie 
zu tragen, in und unter die 
formelle Organisation zu 
mengen. 


Könnte also „ressour- 


cennahe Verwaltung“ 


möglicherweise „De- 
zentralisierung, Regio- 
nalisierung und Bür- 
gernähe” bedeuten? 
Heißt eventuell ‚neues 
Steuerungsmodell“ 
„Teambildung, Enthier- 
archisierung, und Ent- 
bürokratisierung“? Ist 
aus „Budgetierung“ gar 
„Hilfen aus einer 
Hand“, „Kausalität der 
Hilfebeziehung” und 
„Ganzheitlicher Ansatz 
der Sozialarbeit” abzu- 


Insofern hat sich die Büro- 
kratie schon immer selber 
reformiert und den Um- 
welterfordernissen angepaßt, vorbei an allen 
akademischen Ratgebern und Modell-Produ- 
zenten, den Betriebswirten und Verwaltungsju- 
risten in Sonderheit.‘ (Bosetzky 1993) | 


leiten? 


So resümiert kurz und knapp 1993 (nun aller- 
dings 25 Jahre später) ebenfalls Horst Bosetzky 
seine mehr als diese 25 Jahre andauernde wis- 
senschaftliche und belletristische Auseinander- 
setzung mit „Verwaltung“ und damit ein sich 
redundant wiederholendes „Spiel“, das sich un- 
terschiedlich nennt aber immer dasselbe meint: 
Verwaltungsreform, Strukturreform, Neustruk- 
turierung, Unternehmen Berlin, Tilburger Mo- 
dell ... 


Bosetzky macht damit deutlich, was sich „Insi- 
der‘ und die „alten Verwaltungshasen“ hinter 
der vorgehaltenen Hand schon längst immer 
wieder gerne bestätigen: 


Die derzeit geführte Diskussion um Verwal- 
tungsreform, neue Steuerungsmodelle und 


Dienstleistungsunternehmen „Behörde“ ist al- 
les andere als ein Krimi - eher scheint die As- 
soziation der x-ten Wiederholung einer langat- 
migen Vorabendserie angemessen. 


Was macht uns also eigentlich so sicher, daß 
„es“ diesmal klappen wird? Nichts! 


Insofern könnte man, in Sonderheit in den so- 
zialen Fachbehörden wie schon Mitte der sech- 
ziger Jahre, Anfang der siebziger Jahre und En- 
de der achtziger Jahre zur Tagesordnung über- 
gehen: Außer Spesen - für die Sozialpädagogik 
und Sozialarbeit (wieder einmal) nichts gewe- 
sen. Eben: Eine neue Mode mehr! 


Wenn da nicht eine gewisse Faszination von 
der Vorstellung ausgehen würde, die Sozialar- 
beit könnte im Rahmen oder im Schlepptau der 
Verwaltungsreform endlich ihre uralten fachli- 
chen Forderungen und Standards „unterbrin- 


sc 


gen“. 


Könnte also „ressourcennahe Verwaltung“ 
möglicherweise „Dezentralisierung, Regionali- 
sierung und Bürgernähe“ bedeuten? Heißt 
eventuell „neues Steuerungsmodell“ „Teambil- 
dung, Enthierarchisierung, und Entbürokratisie- 
rung“? Ist aus „Budgetierung“ gar „Hilfen aus 
einer Hand“, „Kausalität der Hilfebeziehung“ 
und „Ganzheitlicher Ansatz der Sozialarbeit“ 
abzuleiten? 


Für die Jugendämter geht es bei der jetzt einset- 
zenden Diskussion nämlich keineswegs in er- 
ster Linie nur um den x-ten Versuch einer wei- 
teren Reform und auch nicht so sehr um neue 
Angebote oder um neue (Verwaltungs-)Struk- 
turen, sondern es geht um eine neue Frage in 
einer völlig neuen Dimension: 


Sind die Jugendämter strukturell (und dies 
meint viel mehr als ihre Aufbaustrukturen) in 
der Lage und sind die Beschäftigten mental in 
der Lage, den Sprung von einer zentral und 
hierarchisch determinierten Ordnungsbehörde 
in dezentral organisierte, unterschiedlich ge- 
prägte und teamgeleitete Dienstleistungszen- 
tren zu schaffen (eher wohl zur zu wagen), ent- 
spricht dies dem Selbstverständnis der Jugen- 
dämter und ihrem gesellschaftlichen Auftrag, 
verfügen sie dazu über ausreichend Ressourcen 
und würde dieser Sprung in Politik, Öffentlich- 
keit und Fachöffentlichkeit akzeptiert werden. 


Sind also die Jugendämter, ı. S. des einleiten- 
den Kernsatzes auf den Punkt gebracht, in der 
Lage, ıhr Image zu verändern? Dies ist meine 
zentrale Frage und ich darf gestehen, ich ahne 


auch schon die Antwort: Sie werden es mögli- 
cherweise nicht schaffen! Der Blick in die Ge- 
schichte nämlich lehrt uns, daß es an gutge- 
meinten und nicht selten auch an gutgemachten 
Veränderungsmodellen nie gefehlt hat. Im Ge- 
genteil, die Aktenschränke sind voll davon. Die 
Gründe für das Scheitern bisher liegen woan- 


‚ders. Sie liegen aus meiner Sicht in den 


e „entwicklungsgeschichtlichen“ Prägungen der 
Jugendämter 


e in ihrer strukturellen Einbindung in Verwal- 
tung, 


° in ihrer spezifischen „Kultur“ und 


eim spezifischen „Auftrag“ behördlicher Sozi- 


alarbeit, für die sie einen wichtigen Teil resprä- 
sentieren. 


Die Jugendämter sind also, Quintessenz des 
bisher Ausgeführten, erstens, „entwicklungsge- 
schichtlich“ auf die „Kultur“ eines Dienstlei- 
stungsunternehmens nicht vorbereitet. Die 
Dienstleistung am „Kunden“ entspricht ebenso- 
wenig ihrem Selbstverständnis wie die Orien- 
tierung an den Gegebenheiten und Gesetzmä- 
Bigkeiten des „Marktes“ ihrem gesellschaftli- 
chen und sozialpolitischen Auftrag. Ihr Image 
ist überwiegend das der Kontrolle und Sanktio- 
nierung, weniger das der Unterstützung, Hilfe- 
stellung und Begleitung. 


Die Gründe, warum „neue (Jugend-)Ämter“ 
heute wie damals eher unwahrscheinlich er- 
scheinen, ergeben sich darüber hinaus zum 
zweiten aus der schlichten Tatsache, daß die 
Jugendämter in ihren behördlichen Strukturen 
genuiner Teil von „Verwaltung“ sind und Ver- 
altung, wie beschrieben, offenbar grundsätzlich 
nicht reformierbar ist. 


Und sie liegen, drittens, in der „Unmöglichkeit, 
eine pädagogische Behörde zu gründen“ (,.... 
und der Notwendigkeit, es dennoch immer wie- 
der zu versuchen“) - so jedenfalls die Motti 
zweier Referate von C. Wolfgang Müller 
(„Schwierigkeiten“) und Jochen Rößner (,„Not- 
wendigkeiten“), die anläßlich einer Tagung mit 
dem beziehungsreichen Titel „Jugendamt 
2000“ (Sozialpädagogisches Fortbildungswerk 
Brandenburg u. a. 1995) vor immerhin gut 70 
leitenden Fachkräften verschiedener Jugendäm- 
ter aus Berlin und Brandenburg gehalten wur- 
den. 


Der Auftrag einer Behörde kann, so auch meine 
Annahme, kein sozialpädagogischer sein, weil 


sich Sozialpädagogik und Verwaltung in ihrem 
Wesen, in ihrer Methodik und in ihren Grund- 
lagen unterscheiden und auch unterscheiden 
müssen. 


Die Jugendämter werden, erstes Fazit, neue 
* Modelle nur insofern übernehmen können, wie 
sie darauf „kulturell“ vorbereitet sind, nur über- 
nehmen wollen, wie dies ihrem gewachsenen 
Selbstverständnis entspricht und auch nur inso- 
weit übernehmen dürfen, wie dies gesellschaft- 
lich akzeptabel erscheint. 


_J Mut zur Lücke 


Der Raum für eine modifizierte Fassung eines 
Referats im Rahmen einer Tagesdokumentation 
ist naturgemäß eher begrenzt. Ich hatte mich al- 
so zu entscheiden, in welcher Art und mit wel- 
cher Themenstellung sinnvoller fortzufahren 
wäre. 


Es sollte schon deutlich geworden sein, daß ei- 
ne vertiefende Betrachtung des „Kulturbe- 
griffs“ einer Institution den Rahmen einer kur- 
zen Einführung in die eine oder andere Pro- 
blemdiskussion, denen auch Jugendämter aus- 
gesetzt sind, vollständig sprengen würde. Die 
Beschreibung der „Kultur“ einer Institution ist 
mehr als kompliziert - sie ist komplex und kann 
daher hier nicht geleistet werden. 


Die Geschichte der Jugendämter und die von 
ihr ausgehenden Wirkungen und Auswirkungen 
nach innen und außen (s. 0.) ist aktuell aus mei- 
ner Sicht in einer besonderen Weise illustrie- 
rend und illiustrativ von C. Wolfgang Müller in 
seinem sehr lesenswerten Buch: „JugendAmt“ 
(1994) beschrieben worden. 


Die Abbildung 4 stellt den möglicherweise un- 
zulässigen Versuch dar, die wesentlichen ge- 
schichtlichen Vorläufer („Fundament“), die 
sich über mehrere Jahrhunderte entwickelnden 
Bestrebungen (,Treppen“ und die vier Haupt- 
bewegungen („Säulen“), aus denen die Jugen- 
dämter sich letztlich entwickelt haben, darzu- 
stellen und dieses, wenn auch wichtige Thema 
(s. 0.), damit nur sehr kurz anzureißen. 


Die Rolle und Funktion von Sozialarbeit, gar 
unter „kapitalistischen Produktionsbedingun- 
gen“ (Hollstein/Meinhold 1973), ist über meh- 
rere Sozialarbeitergenerationen hinweg aus- 
führlich immer wieder rezipiert worden und 
darf daher als mehr oder minder bekannt vor- 
ausgesetzt werden. 


Unterbelichtet allerdings blieb, aus meiner 
Sicht, das besondere Verhältnis zwischen Sozi- 
alarbeit und Verwaltung und die sich daraus er- 
gebenden strukturell begründeten Widersprü- 
che und Reibungsverluste. Sie werden also im 
folgenden wesentlicher Inhalt in Wort und Bil- 
dern sein. 


Bilder (von denen ich im übrigen hoffe, daß sie 
sich aus sich selbst erklären und tatsächlich 
„mehr sagen als 1000 Worte‘) deshalb, um zu- 
sätzlich auf eine etwas andere Art und Weise 
deutlicher zu machen, um was es grundsätzlich 
geht und was die aus meiner Sicht „einzige 
Chance“ der Jugendämter ist, im Konzert der 
Verwaltungsreform ein bestimmendes Instru- 
ment zu spielen: Die Rückbesinnung auf ihre 
fachlichen Standards und die sich daraus ablei- 
tenden Forderungen. 


Jugendamt und 
Verwaltung - eine 
notwendige Perspektive 


Die von Horst Bosetzky eingangs apostrophier- 
te jahrtausendealte Geschichte der Verwaltung 
hat vor rund 350 Jahren ein neues Kapitel auf- 
geschlagen: das preußische Offiziers- und Be- 
amtentum. 


Geburtshelfer der deutschen Verwaltung in ih- 
rer jetzigen Form ist der in erster Linie wegen 
seiner militärischen Erfolge gegen Schweden 
und Polen so genannte „Große Kurfürst‘ Fried- 
rich Wilhelm I von Preußen, der zur Durchset- 
zung seiner Interessen und zur Sicherung seines 
kurbrandenburgischen Streubesitzes die alten 
ständischen Regierungsformen durch eine neue, 
zentralistische und vom Landesherrn abhängige 
Verwaltung ersetzte. Sie half vor allem auch 
den Unterhalt des neuen stehenden Heeres, eine 
Neuerung in dieser Zeit, zu sichern und bildete 
später die Basis für das preußische Offiziers- 
und Beamtentum. 


Diese für damalige Verhältnisse revolutionäre 
„erste Verwaltungsreform“ ı. S. eines gründli- 
chen Umbaus des Staates war allerdings kei- 
neswegs nur auf Preußen beschränkt. Allge- 
mein ergab sich nach der Entmachtung der 
Stände und dem Übergang der Macht auf den 
Landesherren (also mit dem Aufkommen der 
absoluten Monarchie) für die Regenten die ge- 
wissermaßen existentielle Notwendigkeit, sich 
zur Durchsetzung ihrer Herrschaftsinteressen 
und zur Durchführung ihrer Absichten einen 


Abbildung 0 - Forts. nächste Seite 


hierarchisch und uneingeschränkt loyalen Ap- 
parat zu schaffen. 


Dieser fand sich anfangs naturgemäß in Form 
des Adels, verlagerte sich allerdings dann zu- 
nehmend (im Hinblick auf dessen bedenkliche 
Formen annehmendes eigenes Machtstreben) 
auf ein dem Herrscher in der Bedeutung des 
Wortes „absolut“ verpflichtetes „Be-Amten- 
tum“, das in erster Linie aus der persönlichen 
Bedienung des Souveräns hervorgegangen war 
und erst später eine gewisse persönliche Unab- 
hängigkeit in eigens geschaffene „Be-Hörden“ 
fand. 


Die Verselbständigung der Verwaltung als Exe- 
kutive durch Gewalteinteilung im Zuge der all- 
gemeinen Aufklärung u. a. infolge der Schrif- 
ten von Montesquieu (1689 - 1755), die Schaf- 
fung der kommunalen Selbstverwaltung zu An- 
fang des 19. Jahrhunderts und der Übergang 
des „Ordnungsstaates“ zum „liberalen Rechts- 
staat“ (der sich vor dem 1. Weltkrieg bereits 
abzeichnete) und später dann bis hinein in un- 
sere Zeit zum „sozialen Gerechtigkeitsstaat“, 
ändert allerdings nichts an der Tatsache, daß 
auch die Jugendämter als Fach- bzw. Erzie- 
hungs-Behörde „strukturell“ immer noch im 
Mittelalter stecken, weil ihr Organisations-Ord- 
nungs-Prinzip wie eh und je „hierarchisch“ de- 
terminiert ist. 


Überspitzt ausgedrückt, besteht damit in 
Deutschland strukturell kein Unterschied zwi- 
schen der Verwaltung eines stehenden Heeres 
oder der Verwaltung eines Jugendamtes. 


Dies drückt sich sowohl in der Differenzierung 
der Hierarchieebenen, in der Aufbaustruktur, ın 


den Funktionsbezeichnungen, in der Art der 


Auftrags- (Befehls-)Erteilung, im Beamten- 
und Besoldungsrecht und ım Beförderungssy- 
stem aus und findet seinen Niederschlag auch 
sprachlich in Begriffen wie „Stab“ und „Linie“. 


Überhaupt fördert in diesem Zusammenhang 
eine etymologische Beschäftigung mit den hier 


verwandten Begrifflichkeiten und ihren Wort- 
bedeutungen einige interessante Aspekte zu Ta- 
ge: 

„Ver-Waltung“ deutet auf den mhd. wortstamm 
„walten“ = „stark sein, herrschen, vermögen 
(N hin, der beispielsweise auch in „Ge-Walt“ 
oder „über-wältigen“ steckt. 


„Amt“ und „Beamtentum“ ist eine Deduzierung 
des kelt.: „ambactos“, eines der, so der „Kluge“ 
(das deutsche etymologische Wörterbuch neben 
dem „Grimm‘“‘) „wirklich wichtigen“ deutschen 
Lehnwörter und bedeutet so viel wie: „Höriger, 
Diener“. 


„Behörde“ ist aus dem ndd.: „behören“ entstan- 
den und heißt i.w.S.: „zu etwas gehören, etwas 
hörig sein“ 

„Hier-Archie“ ist aus den griechischen Grund- 
wörtern „hieros“ = „heilig“ und „archos“ = 
„Herrschaft“ zusammengesetzt und meinst so- 


mit „heilige Herschaft“ (!). 


Wir haben es also bei dem hier beschriebenen 
monokratischen, auf die Entscheidungsspitze 
des absoluten Herrschers ausgerichteten, allen 
deutschen Behörden eigenen inneren Struktur- 
prinzip quasi mit einer „heiligen“, also unum- 
stößlichen und offenbar auch zu „Gewalttätig- 
keiten“ neigenden Kultur von „Dienern“ zu tun, 
die alle etwas Gemeinsamem „be-hörig‘ sind. 
Ein Strukturprinzip, das sich möglicherweise 
damit bereits in unserem „Stammhirn eingeni- 
stet“ hat und deswegen so erfolgreich jede 
grundsätzliche Innovation zu verhindern weiß? 


Der international erfolgreich tätige und mit vie- 
len Preisen ausgezeichnete südafrıkanische Un- 
ternehmer, Organisationsberater und Manage- 
menttrainer Albert Koopmann (1994), erstaunt 
über dieses spät-feudalistische und aus seiner 
Sicht so wenig wertschätzende wie ineffiziente 
abendländische Unternehmens- und Behörden- 
struktur, schreibt uns mitteleuropäisch Hierar- 
chiegeschädigten denn auch einiges ins Stamm- 
buch: 


Vorschriften Fehlende: 


Partizipation 


Vertrauen 


Wertschätzung 


Verantwortung 


Lernmöglichkeiten 


Partizipation 
Wertschätzung 
Vertrauen 
Verantwortung 


Autonomie 


Lernmöglichkeiten 


Der "Gegner" fehlt Beliebigkeit 


Ausgrenzung 


Jeder hat "seinen" Ball Fehlende: 
Vernetzung 
Absprachen 

«| Kooperation 


Ergänzung 


Keine "Bewegung im Spiel" Saturiertheit 


„Höchstwahrscheinlich ist Ihre Organisation 
altmodisch-hierarchisch geordnet nach wissen- 
schaftlichen Managementerkenntnissen (was 
immer das ist), wie F. W. Taylor vor vielen 
Jahrzehnten entwickelte. Ihr Name findet sich 
im oberen Kästchen, da, wo er hingehört, und - 
je weiter wir die Hierarchie nach unten wan- 
dern, müssen alle anderen Kästchen dem 
nächsthöheren Kästchen Bericht erstatten. Je- 
der einzelne muß als Subkomponente der Ge- 
samtstruktur erfaßt werden. Bei Mitteilungen 
darf kein Kästchen übersprungen werden, die 
Befehlskette muß eingehalten werden. Sogar 
das Belohnungssystem richtet sich nach dem 
Kästchen des Betroffenen. Eine ziemlich raffi- 
nierte Methode, die Kontrolle zu behalten - tei- 
le und herrsche! - und den Sinn der Arbeit und 
die Zielstrebigkeit des Arbeiters zu trennen. ... 


Zu diesem Zweck sehen die (die traditionell 
eher familienähnlich oder teamstrukturell ge- 
prägten Institutionskulturen des afrikanischen, 
pazifischen und asiatischen Wirtschaftsraumes; 
H.-W.) sich als Fußballteam, das so gut zusam- 
menspielt, soweit es der Kapitän integrieren 
konnte, das sich auf das Ziel des Spiels konzen- 


Überheblichkeit 
Autoritätsdenken 
Realitätsferne 


Schemadenken 


Interdisziplinarität 


Zuständigkeitsdenken 
vertikale Kommunikation 
Bürokratismus 


Unbeweglichkeit 


Abbildung 0 - Forts. von Seite 28 


Verbindlichkeit 


Gleichberechtigung 


"Kunden" denken 
Controlling 
Evaluation 


Flexibilität 


Beteiligung 


"Abspielen" 
Vernetzung 
Absprachen 
Kooperation 
Ergänzung 


Interdisziplinarität 


Motivation 
Beweglichkeit 
Flexibilisierung 


horizontale Kommunikation 


Ganzheitlichkeit 


Pragmatismus . 
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triert, das heißt auf Teamgeist und Toreschie- 
ßen. 


Sie als Angehöriger des westlichen Kulturkrei- 
ses jedoch gehen genau gegenteilig vor. Wahr- 
scheinlich würden Sie zuerst das Feld in elf Be- 
reiche einteilen und dann die einzelnen Team- 
mitglieder instruieren, „nur dann gegen den 
Ball zu treten, wenn er im jeweiligen Bereich 
landet“. Sie denken nicht an das Schießen von 
Toren oder an den Teamgeist, sondern nur an 
die Kontrolle der Spieler auf dem Feld.“ (Ko- 
opmann 1994, 91 und 92) Und an die eigene 
Zuständigkeit, füge ich nach etwas genauerer 
Kenntnis deutscher Verwaltungswirklichkeit 
hinzu. 


Trotzdem, ein treffendes Bild eines unvorein- 
genommenen Beobachters von außen für ein 
insgesamt in der Tat merkwürdiges Treiben: 
Die spärlich vorhandenen Zuschauer auf der 
Tribüne (Abbildung 1: Fußballfeld), überdies in 
erster Linie Repräsentanten der wesensbestim- 
menden Strukturmerkmale einer hierarchisch- 
determinierten sog. Linien-Organisationsstruk- 
tur, sind Beteiligte und Betrachter zugleich ei- 
nes ungewöhnlichen Schauspiels, bei dem 


29 


nn a En Eisen hs 


Br] 


N rn 
Se 
Pe 


ANJYNN.IS-wwoyg 3unyeAlsA - SBunısissnyojusuuf NPNSIPpURJISNnZ 
uj333% 3Iur] 9][0.9uoY SUNJISJSNIGTIY 
| r 
| S 
uonyunJ UONISOJ aıysJeısıy anyyn.ıJS = 
Q 
< 


ISUIG IYIMWUOJO ISA 


einige der wesentlichen Ungereimtheiten auf 
den ersten Blick auffallen: 


Die folgende Tabelle faßt sie zusammen, be- 
nennt, nun ganz ernsthaft, die dahinterstehen- 
den Problembereiche und deutet auch, aller- 
dings sehr plakativ, einige der möglichen Lö- 
sungen an, die in Angriff zu nehmen sind, will 
die von vielen geforderte und von vielen auch 
gewollte Reform der Jugendhilfeadministration 
ihren eigenen Ansprüchen gerecht werden und 
soll sie nicht erneut auf der „Spielwiese“ der 
Absichtserklärungen versinken:Ganze Bücher 
voller „Verwaltungsvorschriften“, „Ausfüh- 
rungsvorschriften“, „Durchführungsverordnun- 
gen“ und „Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen“, kein regulierender Markt, „Ab-Teilungs- 
Denken“ und  „Zuständigkeitsfetischismus“ 
statt „Vernetzung“ und „Synergie“, Mobilität: 
Fehlanzeige! Kurzum: Der IST-Zustand deut- 
scher Verwaltungsrealität bietet ein eher trauri- 
ges Bild, weit entfernt von dem, was möglich, 
fachlich erforderlich und für das Klientel ange- 
messen wäre. 


Die Jugendämter als Behörden oder Ämter, und 
damit als von der Verwaltung nicht zu trennen- 
der Teil, müssen es sich also wohl oder übel 
gefallen lassen, daß sie auch an einer über 300 
Jahre entwickelten und verfestigten Verwal- 
tungskultur gemessen werden, weil sie (inzwi- 
schen) Teil davon geworden sind. Dies ist das 
„Erbe“, das sie seit Anbeginn mitzuschleppen 
hatten: Sie werden im Bewußtsein der Öffent- 
lichkeit eher als Verwaltungsorgane, denn als 
Fachämter gesehen, allenfalls noch, dies auch 
in Folge ihrer „Geburtswehen“, die sich aus ei- 
ner fast zynischen Verwässerung des Reichsju- 
gendwohlfahrtsgesetzes (RJWG) ergeben hat- 
ten, als wenig selbständiger Teil einer in vielen 
Aspekten repressiven Wohlfahrtsadministrati- 
on. 


_ Ganz anders: Die Zukunft 


(> Abbildung 2: Mobile, S. 32) 


Auf den ersten Blick fällt auf, daß ein derarti- 
ges Strukturmodell eine völlig neue Führungs- 
und Partizipationskultur in den Behörden not- 
wendig machen würde. 


„Teambildung“ heißt hier das Zauberwort, 
denn „Teams und Leistung bedingen einander“; 
behaupten jedenfalls zwei langjährige Mitarbei- 
ter der welt größten Beratungsfirma: (,Mc- 
cKinssey“: Jahresumsatz 1992/93 1.2 Milliar- 
den US$, 3000 Berater) Jon Katzenbach und 


Douglas K. Smith in ihrem 1993 erschienenen 
Buch: „Teams. Der Schlüssel zur Hochlei- 
stungsorganisation“. Sie sollten es also wissen. 


Nur, auch in Industriebetrieben ist dieser 
Grundgedanke bei weitem nicht so umgesetzt, 
wie uns dies die Flut von aktuellen Veröffentli- 
chungen mit immer kunstvolleren Titeln (vor- 
läufiger Höhepunkt: „Business Reenge- 
neering‘“) glauben machen will. In Deutschland 
wird der Anteil der relevanten Betriebe, in de- 
nen Team- oder Gruppenarbeitsmodelle umge- 
setzt sind, auf etwa 15 % geschätzt; in Schwe- 
den und den Niederlanden sind es etwas mehr, 
in Frankreich und Großbritannien etwas weni- 
ger. Auch dort steht man also erst am Anfang 
eines weitgesteckten Zieles. Dieses ist hinge- 
gen in den deutschen Verwaltungen in einer 
nennenswerten Größenordnung nicht einmal 
annähernd sichtbar; aus guten Gründen, wie bei 
Bosetzky ja nachzulesen war. 


Von der Einrichtung wirklicher funktionaler 
Teams ist die deutsche Verwaltung tatsächlich 
noch meilenweit entfernt. Daran ändert auch 
die Tatsache nichts, daß infolge der Unruhen 
der späten 60er Jahre gerade in der Sozialarbeit 
gewisse Team-Strukturen partiell und/oder 
temporär durchaus eingeführt werden durften, 
ohne daß man allerdings diese Teams mit einer 
echten Gestaltungs- und Entscheidungskompe- 
tenz ausgestattet hätte. Die Hierarchie blieb im- 
mer bestehen, Vertretern von Verwaltungsein- 
heiten war ein rotierendes Gruppensprecher- 
oder Team-Koordinator-System immer „egal“; 
sie brauchten ihren Ansprechpartner und beka- 
men ihn auch. Diese daher allenfalls als ‚„ideel- 
le Teams“ zu bezeichnenden besonderen Ar- 
beitsgruppen in der Sozialarbeit blieben ent- 
sprechend in ihrer kulturverändernden Wirkung 
eher marginal. 


Der Boden ist entsprechend wenig bereitet, eine 
Auflistung von hehren Grundsatzzielen und 
-prinzipien eines neuen Führungsverständnis- 
ses, eine Diskussion der Grundlagen wirklicher 
Delegation und Verantwortungsverlagerung, 
die Erörterung des Für und Wider anderer For- 
men der Budgetierung und Mittelverantwor- 
tung aus meiner Sicht daher in mancherlei Hin- 
sicht müßig. 


Das deutsche Haushaltsrecht, das deutsche Be- 
amtenrecht, die Tarifverträge, wesentliche Tei- 
le der Gewerkschaften, die (wie gesehen) über 
Jahrhunderte gewachsenen Traditionen und 
auch die Mentalität vieler Beschäftigter stehen 
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Die Dienstleistungsorganisation 


Prozeß Kreis Team Kompetenz Vernetzung Autonomie 
Geh-Struktur Output-Orientierung Gestaltung 


Verabredungen Außenfokussierung 


einem derartigen „großen Wurf“ eines moder- 
nen Jugendamtes entgegen. 


Was bleibt? 


(> Abbildung 3: Orchester, S. 34) 


Die dritte Metapher (3. Abbildung: Orchester) 
führt m. E. nach in die derzeit einzige realisti- 
sche Richtung und befördert zudem den für 
mich wichtigen Aspekt einer fachlichen Posi- 
tionierung der Jugendämter. Auch bei diesem 
Bild drängen sich einige Assoziationen auf: 


e Die traditionell prägenden (und ja nicht in je- 
dem Fall kontraproduktiven) Strukturen sind 
nicht vollständig aufgelöst, 


e die einzelnen Funktionsbereiche haben sich 
zwar zu „Instrumentengruppen“ zusammenge- 
schlossen, der Gesamtzusammenhang ist aber 
noch wesentlich stärker gegeben als dies in der 
„Mobil&-Struktur“ selbständig operierender 
und nur lose miteinander verbundener Be- 
triebseinheiten vorgesehen wäre, 


e die Leitungsverantwortung („Dirigent“) ist 
nach wie vor eindeutig; (allerdings idealtypi- 
sche) Reverenz an das „Primat der Politik“ und 
ihrer gestaltenden Gesamtverantwortung, 


e das Zusammenspiel(en) ist Bedingung, 


e eine multidimensionale (ganzheitliche) Wahr- 
nehmung ist professionell erforderlich: Der 
Einzelspieler hat auf sich, seine „Mitspieler“, 
die „Zuhörer“ und den „Dirigenten“ zugleich 
zu achten, 


e das Gesamtinteresse geht vor Einzelinteres- 
sen, 


ecs gibt einen Interpretationsspielraum und 
(hoffentlich) auch eine Interpretationsentschei- 
dung, 


° es wird ein Output erstellt, 


e die Dienstleistung orientiert sich (auch) an 
den „Kunden“-Bedürfnissen, 


e es gibt Instrumente (Werkzeuge) und, letzter 
und entscheidender Aspekt: 


ees existiert eine Partitur, also eine Art Akti- 
onsrahmen, nach dem man und frau sich rich- 
ten kann! 


Ich halte das Fehlen jeglicher Jugendhilfe“ par- 
titur“, das unabgestimmte Nebeneinander der 
verschiedensten Interpretationen und das Nicht- 
vorhandensein von „Noten“, also von allge- 
mein verbindlichen und verständlichen Ver- 


ständigungszeichen in und für die Jugendhilfe, 
für eines der wesentlichen Manki der Gestal- 
tung von Jugendhilfe in den Jugendämtern, 
aber auch bei den sog. „Freien Trägern“. 


Ich will daher, letzter Punkt, als, durchaus auch 
provokativ gemeinter, Impuls für die Diskussi- 
on die Eckpunkte einer, im Grunde ja vorhan- 
denen und lange, lange diskutierten, Jugendhil- 
fepartitur im folgenden kurz umreißen: 


Jugendhilfe heute meint im Grundsatz, in öf- 
fentlicher und freier Trägerschaft Angebote für 
Kinder und Jugendliche vorzuhalten - diese 
aber von modernen Jugendämtern zu verant- 
worten und, entscheidender, zu (be-)fördern. 


Das Jugendamt als die staatliche Institution, die 
der Jugendhilfe im Wettbewerb mit anderen 
staatlichen sozialen Dienstleistungen zu ihrem 
Recht verhelfen und zu dem ihr im Konzert der 
Anbieter wohlfahrtsstaatlicher Angebote ge- 
bührenden Platz verhelfen soll, muß damit zu- 
allererst, und dies wird in der neuerdings fast 
ausschließlich, und wie ich glaube am Thema 
vorbeigehenden rein betriebswirtschaftlichen 
Diskussion, zu häufig vergessen, fachlich-in- 
haltliche Standards, mit - wie gesagt - empfeh- 
lendem Charakter, formulieren und auf ihre 
Einhaltung wohl trotzdem pochen. In Stichwor- 
ten: 


1. Gebietsorientierung, 
Regionalisierung, 
Bürgernähe und 
Einmischung 


Das Wohnumfeld und dessen Ressourcen müs- 
sen einbezogen werden. Bürgernähe soll auch 
bedeuten: Bürgerbeteiligung, d. h., der Bürger 
ist an der Planung und Umsetzung zu beteili- 
gen, sein verbrieftes Wunsch- und Wahlrecht 
ist zu respektieren. Es geht also weniger darum, 
dem Bürger vorzuschreiben, was gut für ihn ist, 
sondern aufzunehmen, was er braucht. Fritz 
Perls hat dies einmal schön formuliert und da- 
mit zu einem der klassischen Sätze der Pädago- 
gik gemacht: „Statt, daß ich Dir sage, was Du 
sollst, höre ich mir an, was Du willst!“ 


Regionalisierung heißt, die Möglichkeiten einer 
Sozialraum- und Gemeinwesenarbeit besser zu 
nutzen, d. h. sich an den individuellen und re- 
gional unterschiedlichen Lebenswelten der Be- 
troffenen zu orientieren statt einer rein quanti- 
tativen Flächendeckung mit Angeboten 
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heißt es, nun schon fast mahnend: „Diese Sicht- 
weise entspricht nicht üblichem Verwaltungs- 
handeln und routinemäßigen Verwaltungsab- 


Vorschub zu leisten oder Jugendhilfe auf Ein- 
richtungsplanung zu reduzieren. 


Jugendhilfe vor Ort, gemeinsam mit den Be- 
troffenen, bedeutet aber noch mehr: Einmi- 
schung statt Abgrenzung und Beteiligung statt 
Ausgrenzung sind gefordert. Auch und gerade 
von den Jugendämtern, damit das Jugendamt 
„ein Amt (ist), wo Kinder Recht bekommen“ 
(Ella Kay). 


Damit wäre auch endlich der dringend notwen- 
dige fachpolitische Diskurs eröffnet, statt die 
wenig erfolgreiche Konfliktvermeidungsstrate- 
gie der Jugendämter oder das entschuldigende 
Zurückweichen vor den sog. Sachzwängen ei- 
ner ggf. anderen Interessen verpflichteten 
Kommunalverwaltung fortzusetzen. 


2. Ganzheitlichkeit, 
Alltagsorientierung und 
Prävention 


Die Analyse und der Zugang zu komplexen Le- 
benswelten hat umfassend zu erfolgen. Der 
„Bürger“, nebenbei eine der wenigen begriffli- 
chen Adaptionen aus der ehemaligen DDR, die 
ich erheblich gelungener finde als das abgegrif- 
fene, stigmatisierende und überholte „Klient“ 
oder das auch nicht so ganz angemessene 
„Kunde“, wird mit seinen Wünschen und Pro- 
blemdefinitionen nicht länger nach rechtlichen 
und/oder organistatorischen Aspekten aufge- 
teilt. 


Die Hilfeleistung hat sich mithin an der Be- 
dürfnislage der Bedürftigen zu orientieren, 
nicht etwa umgekehrt hat sich die Bedürfnisla- 
ge am bestehenden Angebotszuschnitt und den 
überdies immer fragwürdigeren und reduzierten 
sog. „restitutiven“, also Mangelsituationen 
kompensierenden Leistungen des Staates aus- 
zurichten. 


In der Stellungnahme der Bundesregierung zum 
nun vorliegenden 9. Jugendgericht heißt es 
denn auch überraschend deutlich: „Aufgabe der 
Fachkräfte in der Jugendhilfe ist es deshalb 
nicht, Lebenssachverhalte unter differenzierte 
Tatbestandsvoraussetzungen von Leistungsnor- 
men zu subsumieren und daraus gesetzlich fest- 
geschriebene Rechtsfolgen abzuleiten, sondern 
in einem gemeinsamen Beratungs-, Planungs- 
und Gestaltungsprozeß zwischen Leistungsbe- 
rechtigten und Fachkraft die Handlungskompe- 
tenz zu stärken und Chancen für eine bessere 
Lebensbewältigung zu eröffnen.“ Und weiter 


läufen“. Dem ist für diesen 
Aspekt nichts hinzuzuset- 
zen! 


Ganzheitlichkeit bedeutet 
aber auch, daß einmal die 
Problematik einzelner Kli- 
enten als solche, zum 
zweiten die Entstehungs- 
bedingungen der Probleme 
und zum dritten die Be- 
handlung der Probleme 
nicht voneinander ge- 
trennt, i. S. eines einfachen 
Ursache-Wirkungs- oder 
Interventions-Lösungs- 

Schemas, sondern mitein- 
ander verzahnt und von- 
einander abhängig; also in- 
terdependent, zu sehen 
sind. Das heißt letztlich 
nichts anderes als: Proble- 
morientierung statt Sym- 
ptomorientierung und Res- 
sourcen- statt Defizitorien- 
tierung und schließt einen 
der wenigen wirklich neu- 
en Aspekte des KJHG mit 
ein: den der Prävention. 


Zu fordern wäre daher 
nicht so sehr die Über- 
nahme mehr oder min- 
der passender be- 
triebswirtschaftlicher 
Handlungsmodelle als 
(vorerst) „letzte Mode 
der Sozialar- 

beit“, sondern eher die 
Besinnung der Ju- 
gendämter auf ihre von 
mir genannten urei- 
gensten fachlichen 
Standards und eine 
Entscheidung, diese 
auch selbst zu entwik- 
keln, zu evaluieren 
und zu vertreten - be- 
vor es andere tun! 


"3. Selbsthilfepotential 


Die Netzwerke vor Ort sind in die Problemlö- 
sungen mit einzubeziehen. Die Jugendämter 
haben Jugendhilfeleistungen vor Ort zu organi- 
sieren, zu ermöglichen und die Träger zu einer 
adressatengerechten und abgestimmten Lei- 
stung zu befähigen. Keineswegs ist daran ge- 
dacht, diese in einer Art Monopolstellung aus- 
schließlich allein anzubieten. Die Jugendämter 
sollen die Straßen der Jugendhilfe bauen und 
beschildern, nicht ausschließlich selbst darauf 
fahren! 


4. Differenzierung, 
Individualisierung und 
Partizipation 


Auszugehen ist vom je besonderen Einzelfall. 
Dies eben unterscheidet die Jugendhilfe als Teil 
öffentlicher Hilfeleistung von Verwaltung: „Je- 
de Sozialarbeit, ob Jugendhilfe oder Sozialhil- 
fe, muß nach den Prinzipien ihrer eigenen : 


> 


Sachgesetzlichkeit vollzogen werden. Dabei ist 
die Übereinstimmung mit den Normen allge- 
meiner Verwaltung um so größer, je stärker es 
sich um allgemeine Hilfen handelt, und um so 
geringer, je stärker individuelle inter-personale 
Beziehungen die Art der Hilfe bestimmen. Das 
liegt daran, daß die allgemeine öffentliche Ver- 
waltung an den Prinzipien einer Ordnungsver- 
waltung orientiert ist und anderen Sachgesetz- 
lichkeiten folgt als die Sozialarbeit.“ Formel- 
haft stehen sich gegenüber: | 


als Prinzipien der Verwaltung: 
e ohne Ansehen der Person 
e primäre Sachbeziehung 


e auf das Allgemeine und Verwaltbare gerichtet 


 e jedem das Gleiche 


als Prinzipien der Sozialarbeit: 

e personalorientiert 

e primäre Hilfebeziehung 

e auf das je Besondere und Einmalige gerichtet 
e jedem das Seine. 


Walter Kosmale hat dies geschrieben, 1972. 
Warum muß eigentlich immer wieder alles un- 
gehört verhallen, warum das Rad immer wieder 
neu erfunden werden? 


9. Lebensweltorientierung 


Die Hilfeleistungen sollten, sofern dies ange- 
sichts einer sich extrem ausdifferenzierenden 
Rechts- und Verwaltungslage in der Jugendhil- 
fe noch leistbar ist, aus einer Hand erfolgen. 
Wünschenswert sind so wenig Bezugs- wie Le- 
bensweltwechsel wie möglich, 


6. Kostenbewußtsein und 
Sicherstellung von 
Effektivität und Effizienz 


Die Zeit- und Zielgerichtetheit wird erst durch 
klarere Prioritäten, realistische Zielvorgaben, 
abgestimmte Hilfesysteme, verbindliche Quali- 
täts- und Leistungsstandards und eine verbes- 
serte Steuerung möglich, 


7. Team- statt 
Einzelentscheidungen 


Bei der Hilfe wirken verschiedene Fachkräfte 
interdisziplinär, ämter- und hierarchieübergrei- 


. fend zusammen, 


8. Kausalität und 
Kongruenz 


Die Fallverantwortung erfordert auch die ent- 
sprechende Entscheidungskompetenz der je- 
weiligen Mitarbeiter, 


9. Flexibilität des Angebots 


Damit ist die schnelle, unbürokratische und 
kontextbezogene Anpassung der Jugendhilfe- 
leistungen an die Bedingungen vor Ort und die 
sich dort abzeichnenden Entwicklungen ge- 
meint. Sie ist damit Teil einer offenen Prozeß- 
planung im Gegensatz zu einer statischen Fest- 
schreibung des materiellen und immateriellen 
Leistungsangebotes. Jugend ist extrem schnell- 
lebig. 


Ohne näher an dieser Stelle darauf eingehen zu 
können, stünde es der Jugendhilfe gut an, die 
an sich einfachen Prinzipien des Marketing, al- 
so der Marktbeobachtung und -interpretation 
anzuwenden und sich wenigstens zeitweise ın 
die Lebensbedingungen und Bedürfnisse von 
Kindern und Jugendlichen hineinzuversetzen. 


10. Binnendifferenzierung 


Die dem örtlichen Träger der Jugendhilfe zuge- 
wiesenen Aufgaben erfordern ohne Zweifel ei- 
ne Binnendifferenzierung, weil die Komplexi- 
tät des Aufgabenspektrums und die mittlerwei- 
le entwickelten Leistungsstandards in den ver- 
schiedenen Aufgabenfeldern der Jugendhilfe 
Spezialwissen und Spezialistenhandeln unum- 
gänglich machen. 


Demgegenüber steht die Entwicklung ganzheit- 
licher Hilfen, um den Interessen und Ansprü- 
chen von Leistungsberechtigten möglichst um- 
fassend gerecht werden zu können. Die Realı- 
sierung ganzheitlicher Hilfen und ein hohes 
Ausmaß an Spezialistentum stellen die polaren 
Gegensätze in der Frage der Aufgabendifferen- 
zierung dar. Zwar sollte schnell eine Einigung 
in der Frage herstellbar sein, daß beide Extrem- 


- punkte keine erstrebenswerte Orientierung sein 


kann, trotzdem ist die Frage der Binnendiffe- 
renzierung von eminenter Bedeutung für die 
Organisationsstruktur eines Jugendamtes. 


Dies war von mir gemeint, wen ich anfangs ha- 
be anklingen lassen, daß erst einmal die vor- 


_ handenen fachlichen Ressourcen optimiert und 


die nicht vorhandenen Standards von und ın 
den Jugendämtern entwickelt werden müßten, 


bevor eine ausufernde und teure Diskussion um 
neue Strukturen, Steuerungsmodelle, Budgetie- 
rung, Dienstleistungszentren u.a.m. geführt 
werden kann. 


Erst wenn alle diese von mir vorstehend skiz- 
zierten Ressourcen in den Jugendämtern opti- 
miert wären, dann 


e würde sich die administrative und freie Ju- 
gendhilfe gebietsnah, bürgernah und regionali- 
siert einmischen, 


e hätte sie einen ganzheitlichen Ansatz, wäre 
alltagsorientiert und präventiv tätig, 


e wäre sie angebotsdifferenziert, individuali- 
siert und partizipativ, 


e wäre sie auch kostenbewußt und effektiv und 
effizient, 


e wäre sie das Resultat von Team- und nicht 
von Einzelentscheidungen, 


e wäre sie kausal und kongruent; d. h., der fall- 
verantwortliche Mitarbeiter wäre auch ent- 
scheidungskompetent, 


e wäre sie im Angebot flexibel und 
e binnendifferenziert, 


e hätte sie sich an jugendspezifischen Erlebnis- 
gemeinschaften und Ausdrucksformen ange- 
schlossen und würde diese verstehen, akzeptie- 
ren und fördern, 


e hätte sie z. B. eine mobile, der Raumaneig- 
nung und der Bewegungssouveränität von Ju- 
gendlichen Rechnung tragende Jugendarbeit 
und eine die Selbstheilungskräfte stützende Fa- 
milienarbeit, 


e würde sie sozialräumliche und sozialökologi- 
sche Ansätze zumindest prüfen und im Trend 
alles Stationäre hinter sich lassen, 


e wäre sie vernetzter und wichtiger Teil einer 
nicht einrichtungszentrierten, sondern aufsu- 
chenden (und in keinem Fall „vertreibenden‘“) 
Sozial- und Jugendarbeit, 


e könnte sie ein nicht pädagogisierendes, aber 
sehr wohl Nähe und Distanz ausbalancierendes 
Beziehungsangebot machen, 


e könnte sie Täter und Opfer differenzieren und 
würde sie dennoch nicht stigmatisieren, 


e würde sie eine nicht nur träger- oder ange- 
botsdifferenzierte und -fixierte, sondern 
selbstorganisierte Sozialarbeit vorantreiben, 


e würde sie ihre Lösungen an den Problemen 
ihrer Klientel ausrichten und nicht erwarten, 
daß diese ihre Probleme auf die bestehenden 
Möglichkeiten zuschneiden, 


e wüßte sie, daß Konkurrenz das Geschäft be- 
lebt, 


e wüßte sie um die Bedürfnisse ihrer „Kund- 
schaft“ und hätte bewußt entschieden, welche 
sie befriedigen will und kann und welche nicht, 


e hätte sie den Maßstab für die „richtige“ Hilfe 
ebenfalls nicht gefunden, wüßte aber um die 
rechtsstaatlichen Maßstäbe und wendete diese 
auch an, 


e beteiligte sie die Betroffenen und hätte den 
„Bürger“ als „Leistungsberechtigten“ akzep- 
tiert, 


e hätte sie (erreichbare) Ziele gesetzt, diese 
überprüft und ggf. angepaßt, 


e wäre sie in der Lage, strukturell und strate- 
gisch zu denken und zu planen, d. h., sie könnte 
den Sprung von der „Intervention zur Infra- 
struktur“ (Christian Schrapper) bewältigen, wä- 
re als vom „Fall“ zum „Feld“ gelangt, 


e hätte sie die „Klassiker“ der Methoden der 
Sozialarbeit integriert: 


e Nicht entweder - oder, sondern: Einzelfallar- 
beit und Gruppenarbeit und Gemeinwesenar- 
beit, 


e könnte sie Grenzen setzen und wäre auch in 
der Lage, diese Grenzen kontextbezogen zu er- 
weitern und 


e würde sie Köder verwenden, die „endlich ein- 
mal den Fischen schmeckten und nicht immer 
nur den Anglern“. 


Kurz, Jugendhilfe wäre etwas. Und moderne 
Jugendämter hätten ihren wesentlichen Anteil 
daran. r 


Zu fordern wäre daher nicht so sehr die Über- 
nahme mehr oder minder passender betriebs- 
wirtschaftlicher Handlungsmodelle als (vorerst) 
„letzte Mode der Sozialarbeit‘ (Hinte a. a. O.), 
sondern eher die Besinnung der Jugendämter 
auf ihre von mir genannten ureigensten fachli- 
chen Standards und eine Entscheidung, diese 
auch selbst zu entwickeln, zu evaluieren und zu 
vertreten - bevor es andere tun! 


Die Jugendämter hätten im übrigen ein Men- 
schenleben damit zu tun, die seit Jahren von ih- 
nen selbst immer wieder propagierte Fachlich- ; 


_ 


“ keit umzusetzen. Sie sollten in ihrem ureigen- 


sten Interesse bald damit anfangen und sich 
nicht in unsinnigen Diskussionen verzetteln, 
die sie nicht betreffen. 


Die aus meiner Sicht mehr oder minder unre- 
flektiert aus dem Profit-Bereich übernommenen 
Führungs-, Steuerungs- und Budgetierungs-In- 
strumente sind zuallerletzt geeignet, das Image 
der Jugendämter, und damit die für den gefor- 
derten Dienstleistungscharakter 
so dringend notwendige Akzep- 
tanz bei den Nutzern aufzupolie- 
ren, weil sie der Gefahr ausge- 
setzt sind, den Menschen in letz- 
ter Konsequenz als „Ware“ zu 
betrachten, das Stadtteilzentrum 
als „Kostenstelle“ und „Bera- 


Zu wünschen wäre den Jugen- 
dämter also einmal mehr, daß 
sie in der Lage sein könnten, den 
ihnen eigenen und von Lothar 
Böhnisch (1972) zu recht als 
„konstitutiv“ bezeichneten 
Grundkonflikt zwischen sozial- 
pädagogischen und administrati- 
ven Handeln zu lösen und nicht 
unnötigerweise einen neuen hin- 
zuzufügen: den zwischen sozial-: 
pädagogischem und betriebswirtschaftlichem 
Denken und Handeln. 


Nur dann werden die Jugendämter in der Lage 
sein, den alten Makel aus Armen-“Policey“ und 
„Anstaltserziehung“ und „Kinderklau-Behör- 
de“ abzustreifen und ihre Kritiker Lügen zu 
strafen, die in ihnen lediglich eine bürokrati- 
sierte Form urdeutscher Elendsverwaltung se- 
hen und sich zu einer wirklichen sozialpädago- 
gischen Behörde zu entwickeln, in der der lei- 
stungsberechtigte Bürger keine „Ware“, eine 
Kindertagesstätte nicht ausschließlich eine 
„Kostenstelle“ und Beratung kein „Vorgang“ 
ıst. 


Das Land braucht keine neuen Ämter in den al- 
ten „Gemäuern“; das Land braucht neue Initia- 
tiven, die eine offensive fachliche Gestaltung 
der Jugendhilfe ermöglichen und zu Wege brin- 
gen. Ein Neubau von Jugendämtern wird also 
nicht nötig sein, ein Umbau reicht. 


Die Jugendämter sind in mancherlei Hinsicht 
recht solide gemauert; sie müssen nur aufpas- 


5 SEN, daß sie hinter den dicken Mauern (= Ab- 


Das Land braucht 
keine neuen Ämter in 
den alten „Gemäu- gen sozialpädagogischer Han- 
ern”; das Land 
braucht neue Initiati- 
tung“ als „Kosten-Nutzen-Rela- ven, die eine offensi- 
Sal ve fachliche Gestal- 


bildung 4) nicht verstauben und in Vergessen- 
heit geraten, sondern daß sie ihre „Auslagen“ 
jeweils zeitgemäß anpassen und an den aktuel- 
len Erfordernissen ausrichten, damit es dann 
heißen kann: Das ist jetzt gut so und da kann 
jede(r) kommen! 
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PRror. Dr. MARIANNE MEINHOLD 


Einleitung 


Das Wort Qualität hat einen guten Klang. Jeder 
ist dafür, weil jeder etwas anderes darunter ver- 
steht. Was ist neu an den aktuellen Qualitäts- 
diskussionen, wo liegen die Chancen und Risi- 
ken, was ist möglich, was ist weniger sinnvoll. 
Davon handelt mein Vortrag. 


Ich werde das Thema abhandeln, indem ich die 
einzelnen Phasen von Qualitätsdiskussionen 
beschreibe. Diese Phasen durchlaufe .ich zur 
Zeit mit einigen kleineren Teams aber auch mit 
einem größeren Verband, den ich berate; des- 
halb kann ich Ihnen zu jeder Phase sagen, wie 
die beteiligten Mitarbeiterinnen damit umgehen 
und was sie davon halten. Erst bei dieser Arbeit 
ist mir die Fülle der möglichen 
Mißverständnisse deutlich geworden, die mit 
diesem Thema verbunden sein können. 


1. Aktuelle Bedeutung des 
Themas 


Im letzten Jahr sind einige neue Regelungen in 
Kraft getreten, u. a. zur Finanzierung von Pfle- 
geleistungen. Deren Grundgedanken werden 
auch in andere soziale Bereiche hineinwirken. 
Durch diese Neuregelung sind die Anbieter so- 
zialer Dienstleistungen unter anderem dazu 
aufgefordert, den Umfang und die Qualität ih- 
rer Angebote zu definieren und offenzulegen. 
Eine wachsende Konkurrenz zwischen unter- 
schiedlichen Leistungsanbietern und das Recht 
der Kostenträger, die Qualität der Leistungen 
zu überprüfen, wird die Leistungsanbieter dazu 


zwingen, nachprüfbare Qualitätsstandards und 
Verfahren zur Qualitätssicherung zu entwik- 
keln. Die Vergleichbarkeit von Dienstleistun- 
gen wird auch deshalb gefordert, weil im Zuge 
der europäischen Einigung Anbieter aus ande- 
ren Ländern auftreten werden. 


Nicht zuletzt fördert der „Zeitgeist“ die aktuel- 
len Qualitätsdiskussionen: In einer Zeit, in der 
Mittelkürzungen im Sozialbereich von breiten 
Wählerschichten honoriert werden, ist die 
Überzeugung, daß der Erhalt und die Auswei- 
tung sozialer Dienste erstrebenswert und sinn- 
voll sei, brüchig geworden. Der kritische Blick 
auf soziale Dienstleistungen ist aber nicht al- 
lein eine Folge von Mittelkürzungen, sondern 
geht einher mit der Meinung vieler Bürger, daß 
diese Leistungen in der Trägerschaft des „öf- 
fentlichen Dienstes“ oder vergleichbarer Orga- 
nisationen nicht kompetent ausgeführt werden 
(vgl. Martin 1993). Die „Nutzer“ sozialer 


Dienstleistungen, z. B. die Klienten und Geld- _ 


geber, sind insgesamt mündiger und anspruchs- 
voller geworden. Deshalb empfiehlt Stark 
(1994), das Thema ‚„Qualitätssicherung“ offen- 
siv anzugeben. Denn „Qualitätssicherung“ biete 
auch positive Möglichkeiten in Gestalt einer 


Verbesserung der Leistungsstandards und einer, 


größeren Zufriedenheit der Nutzer. Viele Auto- 
ren (z. B. Martin 1993, Garms-Homolovä 
1991) versprechen sich von Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung eine Imageverbesserung so- 


: zialer Dienste. 


2. Begriffserklärung 


Vielleicht hatten einige von Ihnen heute genü- 
gend Zeit, Mittag zu essen. Einige mögen das 


mung verbindliche Qualitätsziele zu. entwik- 
keln; Qualitätssicherung umfaßt ferner alle 
Maßnahmen und Aktivitäten, die dem Errei- 
chen und Überprüfen der Qualitätsziele dienen. 


Wenn die vier Essensprüfer aus dem obigen 
Beispiel eine Dienstleistung „Fahrbarer Mit- 
tagstisch“ anbieten wollten, müßten sie in Ver- 
handlungsprozessen eine Einigung zwischen 

ihren unterschiedlichen Quali- 


Essen für ‚gut befunden haben, 
andere für weniger gut (wir spre- 
chen über Qualität). Der eine 
fand es zu fett, zu kalorienreich; 
einem anderen war der Eiweißge- 
halt zu gering; einem Dritten war 
es nicht umweltverträglich ge- 
nug, weil es Kiwis zum Nach- 


tisch gab (die kommen bekannt- 


lich von weit her); ein Vierter 
lobte das Essen gerade wegen der 
Kiwis, weil die vitaminreich 
sind. Wenn unserer vier Esser 
Qualitätsurteile über das Essen 
abzugeben hätten, würden sie un- 
terschiedliche Urteile abgeben, 
weil ihnen unterschiedliche Qua- 
litätsdimensionen wichtig sind. 


„Qualität“ 


„Qualität ist keine absolute, un- 
veränderliche Größe. Nicht ein- 
mal bei Produkten (wie bei Au- 
tos) läßt sich Qualität anders als 
in relativen Merkmalen ausdrük- 


„Qualität ist keine ab- 
solute, unveränderli- 
che Größe. Nicht 
einmal bei Produkten 
(wie bei Autos) läßt 
sich Qualität anders 
als in relativen Merk- 
malen ausdrücken; 
um so weniger bei 
Dienstleistungen. 
Qualität ergibt sich 
aus der Übereinstim- 
mung zwischen Er- 
wartungen hinsicht- 
lich der Leistungen 
und der tatsächlich 
erbrachten Dienstlei- 


stung“ 


tätsvorstellungen erarbeiten; sie 
müßten ferner Verhandlungen 
mit Vertretern der potentiellen 
Abnehmer bzw. mit möglichen 
Kostenträgern führen. Dabei 
werden die Qualitätsvorstellun- 
gen gemäß den vorhandenen 
Ressourcen ein weiteres Mal 
modifiziert werden. 


Da der Begriff Qualitätssiche- 
rung zuweilen mit Vorstellungen 
von „Prüfung“ und „Kontrolle“ 
verbunden wird, bevorzugen ei- 
nigte Autoren den in gleicher 
Weise verwendeten Begriff 
„Qualitätsmanagement“, z. B. 
Wöhrl (1994): „Qualitätsmana- 
gement ist die Gesamtheit aller 
qualitätsbezogenen Aktivitäten 
und Merkmale einer Einrich- 
tung“. Durch den Begriff 
„Management“ wird betont, daß 
es sich bei „Qualitätssicherung“ 
um eine Aufgabe der gesamten 


ken; um so weniger bei Dienst- ; 
leistungen. Qualität ergibt sich 
aus der Übereinstimmung zwischen Erwartun- 
gen hinsichtlich der Leistungen und der tat- 
sächlich erbrachten Dienstleistung“ (Garms- 
Homoloväa 1991, 42). 


Die verschiedenen Beteiligten haben in der Re- 
gel unterschiedliche Qualitätserwartungen; des- 
halb erfordert die Definition von Qualitätsstan- 
dards das Aushandeln und Vermitteln zwischen 
unterschiedlichen Interessen. 


„Qualitätssicherung“ 


Für den Kontext sozialer Dienstleistungen kann 
„Qualitätssicherung“ wie folgt definiert wer- 
den: Qualitätssicherung umfaßt alle Aktivitä- 
ten, die darauf zielen, die Erwartungen der Be- 
teiligten zu erkunden und im Verhältnis zu den 
vorhandenen Ressourcen aufeinander abzustim- 
men sowie aus dem Ergebnis dieser Abstim- 


Einrichtung handelt und nicht 
"um ein Ereignis, welches allein 
den Beschäftigten der unteren Ebenen wider- 
fährt. Qualitätsmanagement (oder auch Quali- 
tätssicherung) ist also Aufgabe des gesamten 
Teams und sollte von den Führungskräften ei- 
ner Einrichtung angeregt, unterstützt und vor- 
gelebt werden. 


Der Begriff „Qualitätsmanagement“ (oder noch 
anspruchsvoller und angelsächsischer: „Total 
Quality Management“) gestattet eine einheitli- 
che Perspektive auf Kunden, Organisation, 
Geldgeber, Vermittler, Mitarbeiter und Mana- 
ger (Martin 1993). Auf diese Weise kann das 


‚System, in das eine Dienstleistung eingebettet 


ist, mit allen Abhängigkeiten und Subsystemen, 
sichtbar werden. 


Die „Beteiligten“ werden in der Sprache der 
Qualitätssicherung meistens „Kunden“ oder 
„Nutzer“ genannt; diese „Kunden“ einer sozia- 


len Dienstleistung sind nicht allein „externe“ | 


Kunden, wie Klienten im engeren Sinne, son- 
‘dern auch „Mediatoren“ (Vermittler einer 
Dienstleistung) sowie Zuwendungsgeber und 
Kostenträger und auch ‚‚interne“ Kunden, wie 
die Mitarbeiter einer Einrichtung, die in irgend- 
einer Form mit der Arbeit an der Dienstleistung 
befaßt sind. Beteiligte oder Kunden sind also 
alle jene Personen, die sich ein Urteil über die 
Qualität einer Dienstleistung bilden können 
und deren Urteil die Akzeptanz der Dienstlei- 
stung beeinflußt. Deshalb laufen viele Maßnah- 
men zur Qualitätssicherung darauf hinaus, eine 
möglichst hohe Zufriedenheit auf seiten aller 
beteiligten „Kunden“ zu erzielen. 


Beispiel: Zu den „Kunden“ einer Sozialstation 
gehören unter anderem die pflegebedürftigen 
Patienten und deren Angehörige, die niederge- 
lassenen Ärzte und der Sozialdienst im Kran- 
kenhaus, die Mitarbeiterinnen von Sozialäm- 
tern, Krankenkassen, 
Diensten im Umfeld der Station, zuweilen auch 
ein ehrenamtlicher Vorsitzender des Trägerver- 
eins, ferner die unterschiedlichen Mitarbeiterin- 
nen der Station. 


Für viele Bereiche der Sozialen Arbeit dürfte 
der Begriff „Kundenorientierung“ recht um- 
stritten sein. Auf den ersten Blick könnte sich 
Kundenorientierung mit der vielfach propagier- 
ten „Klientenorientierung“ vereinbaren lassen; 
aber diese „Klientenorientierung“ der Sozialen 
Arbeit ist in der Vergangenheit von betroffenen 
Klienten des öfteren als „Klientenbevormun- 
dung“ (miß)verstanden worden. Jedenfalls las- 
sen kritische Töne aus der Selbsthilfebewegung 
solches vermuten. 


Mit Sicherheit wird ein Klient als „Kunde“ re- 
spektvoller umworben werden als der Klient im 
alten Sinne. Wie aber verträgt sich Kundenori- 
entierung mit dem erzieherischen Auftrag man- 
cher sozialen Einrichtung? Wenn die Zufrie- 
denheit der „Kunden“ einen Maßstab für Quali- 
tät bildet, könnten Sozialarbeiterinnen dazu 
neigen, die Anbahnung schmerzhafter Verände- 
rungsprozesse hinauszuzögern. Allerdings zei- 
gen Qualitätssicherungsvorhaben im Bereich 
der Psychotherapie, daß dieses Problem nicht 
zwangsläufig auftreten muß. 


Zu vermuten ist vielmehr, daß eine Kundenori- 
entierung in einigen sozialen Einrichtungen 
schlichtweg nicht gewünscht wird. Man stelle 
sich nur einmal ein „kundenfreundliches“ Sozi- 


sozialpsychiatrischen . 


alamt vor, das alle Sozialhilfeberechtigten dazu 
ermuntert, ihre Rechte wahrzunehmen. 


Es gibt viele berechtigte Einwände gegen die 
Gleichsetzung von „Klienten“ und „Kunden“ 
sozialer Dienstleistungen, zumal auch die Ver- 
tragsverhältnisse zwischen „Kunden“ und 
Dienstleistungsanbietern recht unterschiedlich 
sind. („Klienten“ haben häufig einen Rechtsan- 
spruch, z.B. nach dem BSHG, während die 
Vertragsverhältnisse „richtiger Kunden“ gemäß 
dem BGB geschlossen werden). Trotz partieller 
begrifflicher Unvereinbarkeiten liegt der Ge- 
winn dieser Sichtweise in der respektvol- 
len,“kundenfreundlichen“ Haltung gegenüber 
den Klienten i. e. S., aber auch gegenüber den 
Mediatoren und Zuwendungsgebern, einer 
Kundengruppe, die von manchen Fachkräften 
vernachlässigt wird. 


3. Phasen von 
Qualitätsdiskussionen: 


Phase 1: „Unverbindliche Qua- 
litätsdiskussionen“ 


Es handelt sich hierbei um Diskussionen, die 
durch veränderte gesetzliche Grundlagen, durch 
neue Richtlinien und Erwartungen auf seiten 
von Zuwendungsgebern ausgelöst werden kön- 
nen. Im kommerziellen Dienstleistungsbereich 
werden solche Diskussionen nach Glaap (1993) 
durch ökonomische Zwänge, durch den 
„Markt“ und durch den Druck von Kunden aus- 
gelöst. Vergleichbare Auslöser regen auch im 
Nonprofit-Bereich Qualitätsdiskussionen an. 
Hier geht der Druck allerdings weniger vom 
„Klienten-Kunden“ aus, als vom Kunden „Zu- 
wendungsgeber“. Im Rahmen des erwähnten 
Beratungsprojekts wird von den Mitarbeitern 
mittlerer und nachgeordneter Hierarchieebenen 
allerdings noch ein weiterer Auslöser genannt: 
die Suche nach verbindlichen Qualitätskriteri- 
en. 


In dieser Diskussionsphase sind relativ unab- 
hängig von der Hierarchieebene, der Organisa- 
tionsform oder der Größe einer Einrichtung 
vergleichbare Fragen zu klären. Im Mittelpunkt 
steht die Information über die Chancen, Zwän- 
ge und Risiken von Qualitätsmanagement und 
Qualitätssicherung. Des weiteren geht es dar- 
um, befürwortende und ablehnende Argumente 
abzuwägen, um zu verdeutlichen, welchen Er- 
kenntnisgewinn eine Formulierung von Quali- 


tätsstandards bringen kann, ohne daß damit 
weitergehende Maßnahmen in Richtung auf ei- 
ne Qualitätssicherung oder eine Beschränkung 
des eigenen Handlungsspielraums hinzuneh- 
men sind. 


Argumente, die für eine Beschäftigung mit der 
Qualitätsfrage sprechen, sind u. a. die folgen- 
den: Durch die Formulierung von Qualitäts- 
standards können wir 


e externen Qualitäts-Verordnungen selbstbe- 
stimmt und offensiv begegnen, 


e unser Selbstbewußtsein stärken, 


e neuen Mitarbeitern überschaubare Informati- 
on geben, 


e ein kundenfreundliches Selbstverständnis ent- 
wickeln, 


eeinen Blick für die Qualität und die Mängel 
der Arbeit in unseren Einrichtungen entwickeln 
und begründen, 


e subjektive Unzufriedenheit mit einigen 
Aspekten unserer Arbeit auf der Basis der erar- 
beiteten Qualitätsstandards überprüfen und ge- 
gebenenfalls begründen, 


e ungünstige Rahmenbedingungen erkennen, 
desgleichen Interdependenzen zwischen Struk- 
turen und Prozessen, zwischen Systemen und 
Personen, 


e anderen Mitarbeiter/innen die Sorge vor Qua- 
litätsprüfungen nehmen, sofern wir sie an Dis- 
kussionen zur Qualitätsfrage beteiligen, 


ein Kostenverhandlungen unsere Forderungen 


nachvollziehbar begründen, 


e selber sicher werden, daß wir meistens das 
Richtige tun. 


Die skeptischen Argumente lauten: 


e wir haben schon so viele Moden überlebt, oh- 
ne daß sich etwas zum Besseren gewendet hät- 
te; 

e hier werden nur neue Begriffe eingeführt, die 
“ kaum neue Erkenntnisse bringen; 


e wir können vieles formulieren und festlegen, 
in der Praxis macht dann doch jeder, was er 
will; 

e wir haben ja auch gar keine Sanktionsmög- 


lichkeiten für diejenigen, die sich nicht an die 
Standards halten; 


e das ganze führt zu einer Ausweitung der Ver- 
waltungsarbeit und fördert die Bürokraten in 
unserer Einrichtung; 


e dokumentiert und überprüft werden nur sol- 
che Ereignisse, die leicht zu erfassen sind, die 
aber nicht besonders wichtig sind; 


e damit wird nur der eigene Spielraum einge: 
schränkt, so daß kein Platz für Kreativität und 
Lebendigkeit bleibt; 


e damit läßt sich keine Mark sparen, 


e der „Markt“ ist unsozial, da gibt es keinen 
Platz für Klientenbedürfnisse; 


e der Klienten-Kunde hat in Wirklichkeit keine 
Wahlmöglichkeit zwischen guten und schlech- 
ten Angeboten. 


Da die Qualitätsdiskussion mit recht unter- 
schiedlichen Zielen und unterschiedlichen 
Schwerpunkten verlaufen können, werden 
Richtung und Verlauf der weiteren Phasen der 
besonderen Situation der einzelnen Einrichtun- 
gen angepaßt. 


Phase 2: Identifikation von 
Kunden und von deren 
Erwartungen 


Anders als erwartet, findet der Kundenbegriff 
große Akzeptanz, und zwar vor allem an der 
Basis: Hier wird der Gedanke der „Kunden- 
freundlichkeit‘“ positiv bewertet und kritisch 
den von höherer Ebene verordneten „kunde- 
nunfreundlichen“ Praktiken entgegengesetzt. 
Als nützlich erweist sich auf allen Hierarchiee- 
benen die Bearbeitung der Frage: Wer alles 
sind unsere Kunden, und was sind deren Erwar- 
tungen und Bedürfnisse. Bereits ein oberfläch- 
licher Blick auf die Widersprüchlichkeit und 
Instabilität der unterschiedlichen Erwartungen 
auf seiten der einzelnen Kundengruppen läßt 
erkennen, daß die Erwartungen und Bedürfnis- 
se von „Klienten-Kunden“ einerseits und Sozi- 
alarbeiterinnen an der Basis andererseits, nicht 
immer übereinstimmen. Die vielfach vorausge- 
setzte Interessenidentität von Sozialer Arbeit 
und ihrer Klientel bedarf im Rahmen von Qua- 
litätsdiskussion einer genaueren Überprüfung. 


Ein besonderes Problem stellten schwer verein- 
bare Erwartungen der unterschiedlichen Kun- 
dengruppen dar. Der Kunde „Kostenträger“ (zZ. 
B. das Arbeitsamt) formuliert andere Vorstel- 
lungen über Inhalt und Dauer geförderter Wei- 
terbildungen als der Kunde „Klient“ oder Teil- 


nehmer einer Maßnahme (z. B. arbeitslose 
Frauen). In solchen Verhandlungen wird das 
Machtgefälle zwischen den verschiedenen 
Kundengruppen sichtbar. 


Die Vermittlungsbemühungen der Sozialarbei- 
terinnen werden spätestens da an eine Grenze 
stoßen, wo der eigene Arbeitsplatz gefährdet 
ist. Das berechtigte Ziel von Fachkräften, den 
eigenen Arbeitsplatz zu erhalten und qualitäts- 
voll auszubauen, sollte in den Qualitätsdiskus- 
sionen nicht ausgeblendet werden. Erinnert sei 
daran, daß Qualitätssicherung ein Beachten der 
Erwartungen von allen Beteiligten erfordert so- 
wie ein Ausbalancieren dieser Erwartungen im 
Verhältnis zu den vorhandenen Ressourcen. 


Phase 3a: Festlegen, für welche 
Bereiche die Qualitätsstan- 
dards formuliert werden sollen 


Es wird empfohlen, sich auf jene Bereiche zu 
konzentrieren, die für die Qualität einer Dienst- 
leistung von ausschlaggebender Bedeutung 
sind (vgl. Glaap 1993); diese Bereiche betref- 
fen „Berührungspunkte“ mit Kunden. Bereits in 
dieser Phase stellt sich heraus, daß die Fachlite- 
ratur zwar eine Menge Orientierungen zum 
Umgang mit „Klienten-Kunden“ anbietet, daß 
aber bislang wenig fachliche Aufmerksamkeit 
dem Umgang mit den Kundengruppen „Mitar- 
beiter“ und „Zuwendungsgeber“ gewidmet 
wird. So überrascht es nicht, wenn beispiels- 
weise administrative Aktivitäten, die im Um- 
gang mit Zuwendungsgebern erforderlich wer- 
den, als „sozialarbeits-fremd“ gelten. Da die 
Verhandlungen mit Zuwendungsgebern zu- 
meist von Fachkräften höherer Hierarchieebe- 
nen zu führen sind, werden deren verwaltungs- 
technische und juristische. Vorlieben von den 
nachgeordneten Mitarbeitern als etwas Stören- 
des, die „eigentliche“ Arbeit Behinderndes be- 
trachtet, ohne den Wert dieser Aktivitäten für 
den Erhalt des eigenen Arbeitsplatzes zu würdi- 
gen. 


Phase 3 b: Formulieren von 
Qualitätsstandards und 
Verhaltensregeln 


Wer Qualitätsstandards formuliert, muß offen- 
baren, welche Aspekte seiner Arbeit ihm wich- 
tig sind. Es lassen sich beliebig viele Aspekte 
einer Dienstleistung zu „Qualitätsdimensionen“ 
definieren (vgl. das Beispiel „fahrbarer Mit- 
tagstisch“). Wichtiger als die Anzahl der Di- 


mensionen ist die Frage, ob diese Dimensionen 
zum beruflichen Selbstverständnis der Fach- 
kräfte passen. Ausschließlich formale Quali- 


tätsdimensionen - wie zZ. B. 
„Anzahl der Toiletten“, „Zu- 
verlässigkeit der Öffnungs- 
zeiten“, „Dauer der Warte- 
zeiten“ - mögen zwar we- 
sentliche Aspekte einer 
Dienstleistung betreffen, 
dennoch gehen die berufli- 
chen Qualitätsvorstellungen 
der meisten Fachkräfte über 
solche Dimensionen hinaus. 
Für psychosoziale Dienstlei- 
stungen sollten deshalb auch 
immer konzeptuelle Quali- 
tätsdimensionen entwickelt 
werden (s. u.). 


Sofern wir beim Nachden- 
ken über Qualität nicht al- 
lein Interaktionen mit Klien- 
ten im Auge haben, sondern 
auch die Interaktion mit den 
Mitarbeitern einer Organisa- 
tion und mit den übrigen be- 
teiligten „Kunden“, könnte 
eine weitere Dimension die 
„Umgangsformen“ mit 
nachgeordneten Mitarbei- 
tern betreffen. Ich halte die 
Einführung einer solchen 
Dimension für erforderlich, 


weil „Qualität“ für den Kli- , 
enten leichter von Mitarbei- " 


Wer Qualitätsstan- 
dards formuliert, muß 
offenbaren, welche 


: Aspekte seiner Arbeit 


ihm wichtig sind. Es 
lassen sich beliebig 
viele Aspekte einer 
Dienstleistung zu 
„Qualitätsdimensionen 
definieren. Wichtiger 
als die Anzahl der Di- 
mensionen ist die Fra- 
ge, ob diese Dimensio - 
nen zum beruflichen 


‚Selbstverständnis der 


Fachkräfte passen. 

Für psychosoziale 
Dienstleistungen soll- 
ten deshalb auch im- 
mer konzeptuelle Qua- 
litätsdimensionen ent- 
wickelt werden. 


tern erbracht werden kann, mit denen „quali- 


tätsvoll“ umgegangen wird. 


. Dimensionen/konzeptuell: 


In vielen kleineren und größeren Projekten oder 
Einrichtungen ist irgendwann einmal ein „Kon- 
zept“ entworfen worden, in welchem die zu er- 
bringende Dienstleistung beschrieben wird. 
Konzepte enthalten allgemeine Angaben über 
die Zielgruppe, über die Art und Weise, wie die 
Dienstleistung zu erbringen ist und seltener 
auch, welche Mängel auf seiten der Nutzer mit 
Hilfe dieser Dienstleistungen zu kompensieren 
sind; d. h. in den Konzepten finden wir Hinwei- 
se zu den Prozessen und den erwarteten Ergeb- 
nissen der Arbeit. Hingegen fehlen häufig An- 
gaben darüber, welche Strukturen der Organi- 
sation die gewünschten Arbeitsprozesse begün- 
stigen oder behindern würden. 
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Aussagen über die Prozesse sind gewöhnlich in 
Form von handlungsleitenden Richtlinien (vgl. 
„Arbeitsprinzipien“) konzipiert. Beliebte Ar- 
beitsprinzipien sind z. B. „Mitbestimmung der 
Klienten“, „Stadtteilbezug“, „ganzheitlich“. 
Diese Begriffe bleiben nichtssagend, sofern de- 
ren konkrete Bedeutung für den Kontext einer 
speziellen Institution nicht erarbeitet wird. 


Beispiel: Eine Beratungsstelle für minderjähri- 
ge Mütter verspricht in ihrem Konzept, „ganz- 
heitliche Hilfe“ zu leisten. Die Mitarbeiterin- 
nen haben diesen Begriff einverständlich fol- 
gendermaßen konkretisiert: Jede ratsuchende 
Klientin wird von einer einzigen Bezugsperson 
ın allen Fragen beraten, also in wirtschaftli- 
chen, erzieherischen, beruflichen, lebensprakti- 
schen, mietrechtlichen und gesundheitlichen 
Angelegenheiten. 


Damit dieser (Qualitäts)anspruch überhaupt 
realisiert werden kann, bedarf es einer dazu 
passenden Struktur. Sollte die Beratungsstelle 
in spezialisierte Unterabteilungen ausdifferen- 
ziert sein, wird sich dieser Anspruch nicht rea- 
lisieren lassen. 


Der Qualitätsstandard der Dimension „ganz- 
heitliche Hilfe“ könnte dann so lauten: „Die 
Mitarbeiterin, die mit einer Klientin das Erstge- 
spräch führt, bleibt für diese Klientin während 
des gesamten Betreuungszeitraums als Berate- 
rin zuständig.“ 


Qualitätsstandards für konzeptionelle Dimen- 
sionen werden häufig in Form von Regeln be- 
schrieben. Diese Regeln geben z. B. vor, wie 
Erstgespräche zu führen sind oder wie Klienten 
ihr Mitbestimmungsrecht ausüben können. Je 
konkreter die Regeln beschrieben werden, de- 
sto leichter fällt es zu überprüfen, inwieweit 
sich die Regeln einhalten lassen und ob die vor- 
handenen Strukturen hinderlich oder förderlich 
sind. 


Je nach Größenordnung des Vorhabens und 
verfügbaren Personalkapazitäten können Quali- 
tätsstandards entweder exemplarisch für einen 
Bereich (z. B. von den Mitarbeitern eines 
Teams) oder arbeitsteilig für mehrere Bereiche 
(z. B. von den Delegiertengruppen eines Ver- 
bandes) oder insgesamt für eine Organisation 


(z. B. durch einen Qualitätsbeauftragten oder 


eine „Steuergruppe“) formuliert werden. Die 
Art der Formulierung von Qualitätsstandards 
folgt unterschiedlichen Verwendungs- zwek- 
ken: | 


e In Verhandlungen mit Kostenträgern werden 
Qualitätsstandards dazu verwendet, Kostenfor- 
derungen zu begründen. In diesen Verhandlun- 
gen beinhalten Qualitätsstandards relativ undif- 
ferenzierte Angaben über Raumausstattungen, 
Personalschlüssel und Qualifikation von Mitar- 
beitern. 


® Innerhalb von Einrichtungen kann die Erar- 
beitung von Qualitätsstandards die Transparenz 
der Leistungen erhöhen, die Selbstkontrolle 
und Handlungssicherheit der Mitarbeiter/innen 
fördern sowie dazu beitragen, das Image der 
Einrichtung gegenüber allen beteiligten Kun- 
den zu verbessern. Um derartige Funktionen zu 
erfüllen, sollten die Qualitätsstandards stark 
ausdifferenziert und in Form von Handlungsre- 
geln formuliert sein. 


e Eine umfassende Ausformulierung von Quali- 
tätsstandards wird auch dann erforderlich, 
wenn eine Zertifizierung der Qualitätssicherung 
angestrebt wird (vgl. Phase 5). 


Im Rahmen des erwähnten Beratungsprojektes 
haben sıch alle Einrichtungen dafür entschie- 
den, eine differenzierte Ausformulierung von 
Qualitätsstandards vorzunehmen. Diese zeitauf- 
wendige Aufgabe des Erarbeitens von passen- 
den Handlungsregeln läßt sich durch mehr oder 
minder längere Prozesse des Aushandelns ver- 
gleichsweise gut bewältigen. Irritationen ent- 
stehen, sobald sich erkennen läßt, daß sich die 
Verbindlichkeit der erarbeiteten Handlungsre- 
geln ausschließlich durch die Ergebnisse des 
Aushandelns legitimieren läßt und nicht durch 
eine übergeordnete Instanz - sei es nun die 
„Wissenschaft“ oder das „Gesetz“ abgesegnet 


‚ werden. Zwar fließen wissenschaftlich geprägte 


Denkfiguren in die Diskussion ein, ferner zeit- 
typische Trends, berufliche Erfahrungen und 
subjektive Überzeugungen; doch bleiben diese 
Wissensfragmente entweder recht allgemein 
oder passen nicht zum spezifischen Kontext des 
eigenen Arbeitsfeldes. 


Beispiel: Verfahren zur Formu- 
lierung von Qualitätsstandards 


1. Schritt: „Bestandsaufnahme“ 


Man muß bei der Erarbeitung von Qualitäts- 
standards nicht bei „Null“ beginnen; denn auch 
in der Vergangenheit wurde ja mehr oder weni- 
ger qualitätsvoll gearbeitet. Deshalb ist es sinn- 


voll, eine zunächst unbewertete Stoffsammlung 
zu den folgenden Fragen durchzuführen: 


e Was läuft gut und sollte erhalten bleiben. 


e Was läuft weniger erfreulich und bedarf der 
Veränderung. 


Bei Bedarf könnte diese Sammlung noch er- 
gänzt werden durch Anregungen aus vorhande- 
nen Konzepten oder aus der Fachliteratur. 


2. Schritt: „Konkretisieren“ 
(„Woran merke ich, ...‘“) 


Solange die Aussagen und Begriffe der Be- 
standsaufnahmen recht allgemein bleiben, wer- 
den kaum Widersprüche deutlich. Da Qualitäts- 
standards nur dann umgesetzt werden können, 
wenn alle Betroffenen verstehen, was sie tun 
sollen, sofern sie nach dem Standard handeln 
möchten, wird es erforderlich, aus den allge- 
meinen Aussagen und Begriffen konkrete Ver- 
haltensregeln zu entwickeln. Auch bei dieser 
Konkretisierung sollten Bewertungen noch 
weitgehend unterbleiben. Der Schwerpunkt der 
Arbeit liegt im Sammeln von. Informationen 
und im Herstellen von Verständlichkeit. 


3. Schritt: „Prioritäten setzen“ 


Aus der Stoffsammlung können wir jetzt jene 
Verhaltensregeln heraussuchen, die alle Betei- 
ligten für wichtig halten. Diese können an- 
schließend in eine Rangreihe gebracht werden. 
(„Was ist am wichtigsten, was ist weniger 
wichtig“). 

Sofern bei einer Verhaltensregel innerhalb ei- 
ner AG starke Kontroversen aufkommen, sollte 
folgendes überprüft werden: 


e Verstehen wir wirklich alle dasselben unter 
dieser Regel. 


e Könnte es sein, daß sich die Kundengruppen 
oder sonstigen Bedingungen der beiden Kontra- 
henten sehr stark voneinander unterscheiden, so 
daß sich der eine Standpunkt auf Bedingung 
„A“ und der andere Standpunkt auf eine unter- 
schiedliche Bedingung ‚B“ bezieht. 


e Sofern die beiden „Kontrahenten“ von glei- 
chen Kundengruppen und Bedingungen ausge- 
hen, könnte man sich entscheiden, sowohl Re- 
gel A wie auch alternativ Regel B aufzunehmen 
und eine Weile Erfahrungen damit sammeln zu 
lassen. 


4. Schritt: Die erarbeiteten 
Verhaltensregeln in einer 


größeren Gruppe zur Diskussion 
stellen 


Auch diese Diskussion sollte wiederum in zwei - 
Phasen verlaufen: 


a) Verstehen alle, was mit diesen Regeln ge- 
meint ist. 


b) Halten die Diskutanten die Regeln für we- 
sentlich, vermissen sie Entscheidendes, etc. 


Obgleich die meisten Verhaltensregeln dem 
Ziel dienen, auf seiten der „Kunden“ Zufrie- 
denheit herzustellen, sollten die meisten Regeln 
Tätigkeiten betreffen, die von mir selbst (also 
den Konstrukteuren der Regeln) auszuführen 
sind und somit „selbst-initiierbare Ziele“ be- 
treffen. 


5. Schritt: Optimal- und 
Minimalstandards festlegen 


6. Schritt: Erprobungsphase und 
Revision 


Ein wesentliches Korrektiv erarbeiteter Hand- 
lungsregeln bietet die qualitätssichernde Praxis, 
Kunden - vor allem auch Klienten-Kunden - an 
der Modifizierung der Handlungsregeln zu be- 
teiligen. 


4. Phase: Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung 


Die schriftliche Formulierung von Qualitäts- 
standards kann bereits als ein Element von 
Qualitätssicherung gelten; denn auf diesem 
Wege können neue und langjährige Mitarbei- 
ter/innen leichter verstehen, was üblich ist und 
erwartet wird. 


Im kommerziellen Bereich dient Qualitätssi- 
cherung der Fehlervermeidung oder der Besei- 
tigung von sog. Schwachstellen. „Schwachstel- 
len“ sind Abweichungen vom definierten Stan- 
dard. „Schwachstellen“ lassen sich aber auch 
identifizieren, ohne vorab Qualitätsstandards 
festgelegt zu haben: Wenn Mitarbeiter „uner- 
freuliche“, negativ bewertete Ergebnisse, Ar- 
beitsabläufe oder Ergebnisse bemerken, handelt 
es sich dabei möglicherweise um „Schwach- 
stellen“, die auf impliziten (noch nicht ausfor- 
mulierten) Qualitätsvorstellungen basieren. Aus 
diesem (Um)weg können Teams dann zur For- 
mulierung von Qualitätsstandards gelangen. 


Bei der Suche nach den Hintergründen von 
Schwachstellen empfiehlt es sich, einem Vor- 


schlag von Martin (1993) zu folgen und die 
sog. „P-P-P-P-Regel“ zu beachten. Für 
Schwachstellen verantwortlich sind nicht allein 
Personen, sondern vor allem auch die Politik 
einer Institution (Vorschriften, Leitbild), die 
Prozeduren (Arbeitsabläufe) und zuweilen auch 
die sog. „physischen Mittel“ (Instrumente, Ma- 
schinen). 


Qualitätssicherung erfordert die Dokumentati- 
on der für die Einhaltung von Qualitätsstan- 
dards wesentlichen Ereignisse. Je kleiner eine 
Organisation ist, desto sorgfältiger sollte er- 
probt werden, welche Ereignisse dokumentie- 
renswert sind. Dokumentationen dienen zu- 
nächst einmal der Selbstkontrolle. Sofern sie 
Außenstehenden zugänglich zu machen sind, 
sollten deren Ziele und Wertvorstellungen zu- 
vor erkundet werden. Daten, die für interne 
Diskussionen nützlich sind, können von exter- 
nen Kontrolleuren leicht mißverstanden wer- 
den. Kunden-, Klienten-, Teilnehmer- und Ex- 
pertenbefragungen ergänzen die Dokumentati- 
on, allerdings ohne sie ersetzen zu können. 


Schwieriger gestaltet sich die Beantwortung 
der Fragen nach den Wirkungen unserer Ange- 
bote und Aktivitäten. Um „Wirkungen“ zu un- 
tersuchen, müssen wir vorab wissen, was wir 
erwarten; wir brauchen also Hypothesen über 
Zusammenhänge von Ursachen und Wirkun- 
gen. „In Wirklichkeit sind einwandfreie Kau- 
salstudien und gut entwickelte Theorien sozia- 
len Verhaltens rar“ (Rossı u. a. 1988, 27). Das 
liegt unter anderem daran: 


e daß die sozialpädagogische Intervention nur 
eine unter mehreren anderen Ereignissen ist 


e und daß sich die Wirkungen von Interventio- 
nen im Laufe der Zeit verändern: Was vor fünf 
Jahren sinnvoll und hilfreich war, könnte heute 
schon zu ganz anderen Ereignissen führen. 


Diese unsichere Lage sollte aber nicht zu der 
Fehlmeinung führen, es sei am Ende gleichgül- 
tig oder beliebig, was wir tun. Es gibt einige 
länger überdauernde Handlungsregeln und es 
gibt andere Regeln, die nur für wenige Situatio- 
nen passen. Zwischen den beiden Extremen 
„Pseudo-Sicherheit“ einerseits und „beliebige 
Unverbindlichkeit“ andererseits können wir mit 
den folgenden Orientierungen eine Art „elasti- 
sche Stabilität“ gewinnen: 


e Wir entwickeln wissenschaftlich geformte 
„Suchstrategien“; d. h. wir dokumentieren un- 
sere Aktivitäten und werten sie systematisch 


aus. Wir entwickeln Annahmen (Hypothesen) 
über die „Wirkungen“ unserer Aktivitäten und 
sind bereit, diese Annahmen zu revidieren und 
zu differenzieren, sofern wir abweichende Er- 
eignisse beobachten. (Dabei werden wir wis- 
senschaftliche Erkenntnisse und berufliche Er- 
fahrungen verwerten.) 


e Wir entwickeln unsere Fähigkeiten zum diffe- 
renzierten, mehrdimensionalen Wahrnehmen 
und Urteilen. Wenn eine „neue Wahrheit“ pro- 
pagiert wird, hüten wir uns, diese zur „alleini- 
gen Wahrheit“ zu erheben. 


e Wir nehmen zur Kenntnis, was anderswo ge- 
macht wird. 


e Wir erweitern unser Handlungsrepertoire: Je 
mehr Handlungsmöglichkeiten wir haben, desto 
flexibler können wir uns in unterschiedlichen 
Situationen verhalten. (Übrigens: auch bewähr- 
teste Handlungsregeln können uns in Extremsi- 
tuationen im Stich lassen; die meisten Regeln 
taugen nur für mittlere Schwierigkeiten.) 


e Wir formulieren für uns einige wenige stabile 
Wertmaßstäbe, die wir nicht revidieren, deren 
konkrete Bedeutung wir aber jährlich einmal 
überprüfen und ggf. erweitern. 


Solch eine relativ überdauernde Orientierung 
könnte die folgende sein: 


° An erster Stelle steht die Sicherung einer ma- 
teriellen und physischen Grundversorgung von 
Klienten; 


e ebenso wichtig ist die Erhaltung der eigenen 
Arbeitsplätze. 


e Auf der nächsten Prioritätenstufe könnten je 
nach Arbeitsfeld die soziale und kulturelle Res- 
sourcenerschließung in den Wohngebieten von 
Klienten stehen oder bei Bedarf: die Vermitt- 


lung von Handlungskompetenzen. 


e Eine weitere Prioritätenstufe könnte Aufgaben 
beinhalten wie das Wecken und Befriedigen 
von Bedarf nach spezialisierten Angeboten, 
auch für solche Kundengruppen, die weniger 
gravierenden Einschränkungen als die „klassi- 
schen Klienten“ ausgesetzt sind. (vgl. Mein- 
hold 1994 b) 


Die sog. „fachlichen Standards“ vergangener 
Jahre lassen sich unter der Formel „Menschen- 
rechte für Klienten“ zusammenfassen. Auch 
das kann eine zeitüberdauernde Orientierung 
bleiben. 


Phase 5: Entscheiden, ob eine 
Zertifizierung der Qualitätssi- 
cherung anzustreben ist. 


Eine Zertifizierung der Maßnahmen zur Quali- 
tätssicherung (nach ISO 9001) wird zur Zeit 
von keinem der beratenden Organisationen für 
sinnvoll gehalten. Eine Zertifizierung des Sy- 
stems zur Qualitätssicherung ist sehr teuer und 
aufwendig; das Zertifikat bestätigt nicht die 
Qualität der Dienstleistung, sondern nur die 
Qualität der Maßnahmen zur Qualitätssiche- 
rung, also weitgehend die Qualität von Doku- 
mentationsaufgaben. Eine fortlaufende bedarfs- 
gerechte Modifizierung der Standards und eine 
kreative Variation von Inhalten und Methoden 
wird auf diese Weise erschwert. 


Die Zertifizierungsprozedur stärkt die Bürokra- 
ten, nicht aber die Qualität. Dembski und Lo- 
renz (1994) bestätigen diese Einschätzung: 
„Aufgabe eines Qualitätssicherungssystems ist 
es. eine einmal festgelegte Ausprägung eines 
Produktes ständig zu reproduzieren, und zwar 
unabhängig von dessen "Qualität’.“ (S. 15) 


Das Zertifikat hat also nicht mit dem Produkt 
(oder seiner Qualität). sondern immer nur et- 
was mit dem System der Qualitätssicherung zu 
tun. Auch Glaap (1993). der die Anforderungen 
an ein Qualitätshandbuch detailliert beschreibt, 
hält die Zertifizierung der Qualitätssicherung 
für innovationshemmend. 


„Die Mitarbeiter müssen sich abgewöhnen, 
Protokollnotizen zu schreiben, zu unterschrei- 
ben. mit einem Verteiler und Datum zu verse- 
hen. tatsächlich zu verteilen, danach zu arbei- 
ten, notwendige Änderungen über den Vorgang 
abzuwickeln. Solange entsprechende Verfahren 


nicht verinnerlicht sind, hat es keinen Sinn, 
über die Zertifizierung nachzudenken 
(Dembski und Lorenz a. a. O. S. 20).“ 


Größere Einrichtungen könnten anstelle forma- 
ler Zertifizierungsprozeduren interne Regeln 
zur Qualitätssicherung entwickeln und diese 
den eigenen Besonderheiten und Erfordernissen 
anpassen. 
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„Qualität“ 


Qualität 

„Qualität ist keine absolute, unveränderliche 
Größe. Qualität ergibt sich aus der Überein- 
stimmung zwischen Erwartungen hinsichtlich 
der Leistungen und der tatsächlich erbrachten 
Dienstleistung“ (Garms-Homoloä 1991, 42). 


Die verschiedenen Beteiligten haben in der Re- 
gel unterschiedliche Qualitätserwartungen; des- 
halb erfordert die Definition von Qualitätsstan- 
dards das Aushandeln und Vermitteln zwischen 
unterschiedlichen Interessen. 


Qualitätssicherung 


Qualitätssicherung umfaßt alle Aktivitäten, 
die darauf zielen, die Erwartungen der Beteilig- 
ten zu erkunden und im Verhältnis zu den vor- 
handenen Ressourcen aufeinander abzustim- 
men sowie aus dem Ergebnis dieser Abstim- 
mung verbindliche Qualitätsziele zu entwik- 
keln; Qualitätssicherung umfaßt ferner alle 
Maßnahmen und Aktivitäten, die dem Errei- 
chen und Überprüfen der Qualitätsziele dienen. 


Qualitätsmanagement (oft bedeutungsgleich 
mit: Qualitätssicherung) ist Aufgabe des ge- 
samten Teams und sollte von den Führungs- 
kräften einer Einrichtung angeregt, unterstützt 
und vorgelebt werden. Der Begriff „Qualitäts- 
management“ gestattet eine einheitliche Per- 
spektive auf Kunden, Organisation, Geldgeber, 
Vermittler, Mitarbeiter und Manager (Martin 
1993). Auf diese Weise kann das System, in 
das eine Dienstleistung eingebettet ist, mit allen 
Abhängigkeiten und Subsystemen sichtbar wer- 
den. 


Qualitätsdimensionen sind Aspekte einer 
Dienstleistung, die von den Beteiligten für be- 
deutsam gehalten werden. Diese Dimensionen 
können die Arbeitsprozesse, die Struktur der 
Organisation und/oder die Ergebnisse betref- 


fen. 


Es gibt formale Dimensionen (Anzahl der Toi- 
letten) und konzeptionelle Dimensionen (aus 
der Konzeption oder den Arbeitsprinzipien er- 
schlossen). 


Qualitätsstandards sind Maßstäbe, um die ge- 
wünschte Ausprägung der Merkmale festzule- 
gen. Mit der Festlegung von Qualitätsstandards 
schaffen wir einen zu unseren Qualitätsvorstel- 
lungen passenden Maßstab, mit dem wir Quali- 
tät einzelner Handlungen oder Ereignisse be- 
werten. Qualitätsstandards für konzeptionelle 
Dimensionen (oder Merkmale) werden häufig 
in Form von Verhaltensregeln beschrieben. 


„Kunden“ 


Die „Beteiligten“ werden in der Sprache der 
Qualitätssicherung „Kunden“ oder „Nutzer“ 
genannt; diese „Kunden“ einer sozialen Dienst- 
leistung sind nicht allein „externe“ Kunden, 
wie Klienten im engeren Sinne, sondern auch 
„Mediatoren“ (Vermittler einer Dienstleistung) 
sowie Zuwendungsgeber und Kostenträger und 
auch „interne“ Kunden, wie die Mitarbeiter ei- 
ner Einrichtung, die in irgendeiner Form mit 
der Arbeit an der Dienstleistung befaßt sind. 


Schwachstellen sind Abweichungen vom defi- 
nierten Standard. Die vermuteten Hintergründe 
von Schwachstellen sollten sich mindestens 
zwei der „Ps“ zuordnen lassen (vgl. die P-P-P- 
P-Regel nach Martin, 1993 (Personen - Politik 
(Vorschriften, Leitbild)-Prozeduren (Arbeitsab- 
läufe) - Physische Mittel (Instrumente, Maschi- 
nen). 


„Erfolgserlebnisse“ 
erfordern Zielklarheit 


Zielklarheit heißt zu wissen, welche meiner 
Ziele selbst-initiierbar sind und welche 
fremdabhängig sind. 


„Selbst-initiierbares“ Ziel: Das Erreichen des 
Zieles ist wesentlich von meinen eigenen Akti- 
vitäten abhängig. 

„Fremd-abhängiges“ Ziel: Das Erreichen die- 
ses Zieles hängt nur teilweise oder gar nicht 
von meinen Aktivitäten ab. 


„Erfolgskontrolle“ 


Selbstkontrolle/-Akzeptanz von seiten der Kun- 
den/-Fremdkontrolle z. B. durch Checklisten/da 
sich Ursache-Wirkungszusammenhänge in der 
Zeit verändern: Suchstrategien/überdauernde 


Wertmaßstäbe:: „Menschenrechte für Klien- 
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ten”. 


Literatur: Garms-Homolova, V. (1991) Ent- 
wicklung von Qualitätskriterien für die ambu- 
lante Arbeit am Beispiel der Hauspflege und 
der ambulanten Versorgung. In: Brosch, E. 
M./Beck, M. (Hg.) Die Qualitätsfrage in der 
ambulanten Versorgung. Berlin: Paritätisches 
Bildungswerk e. V., S. 38 - 54 


Martin, L. L. (1993) Total Quality Management 
in Human Service Organisations. Newbury 
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Phasen von 


Qualitätsdiskussion 


1. Phase: „Allgemeine Qua- 
litätsdiskussionen“ 


Anlässe und Auslöser sind: Gesetzliche Ände- 
rungen/ökonomische Zwänge/Unzufriedenheit 
mit aktuellen Ereignissen/Wünsche zur Verbes- 
serung der eigenen Angebote/der „Markt“/die 
Suche nach verbindlichen Qualitätskriterien 


Aufgaben: Informieren über die Chancen, 
Zwänge und Risiken von Qualitätsmanagement 
und Qualitätssicherung 


2. Phase: Identifikation von 
Kunden und deren Erwar- 
tungen 


Wer alles sind meine Kunden/wie unterschei- 
den sich deren Erwartungen voneinander/wel- 
chen Beitrag leisten einzelne Kundengruppen 
für den Erhalt meines Angebots. 


3. Phase: Erarbeiten von 
Qualitätsstandards 


Es wird empfohlen, sich auf jene Bereiche zu 
konzentrieren, die für die Qualität einer Dienst- 
leistung von ausschlaggebender Bedeutung 
sind. Diese betreffen meistens Berührungs- 
punkte („Schnittstellen“) mit „Kunden“. 


1. Schritt: „Bestandsaufnahme“ 
e Was läuft gut und sollte erhalten bleiben. 


e Was läuft weniger erfreulich und bedarf der 
Veränderung. 


Bei Bedarf könnte diese Sammlung noch er- 
gänzt werden durch Anregungen aus vorhande- 
nen Konzepten oder aus der Fachliteratur. 


2. Schritt: „Konkretisieren“ („Woran 
merke ich, ...“) 


Da Qualitätsstandards nur dann umgesetzt wer- 
den können, wenn alle Betroffenen verstehen, 
was sie tun sollen, sofern sie nach dem Stan- 
dard handeln möchten, wird es erforderlich, aus 
den allgemeinen Aussagen und Begriffen kon- 
krete Verhaltensregeln zu entwickeln. 


3. Schritt: „Prioritäten setzen“ 


4. Schritt: Die erarbeiteten Verhal- 
tensregeln in einer größeren Gruppe 
zur Diskussion stellen 


5. Schritt: Optimal- und Minimalstan- 
dards festlegen 


6. Schritt: Erprobungsphase 


4. Phase: Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung entwer- 
fen 


Die schriftliche Formulierung von Qualitäts- 
standards kann bereits als ein Element von 
Qualitätssicherung gelten. Qualitätssicherung 
erfordert eine Dokumentation der Tätigkeiten 
und Ereignisse. Die Mitarbeiter/innen entschei- 
den, was sie, zu welchem Zweck dokumentie- 
ren wollen. Geeignet sind auch Verfahren der 
Selbst-Evaluation. Sinnvoll sind ebenfalls 
Maßnahmen zur Identifikation und zur Vermei- 
dung von „Schwachstellen. 


5. Phase: Entscheiden, ob 
eine Zertifizierung der QS 
angestrebt werden soll 


Eine Zertifizierung der Maßnahmen zur Quali- 
tätssicherung (nach ISO 9001) wird zur Zeit 


nicht empfohlen; diese Zertifizierung ist sehr 
teuer und aufwendig; das Zertifikat bestätigt 
nicht die Qualität der Arbeit, sondern nur die 
Qualität der Maßnahmen zur Qualitätssiche- 
rung (weitgehend Dokumentationsaufgaben). 
Eine fortlaufende bedarfsgerechte Modifizie- 
rung der Standards und eine kreative Variation 
von Inhalten und Methoden wird auf diese 


Weise erschwert. Die Zertifizierungsprozedur 
stärkt die Bürokratien, nicht aber die Qualität. 


Literatur: Glaap, W. (1993) ISO 9000 leichtge- 
macht. München: C. Hanser 


Dembski, M./Lorenz, Tl (1994) Zertifizierung 
von Qualitätsmanagementsystemen ... expert 
verlag 


Sozialpädagogische Fortbildung 
Dokumente und Materialien 


Psychosoziale Versorgung im regionalen Verbund 

Lebenslagen von Jugendlichen und sozialpädagogische Intervention 
Chancengleichheit von Mädchen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
Familienbilder und Vielfalt sozialer Lebenslagen 

AIDS - Forum zum Umgang mit einem Virus 


Ambulante Dienste - Rückgabe der Probleme und Konflikte an die Gesell- 
schaft 


Frlebnispädagogik im Alltag!? (2. erweiterte Auflage 1992) 
Winterhuder Forum 1988 - Sozialarbeit 2000 


Mütterlichkeit und Repression - zur Funktion von Sozialarbeit am Beispiel der 
Fürsorgerinnen im Faschismus 


Ausbildung für SozialpädagogInnen in deutsch-ausländischen Begegnungs- 
stätten 


Qualifizierung für Anleitung 
ersetzt durch Doku Nr.48 € 


Neue Technologien in sozialpädagogischen Arbeitsfeldern 
Heimleitertagung ‘88 - Heimerziehung und ambulante Betreuung 


Fachgespräche zur feministischen Mädchenarbeit in der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit 


Praxisberatung als Fortbildung 

Medienwelten von Kindern und Jugendlichen 

Nicht-behandlungsorientierte Methoden in der Sozialarbeit/Sozialpädagogik 
Eine Gewerkschaft entstand aus den Trümmern ... 


Straßensozialarbeit in New York - Erweiterte Ergebnisse eines Tagesseminars 
im April 1989 


Forum: 1. September 1939 - Kriegsbeginn und Freigabe des unveräußerlichen 


' Rechts auf Leben 


Heft 21 
Heft 22 
Heft 23 
Heft 24 


Heft 25 


Heft 26 


Heft 27 


Heft 28 
Heft 29 
Heft 30 
Heft 31 
Heft 32 
Heft 33 


Heft 34 


Heft 35 
Heft 36 


Heft 37 


Heft 38 
Heft 39 


Heft 40 


Heft 41 


Heft 42 
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HeimleiterInnentagung 1989 „Wohin hat uns die Heimreform gebracht“ 
Mädchen und Abhängigkeiten 

Altweibersommer - Lebenssituation und Perspektiven älter werdender Frauen 
- Aber was” - Versorgungsformen für alte Menschen 


Wir brauchen mehr! 


Projektorientierung im Berufspraktikum oder Wie kommt die Theorie zur 
Praxis? 


Arbeitsfeld „Hort‘: ErzieherInnen veröffentlichen ihre Arbeit 


Stadtteilkonferenzen Seminar zur Zusammenarbeit im Stadtteil, 2. erweiterte 


Auflage 1992 

Sozialarbeit in Projekten 

Ausbildung für SozialpädagoglInnen in Sozialstationen 

Internationale Aspekte der Sozialarbeit an Beispielen von Mexico und USA 
Feministische Mädchenarbeit in Hamburg 

Forum: Ambulante Erziehungshilfen 

Leben zwischen zwei Kulturen - Mädchen und junge Frauen aus der Türkei 


HeimleiterInnentagung 1990 - Das neue KJHG. Bedeutung für die Heim- 
erziehung in Hamburg 


Drogen und Offene Jugendarbeit - Was tun? 
Fixerräume - eine sinnvolle Orientierung für die Jugendarbeit? 


HeimleiterInnentagung 1991 - Perspektiven der Hilfen zur Erziehung in den 
90er Jahren 


„Neue Ethik“ - Zurück zur Euthanasie? 

Selbstverständnis Feministischer Sozialarbeit 

TUTTO HA UN’OMBRA MENO LE FORMICHE - ALLES HAT EINEN 
SCHATTEN; AUSSER DER AMEISE, Deutsche Übersetzung der Original- 
ausgabe aus Reggio Emilia Marzo 1990 


Forum: Sexueller Mißbrauch an Jungen 


Seminardokumentation: Rabenmütter? Gute Mütter? Erzieherinnen und 
Sozialpädagoginnen in der Doppelrolle 


Heft 43 
Heft 44 


Heft 45 


Heft 46 


Heft 47 


Heft 48 


Heft 49 
Heft 50 
Heft 51 
Heft 52 


Heft 53 


Sozialarbeit im Krankenhaus - Widerspruch oder Selbstverständlichkeit 
J ugendwohnungen auf dem Prüfstand 

Zum neuen Bild vom Kind 

Eine Auseinandersetzung mit dem „Modell Reggio“ in Hamburg 


Berlin-Doku „Kinderträume‘‘ Sem. 26. - 29.11.1991 


Selbstverständnis bezirklicher Jugendhilfe im Rahmen der Hilfen zur Erzie- 
hung 


Lückekinder 
Pädagogische Ansätze für die Arbeit mit 9- bis 14jährigen in Tagesheimen und 
Freizeitstätten 


Praktikanten anleiten lernen 
Konzeption, Erfahrungen, Materialien 


Was braucht das Gemeinwesen? 

Konzeptentwicklung für soziale Punkte zur Integration obdachloser Menschen 
Altenhilfe in Hamburg - Wo steht sie, wo will sie hin? 

Fachgespräch Tagespflege 


Umbau statt Ausbau? 


V = Vergriffene Hefte werden wieder aufgelegt, wenn ca. 100 weitere Bestellungen vorliegen 


A = Ausgelaufene Hefte werden nicht mehr aufgelegt 


